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CLEMENS SIX

Die Entwicklung von Sicherheit: Eine Einleitung

Der österreichische Schriftsteller Robert Menasse, ein renommierter 
Kommentator nationaler und europäischer Entwicklungen, äußerte im 
Sommer 2007 während einer Lesung folgende Einschätzung unserer Zeit: 
Historische Epochen, insbesondere in der Moderne, werden durch zentrale 
Ideen charakterisiert, die die Menschen ins Zentrum ihrer politischen und 
sozialen Aufmerksamkeit rücken und auf diese Weise zum Leitmotiv ihrer 
individuellen und kollektiven Existenz machen. Die Zeitgeschichte Europas 
und bis zu einem gewissen Grad auch der USA kann als eine Aufeinander-
folge von im Wesentlichen drei derartigen Ideen interpretiert werden. Un-
mittelbar nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges beherrschte Europa die 
Idee des Wiederaufbaus verbunden mit der Maxime der Wohlstandsmeh-
rung. Konsequent wurden gesellschafts- und wirtschaftspolitische Maßnah-
men diesen Prioritäten untergeordnet und zudem als Grundbausteine kol-
lektiver Identität installiert. Diese an sich sozialkonservative Periode wurde 
abgelöst durch das Paradigma der umfassenden Befreiung der 68er-Bewe-
gung und eines gravierenden Erwartungshorizontes in Bezug auf die indivi-
duelle, sexuelle und soziale Revolution, die bis tief in die 1980er Jahre an-
hielt. Dann kam der Zusammenbruch des real existierenden Sozialismus, 
der die Neuauflage eines Freiheitsversprechens war, das durch die bitteren 
ökonomischen und sozialen Realitäten nach dem Umsturz deutlich relati-
viert wurde und damit den Übergang zu einem weiteren Wandel einleitete. 
Die dritte große Idee nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges, die sich auch 
gegenwärtig im Zentrum der Aufmerksamkeit befindet, ist laut Menasse die 
Idee der Sicherheit. Damit kulminieren die Vorstellungen von Wiederauf-
bau, Wohlstandsmehrung und der anschließenden Befreiung von den Le-
benslügen vorhergegangener Generationen und ihren rigiden Konventionen 
sowie vom kommunistischen Zwangssystem in einem schier unstillbaren 
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Sicherheitsbedürfnis. Dieses Bedürfnis scheint immer mehr staatliche Kon-
trolle im öffentlichen wie im privaten Raum zu rechtfertigen und baut zu-
dem den Schutz des/der StaatsbürgerIn vor staatlicher Willkür graduell ab.

Die Periodisierung der westlichen Nachkriegsgeschichte entlang solcher 
zentraler Ideen kann keineswegs den tatsächlichen historischen Werdegang 
der betroffenen Gesellschaften erklären, sie verweist jedoch auf signifikante 
Vorstellungen und Themen, die sich in einer gewissen Periode neben ande-
ren Fragen aus Gesellschaft und Politik im Zentrum der öffentlichen Auf-
merksamkeit befinden. Derartige Leitideen sind wahrscheinlich zu keiner 
Zeit umfassend akzeptiert, stellen aber sehr wohl so etwas wie ein Paradigma 
des individuellen und gesellschaftlichen Lebens dar. Die Idee umfassender 
Sicherheit als Leitmotiv macht nur in Kombination mit weit reichenden, 
als real wahrgenommenen Verunsicherungen bzw. Risiken Sinn, die den 
unmittelbaren Bedarf bilden, auf den die Sicherheitsdiskurse reagieren. Um 
dem Thema Sicherheit also etwas genauer auf die Spur zu kommen, ist es 
notwendig, nicht nur nach den Vorstellungen von Sicherheit selbst, son-
dern auch nach den Vorstellungen von ihrem Gegenteil, den Verunsiche-
rungen, Gefahren und Risiken zu fragen, die entsprechend Aufmerksamkeit 
bekommen.

Dabei ist gegenwärtig zweierlei besonders auffallend. Zum einen wer-
den bestimmte Formen von Sicherheit in einer Zeit aktuell, in der Wirt-
schafts- und Sozialpolitiken vor allem im Westen Sicherheit im Sinne von 
sozialpolitischen Standards abbauen und diese Entwicklungen mit einer 
scheinbar unausweichlichen Logik des globalen Wettbewerbs rechtfertigen. 
Einem Mehr an öffentlicher Sicherheit vor Terrorismus oder anderen For-
men politisch motivierter Gewalt steht ein Weniger an sozialer und wirt-
schaftlicher Sicherheit gegenüber. Das Wechselverhältnis von beiden Si-
cherheitsdiskursen ist eine sehr relevante Frage. Zum anderen ist vor allem 
angesichts der massiven politischen Aufmerksamkeit auffallend, dass Sicher-
heit als äußerst diffuser Begriff im Sinne des Schutzes vor höchst unter-
schiedlichen Gefahren und Risiken existiert. Keineswegs eindeutig klar ist 
in den öffentlichen Debatten, welche Sicherheit angestrebt und vor welchen 
Formen von Unsicherheit diese schützen soll, geschweige denn, von wem 
welche Formen von Bedrohungen genau ausgehen. Die Unbestimmtheit 
dieses Begriffes sollte aber weniger als Schwäche als vielmehr als sein (poli-
tischer) ‚Vorzug‘ interpretiert werden, da er nur dadurch praktisch universal 
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einsetzbar ist und auf diese Weise zu einer zentralen Idee einer ganzen Epo-
che werden kann. Das Nachdenken über die aktuelle Hochkonjunktur von 
Sicherheitsthemen und die weit reichenden Konsequenzen dieser Entwick-
lung muss daher beim Begriff der Sicherheit selbst beginnen, um einleitend 
zu klären, welche unterschiedlichen Bedeutungen es gibt und wie sich das 
Verhältnis insbesondere zu bestehenden Machtverhältnissen denken lässt.

1. Sicherheit als soziales Konstrukt

Sicherheit – und dies unterscheidet diese Idee etwa vom Programm des 
wirtschaftlichen Wiederaufbaus oder der Wohlstandsmehrung – ist ein in 
sich vielfältiger Begriff, der kaum objektiv und damit eindeutig definiert 
werden kann. Dies bedeutet nicht, dass Sicherheit immer und ausschließ-
lich von individuellen Beurteilungen und Wahrnehmungen abhängt, der 
Kontext und die sozialen Bedeutungszuschreibungen spielen jedoch eine 
zentrale Rolle. Am besten kann Sicherheit wohl als ein „soziales Konstrukt“ 
verstanden werden, „weil sie sich nicht so sehr auf unverrückbare soziale 
Gegebenheiten“ bezieht, sondern „eher auf bestimmte unterstellte soziale 
Gewissheiten“ (Glaeßner 2002: 3, Herv. i. Orig.). Gegebenheiten, die sich 
aus entsprechenden Daten ergeben, sind in der theoretischen Diskussion 
zwar relevant, spielen aber in der öffentlichen Wahrnehmung von Sicherheit 
bzw. Unsicherheit kaum eine Rolle. Kriminalitätsentwicklungen, Statistiken 
über die Opferzahlen unterschiedlicher Risiken, die etwa den Straßenver-
kehr weit vor dem Terrorismus reihen, oder Angaben über ökonomische 
Risiken werden nur punktuell wahrgenommen und beeinflussen die öffent-
liche Begriffsbestimmung von Sicherheit kaum. Soziale Gewissheiten hin-
gegen, die in engem Zusammenhang mit gesellschaftlichen Bedeutungs-
zuschreibungen stehen, sind für das subjektive, individuelle wie kollektive 
Sicherheitsempfinden von zentraler Bedeutung. Gewissheit und Verlässlich-
keit als Vermeidung von (wahrnehmbaren) Risiken, d.h. die Abwesenheit 
und der Schutz vor (wahrnehmbaren) Gefahren werden damit genauso as-
soziiert wie Statussicherheit, also die Gewährleistung eines bereits erreich-
ten Lebensniveaus oder Sicherheit der materiellen Güter. Subjektive Bedeu-
tungszuschreibungen, die kontext- und gesellschaftsgebunden sind, spielen 
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also neben objektiven Aspekten der physischen Sicherheit etwa in Form des 
Schutzes vor Lebensbedrohungen eine mindestens ebenso wichtige Rolle.

Der Begriff Sicherheit kann daher wissenschaftlich nicht exakt definiert 
werden, umso höher ist aber sein normativer Gehalt und damit sein symbo-
lisches Gewicht. Sicherheit ist also keine präzise Größe, die als analytische 
Kategorie in den Sozial- und Geisteswissenschaften besonders brauchbar 
wäre, sondern eine mit Wertaussagen untrennbar verknüpfte Idee mit hoher 
politischer Signifikanz. Damit erhält der Sicherheitsbegriff gerade in seiner 
Eigenschaft als soziale Konstruktion eine Bedeutung in Geschichte und Ge-
genwart, die dem zeitlichen Wandel unterliegt, unterschiedlichen Sinnge-
bungen und Interpretationen ausgesetzt ist und insbesondere politisch auf 
unterschiedliche Arten instrumentalisiert wird, die Aufschluss über Interes-
sen und Machtverhältnisse einer Zeit geben. Die Verknüpfung mit Macht-
strukturen ergibt sich beim Thema Sicherheit aus zwei Gründen: Zum einen 
gibt es explizite Instrumentalisierungen von Risiken und deren Bekämpfung 
im Sinne einer bewussten politischen Nutzbarmachung dieser Themen. Die 
Grundemotion, die dabei eine wesentliche Rolle spielt, nämlich Angst, ist 
ein zwar gefährliches, strategisch aber sehr wirkungsvolles Motiv politischer 
Klientelbildung, das bei geeigneten Umständen entsprechend genutzt wer-
den kann. Sicherheit bzw. Gefahren sind daher ein Machtinstrument. Zum 
anderen ergibt sich eine Verbindung von Macht und Sicherheitsfragen aus 
der Qualität der oben angesprochenen Gewissheiten als „unterstellte sozi-
ale Gewissheiten“, auf denen Sicherheitsvorstellungen basieren. Es handelt 
sich dabei wie gesagt nicht um objektiv vorhandene Gegebenheiten, son-
dern um nur scheinbar fixe Vorstellungen, die den Prinzipien der Formulie-
rung und Definition unterliegen, also nicht einfach gegeben sind, sondern 
definiert werden müssen. Damit stellt sich die Frage, wer definiert und letzt-
lich entscheidet, was ein Risiko bzw. was Sicherheit ist. Die Begriffe Risiko 
und Sicherheit sind mit anderen Worten „Produkte von Definitionskämp-
fen und Definitionskonflikten im Rahmen bestimmter Definitionsmacht-
verhältnisse“ (Beck 2007: 66), die ihren Niederschlag bzw. ihre Ursache 
auch in den politischen Verhältnissen finden. Diese Interpretation bedeu-
tet nicht, Risiko und Sicherheit als bloße Illusionen abzutun. Ihre Begriffs-
inhalte können aber nicht aus einer ausschließlich externen, quasi objektiv 
vorliegenden Realität erschlossen werden, sondern sind kontextgebunden. 
Sicherheit, Macht und (nationale wie internationale) Politik stehen daher in 
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einem intrinsischen Verhältnis zueinander und können getrennt nicht be-
friedigend analysiert werden.

Die vorliegende Ausgabe des Journals für Entwicklungspolitik ist der Ver-
such, diese Signifikanz des Begriffes Sicherheit als „soziales Konstrukt“ in 
einem Teilbereich der internationalen Beziehungen, nämlich der Entwick-
lungspolitik, herauszuarbeiten, um damit Einblicke in Machtverhältnisse 
und Interessen zwischen Nord und Süd und deren aktuelle Veränderungen 
zu geben und die weit reichenden Konsequenzen der Dominanz der Sicher-
heitsidee sichtbar zu machen. Die einzelnen Beiträge verwenden dazu kei-
nesfalls einen einheitlichen Sicherheitsbegriff, sondern spiegeln die Vielfalt 
dieses Themenfeldes wider. Die Spannbreite der Begriffsbestimmung reicht 
dabei von einem engen Sicherheitsbegriff als Voraussetzung und Ziel ent-
wicklungspolitischer Maßnahmen im Sinne öffentlicher Sicherheit bis zu 
umfassender menschlicher Sicherheit, die ökonomische, soziale und psy-
chische Aspekte mit berücksichtigt. In einigen Beiträgen wird die Verbin-
dung zur Machtfrage explizit gestellt, bei allen aber steht sie zumindest im 
Hintergrund.

2. Unübersichtlichkeit und Präkarisierung als Verunsicherung

Die aktuelle Konjunktur von Sicherheits- bzw. Unsicherheitsthemen in 
Politik und Wissenschaft wird verständlicherweise mit den Terroranschlä-
gen der letzten Jahre in den USA und in Europa in Zusammenhang ge-
bracht, die zweifelsohne zur weiteren Fixierung öffentlicher Aufmerksam-
keit auf Bedrohungen unterschiedlicher Art und ihrer Abwehr beigetragen 
haben. Der mittlerweile auch transnational organisierte Terrorismus konnte 
seit 2001 ein Ausmaß an Beachtung akkumulieren, dass in keinem Verhält-
nis zu seinen tatsächlichen Dimensionen, gemessen an realer Bedrohung, im 
Vergleich zu anderen Gewaltformen oder strukturellen Risiken für die Welt-
gesellschaft steht. Die eigentlichen Gründe, warum die Idee der Sicherheit 
gegenwärtig so zentral ist, gehen aber wesentlich darüber hinaus.

Zunächst ist, so ein Vorschlag von Mary Kaldor, der (transnationale) 
Terrorismus selbst lediglich als ein Aspekt der jüngsten Transformation ge-
waltsamer Auseinandersetzungen zu verstehen, die sich weltweit durchzu-
setzen scheint. Die politische Gewalt der „neuen Kriege“ im 21. Jahrhun-
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dert ist „allgegenwärtiger, richtet sich stärker gegen Zivilisten, verwischt die 
Unterschiede zwischen Krieg und Verbrechen, gründet sich auf eine ent-
zweite Identitätspolitik und verschärft diese immer weiter“ (Kaldor 2007: 
10). Diese „neuen Kriege“ sind keineswegs auf die Peripherie, also die nicht 
oder wenig industrialisierten Länder beschränkt, sondern charakterisieren 
auch die Interventionskriege, die von westlichen Staaten seit dem Ende des 
Kalten Krieges geführt wurden. Die zunehmende Privatisierung von Sicher-
heit im Rahmen dieser Kriege, wie Söldnerheere, die unter staatlicher Lizenz 
operieren oder die unverblümte Verknüpfung der Durchsetzung ökono-
mischer Interessen mit Militärstrategien, sind Detailaspekte dieser „neuen 
Kriege“, die massive Auswirkungen auf die internationalen Beziehungen 
haben. Auch die Kombination dieser neuartigen politischen Gewalt mit 
entsprechend aggressiven Ideologien der Neukonstitution kollektiver Iden-
titäten, bei denen in vielen Fällen Religion eine zentrale Rolle spielt, ist eine 
folgenschwere Entwicklung, deren Ursachen vor allem als Gegentrend zur 
zunehmenden Globalisierung genau analysiert werden müssen, um zu einer 
realistischen Einschätzung dieses Phänomens zu gelangen.

Am Beginn der neuen internationalen Ordnung nach dem Ende des 
Kalten Krieges stand der Befund zunehmender Komplexität der globa-
len Wirklichkeit durch die rasch steigende Entgrenzung wirtschaftlicher 
und politischer Zusammenhänge. Diese Globalisierungen führen zu ei-
ner „Unübersichtlichkeit“ (Jürgen Habermas), die es immer schwieriger 
macht, kausale Zusammenhänge und Ordnungsprinzipien zu erkennen 
und entsprechend danach zu handeln. An sich ist diese Entwicklung ein 
Strukturmerkmal moderner Gesellschaften überhaupt, die Veränderungen 
diesbezüglich in den letzten zweieinhalb Jahrzehnten brachten aber eine 
Steigerung der Qualität und der Geschwindigkeit. Zusätzlich kommt im 
Rahmen dieser Transformationen der Nationalstaat als Grundbaustein kol-
lektiver Identitäten einerseits und der internationalen Beziehungen anderer-
seits unter Druck und verliert graduell an Einfluss, sodass dieses Struktur-
element der bisherigen Ordnung zunehmend schwächer, wenn auch nicht 
völlig irrelevant wird. Die Konsequenz daraus ist ein Abbau von politischen 
und wirtschaftlichen Eingriffsmöglichkeiten für diesen Staat, sodass sei-
ne BürgerInnen mit einem Gestaltungsschwund konfrontiert sind, der der 
wachsenden Unordnung bedrohlich wenig entgegenzusetzen hat.
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Die Unübersichtlichkeit hat jedoch konkrete ökonomische und sozi-
ale Konsequenzen. Während die Intensivierung globaler Wirtschaftsbezie-
hungen eine notwendige Rahmenbedingung für den volkswirtschaftlichen 
Aufstieg unter anderem Chinas und Indiens ist, nimmt weltweit die Un-
gleichheit innerhalb der meisten Gesellschaften und auch zwischen ihnen 
zu. Dieser Sachverhalt ist „grundsätzlich unvereinbar mit der regulativen 
Idee eines ‚gerechten Friedens‘“ (Mahnkopf 2003: 14) und widerspricht 
damit den Erwartungen einer Art Friedensdividende nach dem Ende des 
Ost-West-Konfliktes. Die Präkarisierung sozialer Verhältnisse als unmittel-
bare Folge der Internationalisierung des Wirtschaftens ist ein wachsendes 
Problem, das mit den „neuen Sicherheitsdiskursen“ etwa zu „menschlicher 
Sicherheit“ gelöst werden soll. Diese neuen Diskurse konzentrieren sich, 
abgesehen von kollektiver, öffentlicher Sicherheit, vor allem auf die Bedürf-
nisse des Individuums nach wirtschaftlicher, sozialer, politischer und psy-
chischer Absicherung.

Eine dritte Ursache für die Hochkonjunktur sicherheitsorientierter An-
sprüche und Konzepte ist die Aktualität neuer Risiken, die mit den globa-
len ökologischen Veränderungen in Zusammenhang stehen. Die Dimen-
sion dieser Bedrohungsszenarien übersteigt andere Formen des Risikos, da 
sie für die Menschheit insgesamt eine existentielle Reichweite haben und in 
dieser Hinsicht nur mit der „atomaren Drohung“ (Günther Anders) ver-
gleichbar sind.

3. Entwicklungspolitik als Sicherheitspolitik

Aus all diesen Dimensionen aktueller Bedrohungsszenarien geht bereits 
hervor, dass es sich dabei nicht um lokale oder regionale Phänomene han-
delt, sondern um weltweite Veränderungen, die auch das Verhältnis zwi-
schen Nord und Süd beeinflussen. Im Feld der Entwicklungspolitik und 
der Entwicklungszusammenarbeit, das trotz der Rhetorik einer „Entwick-
lungspartnerschaft“ ein Feld der ungleichen Machtverhältnisse sowie öko-
nomischen, politischen und militärischen Eigeninteressen bleibt, spiegelt 
sich auch die Konjunktur von Sicherheitsinteressen wider.

Sicherheitsfragen sind einerseits ein klassisches Thema der Entwick-
lungspolitik, da Sicherheit unter den notwendigen Rahmenbedingungen 
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für Entwicklung eine herausragende Rolle spielt. Öffentliche Sicherheit, wie 
sie die OECD-Staaten nach dem Zweiten Weltkrieg durch die wirtschaft-
liche und soziale Konsolidierung herstellen konnten, bleibt in beinahe allen 
peripheren Staaten unrealisiert. In Lateinamerika etwa gibt es seit einigen 
Jahren sogar negative Trends, die eine weitere Verschlechterung bewirken. 
Andererseits aber nehmen auch in den Geberstaaten Sicherheitsbelange eine 
immer wichtigere Rolle in den Außenbeziehungen ein und finden auf di-
ese Weise in die Gestaltung der Entwicklungspolitik Eingang. Damit tref-
fen in der Entwicklungspolitik nördliche und südliche Sicherheitsperspek-
tiven aufeinander und durchdringen einander zunehmend. Von besonderer 
Wichtigkeit ist dabei die Frage, wessen Sicherheit durch welche Mittel und 
Strategien erreicht werden soll. Ein näherer Blick auf die konkreten Sicher-
heitsdiskurse der Geber zeigt, dass nicht in jedem Fall, in dem Sicherheit als 
Inhalt oder Voraussetzung von Entwicklungskooperation thematisiert wird, 
(öffentliche oder menschliche) Sicherheit im Süden im eigentlichen Sinn 
gemeint ist, sondern diese zum Beispiel implizit über nördliche Sicherheits-
prioritäten definiert wird.

Eine wesentliche Veränderung, die dem aktuellen Verhältnis von Ent-
wicklungspolitik und Sicherheitsinteressen zugrunde liegt, ist der zuneh-
mend umfassende Sicherheitsbegriff, der mehr und mehr gesamtgesell-
schaftliche Entwicklungen ins Auge fasst und seiner (Sicherheits-)Logik 
unterordnet. Dieser Trend ist nicht auf entwicklungspolitische Themen be-
schränkt, sondern gilt ebenso für die OECD-Länder selbst. Auch dort wird 
innere Sicherheit, also der Schutz einer Gesellschaft vor Kriminalität, Ter-
rorismus und anderen vergleichbaren Bedrohungen, zunehmend als etwas 
interpretiert, das nur durch zusätzliche Überwachungs- und Kontrollmaß-
nahmen bzw. durch Maßnahmen in anderen, nicht unmittelbar sicherheits-
politischen Bereichen wie Sozialpolitik erreicht bzw. erhalten werden kann. 
Die Konsequenz eines derartig expansiven Sicherheitsbegriffes ist unter an-
derem die Verengung der Politik auf die Logik der Sicherheit (vgl. Lim-
bach 2002). In Bezug auf die Beziehungen zwischen Nord und Süd bedeu-
tet dies, Entwicklungspolitik als direkte Herstellung innerer Sicherheit zu 
konzipieren, die den Wert verbesserter Entwicklungsindikatoren auf ihren 
Beitrag zu Ruhe und Frieden reduziert. Für einen an den Menschenrechten 
orientierten Entwicklungsbegriff ist dieser Zugang selbst dann, wenn damit 
tatsächlich innere Sicherheitsbelange im Süden und nicht nördliche Sicher-
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heitsinteressen angesprochen werden, ungenügend. Expansiv ist dieser Si-
cherheitsbegriff aber auch in geographischer Hinsicht, da die Gefahren etwa 
für die innere Sicherheit im Norden praktisch weltweit entstehen können. 
Auf diese Weise wird der gesamte Planet zur eigenen Sicherheitszone, die 
nach entsprechend regulativen Maßnahmen verlangt.

Eine dieser Maßnahmen ist die aktuelle Aufwertung der Prävention. 
Durch den Charakter mancher Bedrohungen wie des Terrorismus geht es 
in der globalen, von den reichen Staaten definierten Sicherheits- und Ord-
nungspolitik mehr und mehr um die frühzeitige Erkennung von Risiken, 
die dann mit entsprechenden präventiven Maßnahmen ausgeschaltet wer-
den sollen, bevor sie sich zu realen Bedrohungen entwickeln. Dieses Prin-
zip gilt wiederum sowohl innerstaatlich wie auch international. In der Ent-
wicklungspolitik mündet dieser Fokus auf Prävention in die Frage, welchen 
direkten Beitrag Entwicklungspolitik und Entwicklungszusammenarbeit et-
wa zur Verhinderung der Entstehung einer Klientel des Terrorismus leis-
ten können oder auf welche Weise ökologisch nachhaltige Entwicklung die 
Entstehung umweltbedingter Risiken verhindern kann. Darin besteht – wie 
der Beitrag von Lothar Brock aufzeigt – einerseits die Gefahr der Zweckent-
fremdung entwicklungspolitischer Kooperation, andererseits möglicherwei-
se aber auch die Chance einer politischen Aufwertung dieses Politikfeldes.

4. Sicherheit als machtpolitisches Instrument

Im Gegensatz zu diesen „echten“ Sicherheitsinteressen sind Sicherheit 
und Unsicherheit in ihrer Eigenschaft als „soziale Konstrukte“ jedoch an-
fällig für politische Instrumentalisierung, die anders gelagerte Interessen et-
wa aus dem militärischen oder wirtschaftlichen Bereich verschleiert. Die 
Sicherheitsrhetorik dient in diesen Fällen als Vorwand, um hegemoniale 
Interessen durchzusetzen und die Mittel für diesen Zweck zu legitimie-
ren. Gerade jene Interessenlagen des Nordens, wie der Ressourcenzugang, 
die Sicherung geostrategischer Einflusssphären oder wirtschaftliche Privi-
legien, die in der gegenwärtigen Neuordnung des internationalen Kräfte-
spiels durch den Aufstieg neuer Regionalmächte wie China, Indien oder 
Brasilien wieder an Bedeutung gewinnen, spielen dabei eine herausragende 
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Rolle und fungieren als Kontext der Sicherheitsdiskurse, der die dabei rele-
vanten Motive mit definiert.

In den hier gesammelten Beiträgen werden beide Formen von Sicher-
heitsdiskursen – sowohl Sicherheit als internationales Politikfeld wie auch 
Sicherheit als Projektionsfläche anders gelagerter Interessen und Machtver-
hältnisse – thematisiert und bewusst in Ergänzung zueinander interpretiert. 
Die Trennlinie zwischen diesen beiden Formen ist in vielen Fällen unscharf. 
Es bedarf daher des prüfenden Blickes auf den größeren, regional- oder 
globalpolitischen Zusammenhang, um die tatsächliche Motivlage der Si-
cherheitsrhetorik und ihre weit reichenden Konsequenzen ausfindig zu ma-
chen.

5. Die Beiträge

Ziel der vorliegenden Ausgabe des Journals für Entwicklungspolitik ist es 
also, die zunehmende Verflechtung von Sicherheitsdiskursen und Entwick-
lungspolitik kritisch zu beleuchten. Diese prüfende Kritik muss aber am tat-
sächlichen politischen Diskurs bzw. an der tatsächlichen politischen Praxis 
orientiert bleiben und auch die Debatten um mögliche strategische und me-
thodische Neuausrichtungen der bilateralen und internationalen Entwick-
lungspolitik mit einbeziehen. Aus diesem Grund versuchen die folgenden 
Beiträge neben einer sachlichen Kritik Entwicklungspolitik auch als Real-
politik zu interpretieren und zu analysieren.

Der erste Beitrag von Jan Pospisil ist eine Auseinandersetzung mit den 
Konzepten und Begrifflichkeiten im Überschneidungsbereich von Ent-
wicklung und Sicherheit, die vor allem um den Begriff der menschlichen 
Sicherheit kreist. Pospisil liefert damit in zweierlei Hinsicht eine notwen-
dige konzeptionelle Vorbereitung der folgenden Detailstudien. Einerseits ist 
es unbedingt notwendig, die globalpolitischen und globalwirtschaftlichen 
Transformationen als Voraussetzungen der aktuellen Sicherheits- und Ent-
wicklungsdiskurse mit einzubeziehen, und andererseits auch die Paradig-
men- bzw. Perspektivenwechsel in der Entwicklungspolitik als sich verän-
dernde Handlungshorizonte zu diskutieren. Den gegenwärtigen Fokus auf 
„Nachhaltigkeit“ interpretiert Pospisil als „Verschiebung der Modernisie-
rungsversprechungen auf unbestimmte Zeit, also im Grunde genommen 
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das Eingeständnis des Scheiterns der bisherigen Konzeptionen von Entwick-
lungspolitik“ (S.21), das zum Ausgangspunkt einer „Versicherheitlichung“ 
(Lothar Brock) der Entwicklungskooperationen wird. Die Anbindung von 
Entwicklungsdiskursen an Fragen der (eigenen, westlichen) Sicherheit re-
sultiert damit logisch aus einer Globalisierung der Sicherheitsbelange über-
haupt, die die Einhegung der Unsicherheiten in der Peripherie als drin-
gendes Eigeninteresse interpretiert.

Lothar Brock erweitert die Frage nach den Konsequenzen dieser zu-
nehmenden Verwebung von Sicherheitspolitik und Entwicklungsdiskursen 
um eine zunächst hypothetische Perspektive, indem er fragt, „inwieweit die 
gegenwärtigen Sicherheitsdiskurse eine Neuausrichtung des Nord-Süd-Ver-
hältnisses zugunsten der Länder des Südens begünstigen (können) oder ob 
sie eher einer hegemonialen, wenn nicht sogar imperialen Politik im Nord-
Süd-Verhältnis Vorschub leisten“ (S.40). Diese von Brock aufgeworfene 
Fragestellung zieht sich durch sämtliche Beiträge des Journals und ist eine 
Kernfrage des Themenfeldes Sicherheit und Entwicklung. Brock selbst be-
antwortet die Frage mit dem Hinweis auf die Totalisierungstendenzen von 
Sicherheitsdiskursen überhaupt. Die bereits angesprochene Definitionsfra-
ge, wer jeweils was auf welche Weise wem gegenüber als Sicherheitsproblem 
reklamiert, beinhaltet nicht nur, dass Überlebensfragen thematisiert wer-
den, sondern enthält in sich eine Tendenz, Sicherheit zu totalisieren und 
damit selbst zu einer Quelle der Unsicherheit zu werden. Konkret in Bezug 
auf die politischen Verhältnisse zwischen Nord und Süd bedeutet das, dass 
es zwar sehr wohl Anzeichen dafür gibt, dass die Konzessionsbereitschaft 
der „hegemonialen Industrieländer analog zur Konfliktfähigkeit der Länder 
des Südens“ steigt, Sicherheitsdenken aber ein Denken im Ausnahmezu-
stand ist, das an sich nur wenig Konzessions- und Dialogbereitschaft kennt. 
Dementsprechend ist Sicherheitspolitik als Leitidee von Global Governance 
wenig geeignet, ein alternatives Projekt von Entwicklung in die Wege zu 
leiten. Eher tendiert es dazu, bestehende Machtverhältnisse zu zementieren 
und deren rücksichtslose Verteidigung im Namen der Sicherheit zu legiti-
mieren.

Zu einem ähnlichen Befund kommt Clemens Six in seinem Beitrag zur 
Gestaltung der Außenbeziehungen der Europäischen Union. Die Felder der 
Entwicklungs- und Sicherheitspolitik werden dabei als Konstruktionsprin-
zipien hegemonialer Ansprüche interpretiert, die sich in gramscianischer 
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Manier aus zweierlei Komponenten zusammensetzen: Konsens und Zwang. 
Die konkrete Gestaltung der Entwicklungspolitik und die zunehmende Ver-
knüpfung mit Sicherheitsfragen folgen einem Muster hegemonialer Eigen-
interessen, das auch in anderen Politikbereichen wie dem Außenhandel zu 
beobachten ist. Das „Überzeugende“ der Sicherheitsdiskurse aus Sicht der 
EU ist hingegen, dass sie ein probates Mittel sind, um einerseits Eigenmo-
delle von Entwicklung im Süden bzw. Osten durchzusetzen und anderer-
seits helfen, europäische militärische Eigenkapazitäten aufzubauen und da-
mit ein Instrument zu kreieren, das das Element des Zwanges ermöglicht 
und zur Hegemonie beisteuert.

Tobias Debiel vom Duisburger Institut für Entwicklung und Frieden 
(INEF) und Daniel Lambach vom German Institute for Global and Area 
Studies (GIGA) hingegen analysieren Sicherheit als legitimes und weit rei-
chendes Kernthema entwicklungspolitischer Kooperation. Am Beispiel der 
fragilen Staaten, die einen besonderen Kontext für Entwicklungskooperati-
onen darstellen, in dem Sicherheitsfragen eine herausragende Rolle spielen, 
diskutieren die beiden Autoren die aktuelle Wiederbelebung des Staatsbil-
dungskonzeptes im entwicklungspolitischen Diskurs. Der Ausgangspunkt 
dabei ist die Notwendigkeit funktionierender staatlicher Strukturen, die ihre 
Kernaufgaben wahrzunehmen wissen und in diesem Sinne ein notwendiger 
Inhalt sowie eine unverzichtbare Rahmenbedingung für Entwicklung sind. 
Obwohl das dafür vorgeschlagene Konzept des „embedded state-building“ 
eine Strategie der Lokalisierung staatlichen Aufbaus darstellt, das auf den 
jeweiligen historischen und gesellschaftlichen Kontext Rücksicht nimmt, 
bleibt doch die Frage, welche Gefahren der Fremdbestimmung diese Form 
des Sicherheitsdiskurses in der Praxis der Entwicklungszusammenarbeit be-
inhaltet. In der aktuellen multilateralen und bilateralen Entwicklungspolitik 
sind diese Strategien jedoch eine Priorität, sodass es unbedingt notwendig 
ist, sie in die Reflexion über die Konsequenzen der Verknüpfung von Sicher-
heitsfragen und Entwicklungspolitik mit einzubeziehen.
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Entwicklung und Sicherheit: Historische, theoretische und
politische Bedingungen der Integration zweier Schlüsselkon-
zepte der globalen Machtbeziehungen

„[W]e will not enjoy development without security, we will not enjoy secu-
rity without development, and we will not enjoy either without respect for hu-
man rights. Unless all these causes are advanced, none will succeed.“ (Annan 
2005: Abs. 17)

„Friede und Stabilität sind also Voraussetzung für Entwicklung und Wohl-
stand, während umgekehrt Armutsminderung und die dauerhafte Verbesserung 
der Lebensverhältnisse einen wichtigen Beitrag zur Vermeidung von gewalt-
samen Konflikten leisten.“ (Austrian Development Agency 2006: 6)

Diese zwei aus sehr unterschiedlichen Kontexten stammenden Zitate 
– das erste aus Kofi Annans letztem großen UN-Bericht In Larger Freedom, 
das zweite aus den Leitlinien zur Friedenssicherung und Konfliktprävention 
der Österreichischen Entwicklungs- und Ostzusammenarbeit – demons-
trieren einen Trend in der gegenwärtigen internationalen Politik, der auf 
die Gestaltung sowohl von Entwicklungs- als auch von Sicherheitspolitik 
wesentliche Auswirkungen hat und noch haben wird.

Das in diesen Statements zum Ausdruck gebrachte Motto „Entwicklung 
braucht Sicherheit und Sicherheit braucht Entwicklung“ hat sich im Laufe 
der letzten 15 Jahre – so lange lässt sich dieser Trend eindeutig zurückver-
folgen, auch wenn seine Ursprünge noch eine weitere Dekade zurückliegen 
– speziell für Entwicklungspolitik als eine der zentralen Grundwahrheiten 
etabliert. Damit war und ist dieses Motto nicht nur für eine signifikante 
Wandlung der entwicklungspolitischen Praxis verantwortlich. Es hat auch 
zu einer bemerkenswerten Akkumulation eines spezifischen Wissens ge-
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führt, das über wissenschaftliche Forschungen, Evaluationen, Konzepte und 
Leitlinien diesen Zusammenhang belegen und Interventionen im Sinne ei-
ner produktiven Umsetzung dieser Erkenntnis gestalten will.

Es ist sowohl in Bezug auf die sicherheitspolitische wie auch die Ent-
wicklungsforschung nicht überraschend, dass grundsätzliche Fragestellun-
gen weitgehend ausgeblendet werden. Fragen nach der epistemischen Qua-
lität von Forderungen nach Entwicklung und Sicherheit werden zumeist 
mit einem moralisierenden Verweis auf die Dringlichkeit eines praktischen 
Eingreifens, die sich angesichts der zahllosen Opfer der so genannten „Neu-
en Kriege“ ergeben würde, beiseitegeschoben. Zugleich ist die Arbeit an der 
internationalen Stabilität in einer immer interdependenter werdenden Welt 
eine zentrale Verantwortung für die innere Sicherheit. „Entwicklungspolitik 
im 21. Jahrhundert ist ein strategisches Politikfeld der Weltinnenpolitik“, 
wie es der ehemalige Abteilungsleiter im deutschen Bundesministerium für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), Michael Boh-
net (2001: 49), formuliert.

Dennoch ist eine kritische Auseinandersetzung mit diesem Prozess an-
gebracht. Ich will diese Kritik allerdings nicht im Sinne einer Bestands- und 
Mangelaufnahme mit anschließenden Verbesserungsvorschlägen verstehen, 
sondern als ein störendes Manöver, das, wie es Michel Foucault einmal for-
muliert hat, in erster Linie dazu dient, Dinge, die allzu leicht von der Hand 
gehen, ein wenig schwerer zu machen (Foucault 2005: 222).

So sind es vor allem zwei Aufgabenstellungen, denen ich mich in diesem 
Beitrag widmen will. Zunächst stellt sich in Hinblick auf die eingangs an-
geführten Aussagen die Frage, unter welchen Voraussetzungen die Behaup-
tung der wechselseitigen Bedingtheit von Entwicklung und Sicherheit zu 
einer Wahrheit werden und sich so in weiterer Folge zu einem handlungs-
relevanten Macht-Wissen entwickeln konnten. Ist der Prozess der histo-
rischen Konstruktion dieses Wissens geklärt, sollte es möglich werden, ein-
zelne Handlungskonzepte zu diskutieren, die als praktische Auswirkungen 
dieser neuen, dann sowohl Sicherheits- als auch Entwicklungspolitik um-
fassenden strategischen Ausrichtung spürbar werden. Hier werde ich zwei 
der derzeit maßgeblichen Interventionsparadigmen – Human Security und 
State-Building – in Hinblick auf ihre spezifischen Funktionalitäten und ih-
ren gouvernementalen Gehalt beleuchten.
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1. Der entwicklungsgeschichtliche Kontext: Nachhaltigkeit als
 Vorbedingung von Sicherheit

Es hat etwas Paradoxes an sich, wenn Andreas Boeckh 1993 ausgerech-
net im Handbuch der Dritten Welt vorschlägt, „Rückschau“ auf die Entwick-
lungstheorien zu halten. Denn obwohl er von einem „Scheitern der Ent-
wicklungstheorien an der Komplexität ihres Gegenstandes“ (Boeckh 1993: 
125) spricht, ist für ihn trotzdem eines klar: Entwicklung an sich braucht es 
natürlich schon. Jene neue Bescheidenheit, die er einfordert und die „zum 
dauerhaften Bestandteil der Wissenschaftskultur“ im Bereich der Entwick-
lungsforschung werden sollte (ebd.: 126), bezieht sich also nicht auf die 
Behauptung von Entwicklung selbst. Wiewohl es angesichts der gemessen 
an seinen explizit formulierten Zielbestimmungen und Maßstäben chro-
nischen Erfolglosigkeit von entwicklungspolitischer Praxis eigentlich nahe-
liegend gewesen wäre, das Projekt Entwicklung ad acta zu legen, ist das 
Festhalten an der Idee – schon allein angesichts der institutionellen Eigen-
interessen, die ein GTZ-Bürochef im informellen Rahmen einmal treffend 
mit den Worten „donors are here to stay“ zusammengefasst hat – keineswegs 
überraschend.

Dennoch benötigt es einschneidender Um- und Neuorientierungen, 
wenn es möglich sein soll, von einem Scheitern der Entwicklungstheorien 
zu sprechen und gleichzeitig der Theorie von Entwicklung volle Gültigkeit 
zuzusprechen. Zunächst stellt sich die Frage nach den historischen Rahmen-
bedingungen, die es überhaupt ermöglichen, von einem Ende der Entwick-
lungstheorien zu sprechen. Die großen Auseinandersetzungen der 1970er 
Jahre haben dafür jedenfalls nicht ausgereicht. Letztendlich waren sich die 
großen Widersacher jener Tage, Modernisierungs- und Dependenztheorie, 
sowohl in der Diagnose von Problemstellungen, etwa die Identifizierung 
und entwicklungspolitische Problematisierung von Armut (vgl. Escobar 
1995: 23ff.), als auch in der Festlegung der Therapie „Entwicklung“ einig. 
Der theoriegeschichtliche Ablauf beweist, dass die zeitweise als antagonis-
tisch verstandenen Unterschiede in der Identifikation von Entwicklungs-
hemmnissen und politisch-utopischen Zielvorstellungen demgegenüber 
letztendlich sekundär waren.

Aus historischer Perspektive ist also entscheidend, dass die Auseinan-
dersetzungen primär um die Frage des Entwicklungsweges geführt wurden, 
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während das Ziel von Entwicklung an sich, zumindest in einem gewissen 
Rahmen, unumstritten war. Natürlich waren sich die tragenden Kräfte kei-
nesfalls einig, ob ein wohlfahrtsstaatlich oder ein neoklassisch liberal ori-
entiertes staatliches Modell anzustreben sei oder wie weit und zu welchen 
Bedingungen eine Weltmarktintegration zu erfolgen habe. Aber die grund-
legende Vision einer ökonomischen und sozialen Modernisierung sowie die 
Einrichtung eines modernen Staatswesens wurde durchgängig geteilt, also 
von Modernisierungs- wie Dependenztheorie, von neoklassischen Vertre-
terInnen einer bedingungslosen Weltmarktintegration bis hin zu radikalen 
ApologetInnen einer totalen Dissoziation.

Die wesentliche Neudefinition der entwicklungspolitischen Konzepti-
on ist später, konkret in den 1980er Jahren, anzusetzen, und überwindet 
den Grabenkampf zwischen ModernisiererInnen und Dependistas auch in-
sofern, als sich bi- wie multilaterale Entwicklungsagenturen des Westens 
gegenüber den Dependistas öffnen und sie in gewichtigem Maße über neu 
eingebrachte Themenstellungen zurück ins Boot holen (vgl. Nederveen 
Pieterse 1998: 349f.). Anzuführen ist hier etwa der Versuch der Identifika-
tion gemeinsamer Interessen zwischen Industriestaaten und Entwicklungs-
ländern, die der in diesem Zusammenhang grundlegende Brandt-Report 
der „Nord-Süd-Kommission“ im Jahr 1980 um Begriffe wie Recht, Gerech-
tigkeit und Vernunft zu konstruieren versucht, um „von der ständigen Ver-
wechslung zwischen Wachstum und Entwicklung loszukommen“ (Brandt 
et al. 1980: 33). Es sollte allerdings noch einige Jahre in der „verlorenen De-
kade“ der 1980er benötigen, bis es einer weiteren Kommission, diesmal der 
1983 von der UNO eingesetzten „Weltkommission für Umwelt und Ent-
wicklung“ unter Leitung von Gro Harlem Brundtland, vorbehalten war, 
1987 die anstehende Neudefinition von Entwicklungspolitik mit einem Be-
griff auf den Punkt zu bringen: Nachhaltigkeit.

Der zunächst hauptsächlich für den Umweltbereich vorgesehene Begriff 
– vorwiegend im Sinne einer Nutzungsweise natürlicher Ressourcen, die ih-
re Reproduzierbarkeit und damit langfristige Nutzbarkeit garantiert – wird 
zu dem entwicklungspolitischen Schlüsselbegriff der 1990er Jahre, definiert 
als „development that meets the needs of the present without compromising 
the ability of future generations to meet their own needs“ (Weltkommission 
für Umwelt und Entwicklung 1987, zit. n. Duffield 2005: 149). Diese Defi-
nition ist entscheidend, bedeutet sie doch den wesentlichen Bruch mit dem 
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bis zu diesem Punkt vorherrschenden Entwicklungsdenken: „it marked an 
end to earlier modernist assumptions that the underdeveloped world would, 
after passing through various stages, come to resemble the developed. Su-
stainable development breaks this aspirational goal and substitutes a relation 
of containment. Southern populations are now expected to live within the 
limits of their own powers of self-reliance“ (Duffield 2005: 150).

Das Konzept der Nachhaltigkeit hat zwei zentrale Implikationen: Zu-
nächst ist es Voraussetzung für das erwähnte Ende der bis in die 1980er Jah-
re bestimmenden großen Theorie-Debatten (Menzel 1992: 129ff.). Darü-
ber hinaus gelingt es jedoch, durch die im Konzept transportierten neuen 
Inhalte von Entwicklungspolitik über eine gezielte Anbindung der Ökolo-
giebewegungen und des NGO-Sektors, einen Großteil der konkurrierenden 
Ansätze in das Entwicklungsprojekt der staatlichen Eliten des Nordens zu 
reintegrieren.

Dieser Erfolg ist umso erstaunlicher, wenn wir die zweite Implikation 
betrachten, die nachhaltige Entwicklung mit sich gebracht hat: den end-
gültigen Wechsel in der entwicklungspolitischen Zielbestimmung. Denn 
Nachhaltigkeit bedeutet nichts anderes als eine Verschiebung der Moderni-
sierungsversprechungen auf unbestimmte Zeit, also im Grunde genommen 
das Eingeständnis des Scheiterns der bisherigen Konzeption von Entwick-
lungspolitik. Statt der versprochenen Angleichung des Lebensstandards gibt 
es nun vor allem neue Verantwortlichkeiten, die den peripheren Regionen 
zugewiesen werden: eben nachhaltig zu agieren. Dies bedeutet strategisch 
im systemischen Kontext vor allem eines: das Ende der bisherigen Koop-
tierungsstrategien gegenüber den peripheren Regionen und ihre Ersetzung 
durch Containment (vgl. Duffield 2006).

Die Integrationsfähigkeit des Nachhaltigkeitskonzepts zeigt sich im Spe-
ziellen an drei Themenfeldern, die zentrale Kritikbereiche an der bisherigen 
Entwicklungspraxis markieren: Umwelt, Frauen und Frieden. Durch ihre 
Einbeziehung nicht nur in die Diskussion, sondern – als Folge ihrer „Main-
streamisierung“ oder Erklärung zur „Querschnittsmaterie“ – in die defi-
nierten Zielbestimmungen der meisten Entwicklungsagenturen während 
der 1990er Jahre wird ein doppelter Effekt erzielt. Zunächst konnte durch 
die Integration von gängig als „links“ besetzten Thematiken in den Main-
stream-Diskurs eine neue Identität der ODA-Agenturen auch mit den im 
(grün)alternativen und zivilgesellschaftlichen Bereich verorteten Entwick-
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lungshelferInnen hergestellt werden. Die verstärkte Einbindung des NGO-
Sektors in die offizielle bilaterale wie multilaterale Entwicklungshilfe ab den 
späten 1980er Jahren erklärt sich folgerichtig aus diesem Prozess.

Zugleich bedeutet die Aufnahme dieser Themenfelder in weiterer Kon-
sequenz auch, dass in der Analyse die Ursachen der erkannten Probleme ein 
für alle Mal an die Peripherien zurückgeschoben werden (vgl. Hödl 2004: 
58ff.). Denn natürlicherweise geht es bei entwicklungspolitischen Um-
welt-, Frauen- oder Friedensproblematiken wiederum um Probleme an der 
Peripherie, die durch das Know-how der Zentren einer Lösung zugeführt 
werden sollen. Damit wird nicht nur die Wirkung von Ansätzen, die das sys-
temische Ungleichgewicht auf globaler Ebene als primäre Problemursache 
ins Zentrum rücken wollen, effektiv untergraben. Umweltschutz wird zur 
Frage von Luftverpestung in veralteten peripheren Schwerindustriestandor-
ten, Feminismus zur Frage von als reaktionär und patriarchal identifizierten 
Praktiken traditioneller, also rückständiger Gesellschaften und Friedenspo-
litik zur Frage tendenziell als irrational analysierter Gewaltkonflikte an der 
Peripherie. 

An die Stelle von Infragestellungen globaler Herrschaftsverhältnisse und 
einer in einen historischen Kontext gesetzten Suche nach deren Ursachen 
rückt damit die Erkenntnis einer dringend einzudämmenden Gefahr an im-
mer unsichereren Peripherien, was nicht nur die folgerichtige Verknüpfung 
mit Praktiken verstärkter sozialer Intervention, sondern auch die logische 
Anbindung an sicherheitspolitische Konzepte nach sich zieht: „The types of 
economic and social policies being pursued, levels of poverty, the extent of 
corruption, the role of women, the status of the media, psychological well-
being, and so on, have all become areas in which the borderlands as a social 
body have been opened up to levels of metropolitan monitoring, interven-
tion and regulation unprecedented since the colonial period. The transfor-
mation of the borderlands from a series of strategic states into a potentially 
dangerous social body forms the basis of current understandings of human 
security“ (Duffield 2002: 89).
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2. Der sicherheitspolitische Kontext: Neue Bedrohungsbilder
und Analyseraster nach dem Ende des Kalten Krieges

Die Konzeptualisierung dieser Gefahr ist naturgemäß eine Aufgabe, die 
in den genuin sicherheitspolitischen Kontext fällt. Nach Ende des Kalten 
Krieges wandert die Aufgabe der Analyse und theoretischen Konzeptuali-
sierung jedoch merklich von klassischen geostrategischen Ansätzen der In-
ternationalen Beziehungen hin zur Konfliktforschung. Es sind insbesondere 
der Jugoslawien-Krieg, die gescheiterte Somalia-Invasion der USA und der 
ruandische Genozid, die in der ersten Hälfte der 1990er Jahre als Anlässe 
für diese Verschiebung dienen sollten. Vor dem Hintergrund dieser Ereig-
nisse sind es vor allem effektvolle journalistisch-populärwissenschaftliche 
Beschreibungen wie Robert Kaplans Balkan Ghosts (1994) oder Michael 
Ignatieffs Reisebericht in Regionen des „neuen Nationalismus“ unter dem 
Titel Blood and Belonging (1993), die auf fruchtbaren politischen Boden 
fallen.

Schon bald sind von EntscheidungsträgerInnen Aussagen über regionale 
Konflikte zu vernehmen, die sich erheblich von jenen gängigen rhetorischen 
Mustern unterscheiden, die bis zu den 1980er Jahren dominierten. So skiz-
ziert der Sicherheitsberater im ersten Kabinett Clinton, Anthony Lake, im 
September 1994: „The enemies of the tolerant society are not some name-
less, faceless force; they are extreme nationalists and tribalists, terrorists, or-
ganized criminals, coup plotters, rogue states, and all those who would re-
turn newly freed societies to the intolerant ways of the past“ (Lake 1994). 
Nicht mehr der Kommunismus, der pro-westliche Staaten wie aufgereihte 
Dominosteine gefährden würde, sondern eine Mischung aus irrationalem 
Traditionalismus und überbordender Kriminalität wird also zur zentralen 
Bedrohung der Freiheit nach Ende des Kalten Krieges.

Den speziell in Europa gängigsten Überbegriff für diese neu entdeckten 
Phänomene sollte Mary Kaldor liefern: In ihrem 1999 erstmals erschienenen 
New and Old Wars – Organized Violence in a Global Era (Kaldor 2001) geht 
sie davon aus, dass es einen Bruch in der internationalen Kriegsführung ge-
geben hätte, der in den 1980er und 1990er Jahre festgestellt werden könnte. 
Diese neuen Kriege „involve a blurring of the distinctions between war [...], 
organized crime [...] and large-scale violations of human rights“ (ebd.: 2), 
wobei vor allem der letzte Punkt, die Verletzung universell als gültig gesetz-
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ter Rechte, eine Intervention von außen geradezu herausfordert. Folgerich-
tig liegt Kaldors zentraler Ansatz in der Antwort auf diese Herausforderung 
in einer kosmopolitischen Global Governance (ebd.: 147ff.), wobei einer der 
zentralen Aspekte ein cosmopolitan law enforcement (ebd.: 124ff.), etwa im 
Rahmen der UNO, sein sollte. Einer globalisierten, also transnational ver-
fassten Zivilgesellschaft schreibt Kaldor wenig später eine Schlüsselrolle in 
der Umsetzung eines solchen Ansatzes zu (vgl. Kaldor 2003).

In der spezifischeren Ausdifferenzierung dieser neuen Art von Kon-
flikten entwickelt sich ein regelrechter Wettstreit zwischen unterschiedlichen 
Ansätzen, die mehr oder minder explizit neue Paradigmen der Konfliktana-
lyse etablieren wollen. Einer der am häufigsten diskutierten ist sicherlich je-
ner von Samuel Huntington, der diese nicht mehr länger einer politischen 
Logik gehorchenden Konflikte auf einen Clash of Civilizations (Hunting-
ton 2003) zurückführen will, der nach dem Zusammenbruch des durch 
den Kalten Krieg vorgegebenen strukturellen Korsetts nun in verschiedenen 
Weltregionen durchbrechen würde. Diese provokante Essentialisierung von 
Gruppenidentitäten führt zu einer scharf geführten Debatte, im Zuge de-
rer sich die meisten anderen an der Neukonfiguration der Konfliktanalyse 
Beteiligten deutlich von Huntington distanzieren, um zugleich die von ihm 
vorgegebenen Rahmenbedingungen einer post-politischen Konfliktanalyse 
dankbar aufzunehmen.

So erfreut sich die These von „ethnischen Konflikten“ speziell im po-
litikwissenschaftlichen Bereich der Konfliktanalyse – und zwar parallel zur 
Empörung über Huntingtons Ansatz – neuer Beliebtheit. Das Schlüssel-
werk zur Etablierung des Begriffes „ethnischer Konflikt“ in diesem Kontext 
ist dabei schon relativ alt: 1985 veröffentlicht Donald L. Horowitz, der sich 
schon seit Ende der 1960er Jahre mit der Frage von Ethnizität und Konflikt 
auseinandergesetzt hatte, sein Ethnic Groups in Conflict. Die Bedeutung des 
Werkes nimmt mit den Ereignissen in der ersten Hälfte der 1990er Jahre 
schlagartig zu. So kann Horowitz im Vorwort zur zweiten Ausgabe im Jahr 
2000 schreiben: „Since this book was first published, ethnic conflict has es-
tablished itself ever more securely as a subject worthy of serious study. There 
can be no doubt that events have driven scholarship. The most significant 
events followed the demise of the Soviet Union and of the former Yugosla-
via“ (Horowitz 2000: xi).
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Auf Policy-Ebene bildet sich der Begriff des „ethnopolitischen Kon-
fliktes“ als derzeit erfolgreichste Ausprägung des Ansatzes heraus. Er basiert 
auf der Annahme, dass „Ethnie“ ein für politische Zwecke mobilisierbares 
Muster kollektiver Identitätsbildung darstellt, womit er konstruktivistische 
und funktionalistische Zugänge verbindet. Zentral ist der Ansatz etwa für 
die Arbeit der deutschen Berghof-Stiftung, die ihr speziell in Europa sehr 
einflussreiches Konflikttransformations-Handbuch unter das Motto Trans-
forming Ethnopolitical Conflict (vgl. Austin et al. 2004) gestellt hat.

Ein dritter einflussreicher Strang dieser neuen Ansätze in der Konflikt-
analyse entstammt unmittelbar dem entwicklungspolitischen Spektrum. 
Neben den speziell für die deutsche Diskussion wesentlichen Begriffen von 
„Gewaltmärkten“ (Elwert 2003: 96ff.) und „Kriegsökonomien“ (Kurten-
bach/Lock 2004) ist es vor allem eine Weltbank-Projektgruppe unter Lei-
tung von Paul Collier, die mit provokanten Thesen Aufmerksamkeit erregt. 
Zentral bei ihrem Ansatz ist die Konzeptionalisierung von bewaffnetem 
Konflikt als quasi-krimineller Aktivität, womit Collier und sein Team den 
ihrer Meinung nach politikwissenschaftlich dominierten Debatten in der 
Konfliktanalyse eine auf objektiv messbaren Kriterien beruhende ökono-
mische Alternative entgegensetzen wollen. Die durch den Projektbericht 
Breaking the Conflict Trap. Civil War and Development Policy (Collier et al. 
2003) zugespitzte Greed&Grievance-Debatte (vgl. dazu auch Berdal/Malone 
2000) wird zwar schließlich von Collier selbst in ihrer Polarität zurückge-
nommen, sie trägt aber, neben der entsprechenden Forcierung des Ansatzes 
durch die Weltbank, dazu bei, dass der Ansatz bei den meisten policy-rele-
vanten Konfliktanalysen an entscheidender Stelle mit einbezogen wird.

Der für die sicherheitspolitische Umsetzung vielleicht relevanteste Zu-
gang ist jedoch die Interpretation von bewaffneten Konflikten als Kon-
sequenz schwacher oder scheiternder Staatlichkeit. So erkennt etwa der 
deutsche Aktionsplan Zivile Krisenprävention, Konfliktlösung und Friedens-
konsolidierung schwache oder zerfallende Staatlichkeit als Ausgangspunkt 
jener potenziellen „Neuen Kriege“, in denen nicht nur die „traditionellen 
Konfliktphasen“ verschwimmen würden, sondern auch nichtstaatliche Ak-
teure sich dem staatlichen Gewaltmonopol entgegensetzen und in weiterer 
Folge profitable Gewaltökonomien entstehen könnten (Deutsche Bundes-
regierung 2004: 5f.). Ausgangspunkt hat das Konzept in den USA, wo seit 
Mitte der 1990er Jahre in verschiedenen Forschungsgruppen die Folgen des 
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Zerfalls von Staatlichkeit untersucht werden. Insbesondere die Arbeiten der 
Gruppe um Robert Rotberg (2003, 2004) sind für die Prägung der sich ra-
sant verbreitenden Begrifflichkeiten von Failed States und Weak States von 
herausragender Bedeutung.

Auf politischer Ebene ist es das Konzept der fragilen Staatlichkeit, das 
sich letztendlich in der Ursachenbeschreibung durchsetzt. Einerseits ermög-
licht es, die verschiedenen neuen Analyse-Ansätze unter seiner vergleichs-
weise großen analytischen Spannweite nahezu beliebig zu kombinieren, 
andererseits erspart der Begriff eine explizite Wertung der Stärke von Staat-
lichkeit, was insbesondere auf diplomatischer Ebene hilfreich ist. So ist der 
Begriff in den USA nicht nur im aktuellen White Paper von USAID in den 
Zielbestimmungen zu finden („strengthening fragile states“, USAID 2004: 
5), es wird sogar ein eigenes Strategiepapier zur Thematik ausgearbeitet, 
die so genannte Fragile States Strategy (USAID 2005). Ebenso findet sich 
der Begriff bei Dokumenten der EU-Kommission (vgl. EC 2004: 114), in 
der Sektorstrategie für Peace-Building des deutschen BMZ (2005: 5, 9) und 
beim britischen DFID im Arbeitspapier Why we need to work more effectively 
in fragile states (DFID 2005). Auch das DAC hat sich mit Policy Guidelines 
(DAC 2006) und Prinzipien des Engagements in fragilen Staaten (DAC 
2007) auf den Begriff festgelegt.

Im Umkehrschluss wird somit der Staat zum Garanten und einzig nach-
haltig wirksamen Schutzmechanismus vor bewaffneten Konflikten. Diese 
Schlussfolgerung ist bei allen hier angeführten Analyseansätzen festzustel-
len und schließt unmittelbar an die Lösungsvorschläge der pragmatisch ori-
entierten Friedensforschung um Dieter Senghaas und sein zivilisatorisches 
Hexagon (vgl. Senghaas 1994: 26) aus der ersten Hälfte der 1990er Jahre 
an. In der Verknüpfung dieser Staatsorientierung mit der Tendenz zur Irra-
tionalisierung der in solchen bewaffneten Konflikten Kämpfenden erkennt 
Herfried Münkler auch Zweckorientierung: „Dass die ethnischen und reli-
giösen Erklärungen der neuen Kriege so attraktiv sind, dürfte vor allem dar-
an liegen, dass die Kriege damit, zumindest implizit, für irrational erklärt 
werden können: Wenn sie von antiquierten, unaufgeklärten Einstellungen 
und Motiven angetrieben werden, so liegt es nahe, ihnen mit dem Instru-
mentarium der Aufklärung zu Leibe zu rücken“ (2002: 160f.).

Es ist denn auch naheliegend, hinter diesem neuen Schwall an Kon-
fliktanalysen eine Wahrnehmungsverschiebung zu vermuten, die mit einem 
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strategischen Interesse einhergeht. Denn die Entpolitisierung des Problem-
feldes bewaffneter Konflikt, wie sie in diesen Analyseansätzen in nahezu 
programmatischer Qualität vollzogen wird, ermöglicht ein Spiel der Legi-
timierung oder Delegitimierung von Konflikten entlang von Kriterien und 
Regeln, die von den Zentren vorgegeben werden. Damit bilden diese neuen 
Analyseraster die konzeptionelle Voraussetzung für die Annäherung der tra-
ditionellen Sicherheits- und Verteidigungspolitik an entwicklungspolitische 
Agenden, die sich zeitlich weitestgehend parallel vollzieht. Eine Annähe-
rung, die nach Mark Duffield als zweite Chance zu sehen ist: „the new wars 
have provided an opportunity to rediscover and reposition development as 
a second chance to make modernity work“ (2002: 88).

Der Sicherheitsbegriff bekommt in diesem Zusammenhang die Funk-
tion, ein neu gezeichnetes Bild von Gefahr zu kodifizieren und abzuweh-
ren. Zugleich erfährt er eine doppelte Ausdehnung, die mit diesen neuen 
Analyserastern der bewaffneten Konflikte an den Peripherien korrespon-
diert: einerseits seine geographische Ausdehnung im Sinne einer Global 
Governance, die auf der Behauptung einer weltweit wirksamen Bedro-
hungssituation aufbaut und in plakativer Weise in der Aussage des ehema-
ligen deutschen Verteidigungsministers Struck, dass die innere Sicherheit 
Deutschlands auch am Hindukusch verteidigt würde, ihren Ausdruck fin-
det. Andererseits gestattet Sicherheit einen nicht nur umfassenden, sondern 
auch durchdringenden Zugriff auf eine als gefährdet begriffene Bevölke-
rung, erweitert also speziell in ihrer Spielart als Human Security ihren Gül-
tigkeitsbereich auch auf sozialer Ebene. Mit dieser zweifachen Erweiterung 
wird Sicherheit somit zur Figur, mit der sich potenziell jeder in ihrem Na-
men geführte Zugriff der Zentren in peripheren Regionen als Ausdruck all-
seitig geteilter Interessenlagen argumentieren lässt.

3. Neue Interventionsansätze als Fusionsprodukte:
State-Building vs. Human Security

Die Anbindung an sicherheitspolitische Agenden an sich ist keine neue 
Erfindung, sondern ein der Entwicklungspolitik immanentes Phänomen. 
Schon ihr erstes explizit entwicklungspolitisches Programm – den Marshall-
Plan – definieren etwa die USA, die wesentlichen Promotoren von Ent-
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wicklungshilfe im nachkolonialen Kontext, vor dem Hintergrund sicher-
heitspolitischer Zielsetzungen. Unterschiedliche Spielarten dieses Konnexes 
durchziehen in der Folge die klassischen Entwicklungsdekaden, sei es die 
prototypisch von der US-amerikanischen Kennedy-Administration verkör-
perte Interpretation von Entwicklungshilfe als wachstumsorientierte Ab-
wehr der kommunistischen Bedrohung oder die durch den Brandt-Report 
forcierte Argumentation der Verbindung von Entwicklung und Frieden im 
Sinne einer „Weltinnenpolitik“ (Brandt et al. 1980: 27).

Dennoch bringen die 1990er Jahre eine qualitative Veränderung. Diese 
Veränderung ist der Wandel vom Verständnis der Entwicklungspolitik als 
Methode zur Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für Frieden und 
Sicherheit hin zum Einsatz von Maßnahmen der Entwicklungszusammen-
arbeit zur direkten und bewussten Intervention in krisenhafte bewaffnete 
Konflikte. In dieser neuen Interpretation verschränkt sich die sich aus dem 
Nachhaltigkeitskonzept ergebende Notwendigkeit einer verstärkten Präsenz 
in den Zielregionen mit dem neuen Verständnis von bewaffneten Konflikten 
an den Peripherien als globaler Gefahr. Das Resultat ist eine Praxis, die als 
sicherheitspolitische Entwicklungszusammenarbeit zu bezeichnen ist.

Nach dem Aufkommen des Governance-Begriffes in den späten 1980er 
Jahren ist es vor allem die UNO, die diese Veränderung mit einigen Schlüs-
seldokumenten einleitet: zunächst im Jahr 1992 mit dem Report An Agen-
da for Peace. Preventive diplomacy, peacemaking and peace-keeping (Boutros-
Ghali 1992) und später mit dem programmatischen Human Development 
Report 1994 (UNDP 1994), der den Begriff Human Security in großem Stil 
in die Debatte einführt. Es obliegt schließlich Kofi Annan, den Zusam-
menhang zwischen Konfliktprävention und Nachhaltigkeit explizit zu for-
mulieren: „Conflict prevention and sustainable development are mutually 
reinforcing“, heißt es im Report Prevention of Armed Conflict (Annan 2001: 
Abs.11).

Auf bilateraler Ebene erweisen sich speziell die skandinavischen Länder 
und die Niederlande als Vorreiter einer Debatte (vgl. Mehler/Ribaux 2000: 
41), die 1997 in der Ausarbeitung der bis heute (nach einer Überarbeitung 
in 2001) als Schlüsseldokument geltenden Guidelines des Development As-
sistance Committee (DAC), Helping Prevent Violent Conflict (DAC 2001), 
einen ersten Höhepunkt findet. Im Juli 2005 sorgt das DAC mit der Ein-
führung des Codes 152 für Maßnahmen mit der Zielsetzung Conflict pre-



29Entwicklung und Sicherheit: Historische, theoretische und politische …

vention and resolution, peace and security (vgl. DAC 2005) schließlich auch 
für eine formelle organisatorische Einbindung der explizit sicherheitspoli-
tischen Praxis in den entwicklungspolitischen Kanon.

Daneben erweist sich das Konzept der „strukturellen Stabilität“ im 
Sinne der Zielbestimmung der entwicklungspolitischen Intervention als 
zentral, etwa wie es vom DAC (2001: 31ff.) oder der deutschen Entwick-
lungszusammenarbeit (vgl. Ropers 2002: 18) forciert wird. Zu verstehen 
ist das Konzept als ein Mix von Maßnahmen, die auf Legitimation, Ge-
staltungswillen und Gestaltungsmacht staatlicher Strukturen in Verbindung 
mit der Verankerung von Mechanismen friedlicher Konfliktaustragung ab-
zielen (ebd.: 46ff.). Mit diesem staatsnahen Gehalt befindet sich dieses Kon-
zept in „gewisser Konkurrenz“ (Mehler/Ribaux 2000: 39) zu Human Secu-
rity, die primär das Element Bevölkerung fokussiert.

Zugleich führt dieser staatsnahe Gehalt speziell in der deutschen De-
batte zu starker Kritik, was zu einer Aufweichung des Begriffsgehaltes in 
Richtung eines Überbegriffes für verschiedene Interventionsansätze führt, 
vergleichbar der Funktion, die der Begriff „fragile Staatlichkeit“ für die Ur-
sachenanalyse einnimmt (vgl. Klingebiel 2002). Das Konzept, das sich tat-
sächlich als Konkurrenz zum Human-Security-Ansatz etabliert hat, ist jenes 
des State-Building, das sich neben der institutionellen Komponente und 
Good Governance durch eine speziell für die US-amerikanische Entwick-
lungspolitik immanent handlungsrelevante Komponente auszeichnet: De-
mokratisierung.

State-Building beruht denn auch entscheidend auf der Idee der Kom-
bination starker staatlicher Institutionen mit der Etablierung von Prozes-
sen des politischen Wettbewerbs und damit der wahrscheinlich effektivsten 
Möglichkeit der Intervention im Sinne einer repolitisierten Nachhaltigkeit. 
„The historical role of political development theorists, as avatars of global 
capitalism, was crucial in this sense in subsequently engendering a ‚doctrine 
for political development‘, based on containing demands for mass participa-
tion as a prelude to the dissemination of liberal democracy throughout the 
post-colonial world“ (Bilgin/Morton 2002: 60). Entwicklungspolitisches 
State-Building (vgl. Fukuyama 2004; Ottaway 2003) tendiert so zu einer 
liberalen Interpretation von Social Engineering, die primär auf den Mecha-
nismus der Selbstregulation von Akteuren vertraut, immer auf Basis der 
Grundannahme eines gegebenen Bedürfnisses nach Demokratie. Die Zivil-
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gesellschaft rückt in diesem Konzept in die Rolle eines effizienten Hebels 
gouvernementaler Kontrolle. 

So ist State-Building auch eng mit dem Theorem des liberalen Friedens 
verknüpft (vgl. dazu Paris 2004: 40ff.). Dafür war speziell in den USA, die 
im Rahmen dieses Prozesses eine Vorreiterrolle einnehmen, ein signifikanter 
außenpolitischer Kurswechsel notwenig. Dieser Wechsel von einer klassisch 
realistischen Orientierung wird mit den schweren außenpolitischen Nie-
derlagen im Iran und in Nicaragua eingeläutet und zeigt erstmals mit dem 
Kurswechsel gegenüber der Marcos-Diktatur und der Unterstützung eines 
demokratischen Wandels auf den Philippinen konkrete Wirkung (vgl. Ro-
binson 1996).

Dass eine solche Neuentdeckung des Idealismus zu einer Verstärkung 
der militärischen Interventionstätigkeit führt, ist nur konsequent und wird 
durch die zu diesem Zeitpunkt einsetzende und bis zum heutigen Tag an-
dauernde Welle des humanitären Interventionismus bestätigt. Denn ist der 
Demokratie mit der Beseitigung diktatorischer Regimes erst zum Durch-
bruch verholfen, wird von den lokalen AkteurInnen entsprechendes Ver-
halten vorausgesetzt: „Liberal peace aspires to secure stability within the 
political complexes that it encounters on its shifting borders through the de-
velopmental principles of partnership, participation and self-management. 
People in the South are no longer ordered what to do – they are now ex-
pected to do it willingly themselves. Compared to imperial peace, power in 
this form, while just as real and disruptive, is more nuanced, opaque and 
complex“ (Duffield 2001: 34).

Auch Human Security wird, etwa vom DAC (2001), als wesentliche 
Grundlage von nachhaltiger Entwicklung definiert. Im Gegensatz zu State-
 Building zielt es jedoch weniger auf institutionelle Rahmenbedingungen 
und politische Prozesse ab, sondern direkt auf als betroffen definierte Be-
völkerungsgruppen: „This implies protection from systemic human rights 
abuses, physical threats, violence and extreme economic, social and envi-
ronmental risks“ (ebd.: 19). Speziell in der europäischen Diskussion hat 
sich Human Security zu einem der dominierenden Ansätze für internationa-
len Interventionismus entwickelt, was sich aus dem hier traditionell engen 
Wechselspiel zwischen staatlicher bilateraler Entwicklungszusammenarbeit, 
dem multilateralen Bereich und der zivilgesellschaftlichen Ebene erklärt. 
So verwundert es wenig, dass die Zivilgesellschaft in den Zielregionen zum 
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zentralen Agenten in der Implementierung dieses auf die Mikroebene fo-
kussierenden Sicherheitsbegriffes wird. Ihr sind von der Früherkennung 
von Bedrohungen, speziell in aktuellen Varianten von Early Warning Sys-
tems (vgl. Rupesinghe 2005), bis hin zur Umsetzung von entsprechenden 
Gegenmaßnahmen – wozu sie mit Capacity Building vorzubereiten ist – we-
sentliche Teile der konkreten Aufgabenstellungen zugedacht.

Dennoch ist es unerlässlich, dass die Steuerung des Gesamtprozesses 
den Zentren obliegt, die sich schließlich selbst als am besten in der Lage de-
klarieren, in solchen Bedrohungssituationen verantwortungsvoll zu agieren. 
So liefert Human Security nicht nur, wie es Mark Duffield treffend formu-
liert, eine „ethische Doktrin“, die es den Zentren ermöglicht, sich selbst in 
der Position einer moralischen Überlegenheit und zugleich ethischen Ver-
antwortlichkeit zu inszenieren. „Die Umsetzung Menschlicher Sicherheit ist 
zugleich Ausdruck einer Übertragung von Souveränität über Leib und Le-
ben nicht-westlicher Bevölkerungen von ihren ehemaligen Staaten auf ein 
inzwischen weitgehend privatisiertes globales System der Bewertung, Hand-
habung und Eindämmung sozialer Risiken und Gefährdungen“ (Duffield 
2004: 73f.). 

Im Drang nach mikroskopischer Kontrolle von als gefährlich definierten 
Peripherien impliziert Human Security so im Gegensatz zum liberal-regu-
lativ wirkenden State-Building eine totalitäre Vorstellung gesellschaftlicher 
Transformation. Die Bedrohung menschlicher Sicherheit ist gleichzusetzen 
mit einem Versagen jener Techniken der Selbststeuerung, die ein demokra-
tisches Zusammenleben auf substaatlicher Ebene garantieren würden. Die 
Etablierung möglichst präziser Systeme sozialer Kontrolle – natürlich mit 
der implizit oder explizit vorhandenen Möglichkeit der Überführung dieser 
Kontrolle in ein System der Selbstregulierung, wie es der Ansatz von Nach-
haltigkeit verlangt – ist daher notwendige Praxis.

4. Keine Entwicklung ohne Sicherheit

Trotz dieser Unterschiedlichkeit treffen sich beide Ansätze – State-Buil-
ding wie Human Security – dennoch in einer wesentlichen Gemeinsamkeit. 
Diese lässt sich beispielhaft an der vom französischen Außenminister Ber-
nard Kouchner, einer Persönlichkeit, die ohnehin wie kaum eine andere die 
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Symbiose zwischen humanitärer Intervention und Human-Security-Ansatz 
verkörpert, ausgerichteten Darfur-Konferenz verdeutlichen, die am 25. Ju-
ni 2007 in Paris stattfand. Genauer gesagt jedoch nicht an den Inhalten der 
Konferenz, sondern an der Zusammensetzung der Teilnehmenden. Denn 
nicht nur waren die sudanesische Regierung und faktisch alle relevanten Re-
bellengruppen aus Darfur nicht anwesend, auch die Regierung des Tschad 
und sogar die Afrikanische Union, die derzeit für die internationale Schutz-
truppe in der Konfliktregion verantwortlich zeichnet, fehlten. Die so ver-
mittelte Botschaft ist eindeutig: Frieden und Sicherheit sind viel zu wichtig, 
um sie den zu Entwickelnden zu überlassen.

So konstruieren beide Interventionsansätze, wenn auch vor einem Hin-
tergrund, der unterschiedliche historische Entwicklungen widerspiegelt, ein 
spezifisches Wissen, dessen entscheidende Qualität in der Behauptung von 
Vorbildwirkungen vermeintlich friedlichen Zusammenlebens besteht, wie 
es die Europäische Union oder die Vereinigten Staaten von Amerika re-
präsentieren sollen. Ein solches Wissen bildet die Basis der nun unmittel-
bar sicherheitspolitischen Intervention von Entwicklungszusammenarbeit, 
die Basis für den – in Abwandlung des berühmten Gedichtes von Rudyard 
Kipling – „Peace-Maker’s Burden“.

In seinem vermeintlich umfassenden und innovativen Charakter zeigt 
der Prozess der Fusion von Entwicklung und Sicherheit aber auch seine ex-
treme Brüchigkeit: Denn sowohl Entwicklung als auch Sicherheit sind an-
gesichts ihres immanent zerstörerischen Charakters immer stärkeren An-
griffen ausgesetzt. Sie sind mit getrennten Strategien in der Praxis kaum 
durchzuhalten, weil der Widerstand dagegen dazu tendiert, sich jeder Inte-
grierbarkeit im Sinne einer Global Governance zu widersetzen. Die Zukunft 
wird zeigen, ob diese Fusion die nun zusammengespannten Konzepte in die 
Lage versetzen kann, längerfristig handlungsrelevant zu bleiben, oder ob ihr 
endgültiges Ende bereits eingeläutet ist.
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Abstracts

Die Integration von Entwicklungs- und Sicherheitspolitik, die sich 
seit eineinhalb Jahrzehnten zunehmend klarer abzeichnet, vollzieht sich 
unter spezifischen Bedingungen auf historischer, theoretischer und poli-
tischer Ebene. Für die Sicherheitspolitik ist nach Ende des Kalten Krieges 
und dem damit einhergehenden Verlust der Projektion einer eindimensi-
onalen, symmetrischen Konfliktlage die Neukonzeptionalisierung von be-
waffnetem Konflikt in post-politischen Konflikttheorien Voraussetzung 
dieses Prozesses. Auf entwicklungspolitischer Ebene ermöglicht eine Wei-
terentwicklung des Nachhaltigkeits-Konzeptes hin zum Umgang mit be-
drohlichen Situationen an der Peripherie diese Integration. Human Security 
und State Building entwickeln sich in diesem Kontext zu tendenziell kon-
kurrierenden Interventionskonzepten, die auf verschiedene Zielsetzungen 
und unterschiedliche Dimensionen der Intervention abzielen. Der vorlie-
gende Beitrag beleuchtet diese Differenzen vor dem Hintergrund der theo-
retischen Entstehungsbedingungen beider Konzepte.

The integration of development and security policy, which has been on 
the increase for about 15 years, is characterized by specific historical, the-
oretical and political conditions. In the case of security policy, the end of 
the Cold War has resulted in a loss of the projection of a one-dimensional, 
symmetric understanding of violent conflict, leading to post-political ap-
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proaches in the analysis of violent conflicts. For development policy, an en-
hanced interpretation of sustainability that conceptualises the periphery as 
a potentially dangerous terrain is the appropriate counterpart. In this con-
text, “Human Security” and “State Building” are evolving as competing con-
cepts of intervention that focus on different targets and dimensions. This 
paper discusses these differences against the background of the conditions 
of both concepts.
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Die Transformation der Nord-Süd-Beziehungen nach
dem Ende des Ost-West-Konflikts: Sicherheitsdiskurse
als Empowerment?

„Die Dekolonisation geschieht niemals unbemerkt, denn sie betrifft das 
Sein, sie modifiziert das Sein grundlegend, sie verwandelt die in Unwesent-
lichkeit abgesunkenen Zuschauer in privilegierte Akteure, die in gleichsam 
grandioser Gestalt vom Lichtkegel der Geschichte erfasst werden. Sie führt 
in das Sein einen eigenen, von den neuen Menschen mitgebrachten Rhyth-
mus ein, eine neue Sprache, eine neue Menschlichkeit.“

(Frantz Fanon, Die Verdammten dieser Erde)

„Ich sage nur: Nine-eleven. Und: Keine Denkverbote! Warum? Innen-
minister haben das süße Recht und die Pflicht, Tag und Nacht über unsere 
Sicherheit nachzudenken. Das heißt mitdenken.“

(Kater Paul zum Streit über die Sicherheitsvisionen des Innenministers der 
Bundesrepublik Deutschland, Wolfgang Schäuble, in der Comic-Serie Strizz von 
Volker Reiche, FAZ 16. 7. 2007: 40)

1. Einleitung

In der post-kolonialen Welt des kurzen 20. Jahrhunderts beruhte die 
weltpolitische Bedeutung des Südens weitgehend auf seiner Einbindung in 
den Ost-West-Konflikt. Das war für den Süden Segen und Fluch zugleich: 
Segen, weil die gesellschaftspolitische Konfrontation zwischen Sozialismus 
und Kapitalismus zunächst dazu beitrug, den Emanzipationsanspruch der 
kolonisierten Teile der Welt zu stärken und ihm einen gesellschaftlichen 
Rückhalt in den Kolonialmächten selbst zu verleihen; Segen auch, weil der 
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Süden nach Abschluss der Kolonisierung von der Systemkonkurrenz mate-
riell in Gestalt der Entwicklungshilfe und anderer Formen der Unterstüt-
zung profitierte; Fluch aber, weil gerade damit die von Frantz Fanon he-
rausgestellte Bedeutung der Entkolonisierung als zivilisatorischer Akt allzu 
rasch verloren ging und nationale Befreiungsbewegungen unter dem teils 
gezielten, teils diffusen Einfluss des Ost-West-Konflikts sich in neue Un-
terdrückungsgemeinschaften verwandelten; Fluch auch, weil die Mobilisie-
rung der eigenen Kräfte vielfach durch die Hilfe von außen konterkariert 
wurde und weil die Eliten der post-kolonialen Staatenwelt von ihren Koo-
perationspartnern in Ost und West politische Renten einstreichen konnten, 
die es ihnen erlaubten, Staatlichkeit mit Pomp und Gloria zu inszenieren, 
ohne sie praktizieren oder überhaupt erst entwickeln zu müssen (Jackson/
Rosberg 1982).

Das Ende des Ost-West-Konflikts bedeutete das Ende dieser Form der 
weltpolitischen Einbindung der neuen „neuen Welt“ in die Händel der al-
ten. Damit eröffnete sich die Chance, die Nord-Süd-Beziehungen neu zu 
definieren, die bisher vorherrschenden Interaktionsmuster zu überdenken 
und womöglich sogar jener Perspektive der Befreiung Raum zu geben, die 
Fanon meinte, als er die Entkolonisierung als die Herausbildung eines eige-
nen, von den neuen Menschen mitgebrachten Rhythmus beschwor, als ei-
ne neue Sprache, eine neue Menschlichkeit. Aber in die Euphorie, die das 
friedliche Ende des Ost-West-Konflikts auslöste, mischten sich allzu schnell 
andere Beobachtungen und Erwartungen. An Stelle einer Neudefinition der 
Nord-Süd-Beziehungen drohte in den Augen derer, die sich der Sache des 
Südens verschrieben hatten, eine Marginalisierung jener Bevölkerungsgrup-
pen, die mit dem vom Westen vorgegebenen Tempo der Anpassung an eine 
liberale Weltordnung nicht würden Schritt halten können; an Stelle einer 
in die Tiefe gehenden Befreiung eröffnete sich die erschreckende Aussicht 
auf ein Abgleiten weiter Teile des Südens und der aus dem ehemals sozia-
listischen Lager hervorgegangenen Transformationsländer in eine boden-
lose Gewalt.

Aber gerade die Virulenz von Krieg und Gewalt in der Zeit nach dem 
Umbruch von 1989 machte den Süden und die fragilen Transformations-
gesellschaften auch wieder „interessant“ für den Westen – und zwar als ein 
Sicherheitsrisiko, dass eventuell sogar noch die Bedeutung des Südens im 
Kalten Krieg übertreffen würde. Im Kalten Krieg ging es darum, in der Sys-
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temkonkurrenz mit dem Osten im Süden keinen Boden zu verlieren. Nach 
dem Ende des Kalten Krieges wurde vielfach befürchtet, dass die Probleme 
des Südens unmittelbar auf den Westen ausgreifen könnten, dass der Wes-
ten in einen vom Süden ausgehenden Weltbürgerkrieg verwickelt, dass er 
einem quälenden Verfall jeglicher Ordnung in einer sich unaufhaltsam aus-
breitenden Anarchie ausgesetzt oder zum zentralen Angriffsziel in einem 
Kampf der Kulturen werden könnte (Enzensberger 1993; Kaplan 1994; 
Huntington 1993). Das sicherte dem Süden und den einschlägigen Trans-
formationsländern dann doch die Aufmerksamkeit des Westens – diesmal 
nicht nur als Randfiguren im globalen Machtspiel zwischen ortsfremden Su-
permächten, sondern als so wahrgenommene unmittelbare Bedrohung der 
politischen, ökonomischen, ökologischen und kulturellen Wohlfahrt und 
Identität gerade jener Staaten, die sich zu Beginn der 1990er Jahre als zu-
mindest vorläufige Sieger der Systemkonkurrenz (und nach Francis Fukuy-
ama sogar der Geschichte) wähnten. 

Im Folgenden geht es um die Frage, inwieweit die gegenwärtigen Si-
cherheitsdiskurse eine Neuausrichtung des Nord-Süd-Verhältnisses zuguns-
ten der Länder des Südens begünstigen (können) oder ob sie eher einer he-
gemonialen, wenn nicht sogar imperialen Politik im Nord-Süd-Verhältnis 
Vorschub leisten. Diese Frage will ich in der Form erörtern, dass ich zu-
nächst kurz auf die „Versicherheitlichung“ der Nord-Süd-Beziehungen im 
Rahmen des „erweiterten Sicherheitsbegriffs“ eingehe, dann erörtere, unter 
welchen theoretischen Annahmen die Konzipierung der Nord-Süd-Bezie-
hungen in Kategorien der Sicherheit die Konzessionsbereitschaft der westli-
chen Demokratien gegenüber den Entwicklungsländern auf der einen Sei-
te, die Konfliktfähigkeit der Entwicklungsländer auf der anderen, stärken 
könnte. Anschließend bilanziere ich die Auswirkungen der Sicherheitsdis-
kurse auf die Nord-Süd-Beziehungen. 

2. Der erweiterte Sicherheitsbegriff in den Nord-Süd-Bezie-
hungen

Zur Zeit des Ost-West-Konflikts stand Sicherheit für die Verhütung 
eines Nuklearkrieges und Sicherheitspolitik für den Versuch, dieses Ziel 
durch militärische Abschreckung zu ereichen. 
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Die Wissenschaft nahm an dieser Politik regen Anteil – die einen als 
VerfasserInnen von Studien, die auf eine Optimierung der Abschreckungs-
politik oder eine Verbesserung des Krisenmanagements ausgerichtet waren, 
die anderen, indem sie die Sicherheitspolitik als einen sich selbst verstärken-
den Zirkel von Drohung und Gegendrohung und insofern als Quelle von 
Unsicherheit zu disqualifizieren versuchten. Hinzu kam eine Kritik der Si-
cherheitspolitik als einer Politik des gesellschaftspolitischen Status quo. Di-
es galt vor allem mit Blick auf die Politik des Westens gegenüber den „nati-
onalen Befreiungsbewegungen“ im Süden. Einer Sicherheitspolitik, die im 
Namen des Krisenmanagements und der Kriegsverhütung auf der einen 
Seite, der „nationalen Sicherheit“ der Entwicklungsländer auf der anderen, 
darauf aus war, gesellschaftlichen Wandel als Sicherheitsrisiko im Kampf 
mit dem internationalen Kommunismus zu desavouieren und notfalls mit 
Hilfe der Militärs zu blockieren, setzte die (kritische) Friedensforschung die 
Unterscheidung zwischen direkter und struktureller Gewalt entgegen, die es 
erlaubte, die Gewalt der Befreiungsbewegungen als Gegengewalt zur struk-
turellen Gewalt der post-kolonialen Weltordnung zu relativieren. Dem ent-
sprach die Unterscheidung zwischen negativem und positivem Frieden, die 
die Möglichkeit bot, die friedenspolitischen Defizite von Kriegsverhütung 
und Krisenmanagement auch und vor allem hinsichtlich der gesellschaft-
lichen Auseinandersetzungen im Süden herauszustellen (Senghaas 1971). 

Kurz, die (kritische) Friedensforschung grenzte sich scharf gegenüber 
einer Sicherheitsforschung ab, der vorgeworfen wurde, im Ost-Verhältnis 
lediglich auf die Stabilisierung der Konfrontation, aber nicht auf ihre Über-
windung, und im Nord-Südverhältnis lediglich auf die Befriedung der Län-
der des Südens und nicht auf ihre Befreiung aus zu sein. 

Im Laufe der 1980er Jahre bahnte sich eine grundlegende Umorien-
tierung an. In der „Scientific Community“, aber auch in der einschlägigen 
zivilgesellschaftlichen Szene, begann man in dieser Zeit verstärkt das Welt-
ganze in den Blick zu nehmen, also über „Weltprobleme“ zu sprechen, und 
zum Weltproblem Nr. 1 wurde die Sicherheit, die nun allerdings nicht mehr 
nur als Schutz vor physischer Gewalt, sondern als Gewährleistung elemen-
tarer Lebensbedürfnisse verstanden werden sollte. Galt vorher aus Sicht der 
(kritischen) Friedensforschung die Fixierung auf Sicherheit als Hindernis 
auf dem Weg zum Frieden, so avancierte die Gewährleistung von Sicher-
heit nunmehr zum Kern dessen, wofür der Begriff des (positiven) Friedens 
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stand. Zwar wurde in den Kreisen der Friedensforschung selbst vor deren 
Reduzierung auf die Sicherheitsforschung gewarnt (Jahn 1988), aber die 
Versuchung war groß, sich unter einem – nun freilich erweiterten – Sicher-
heitsbegriff zu versammeln, der nicht nur auf militärische, sondern auch auf 
„nicht-militärische Friedensgefährdungen“ bezogen wurde (Umweltzerstö-
rung, Armut etc.) und dazu dienen sollte, nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts mit größerer Aussicht auf Erfolg für eine kräftige Friedensdivi-
dende eintreten zu können. Christopher Daase und Bernhard Moltmann 
stellten damals fest: „Der Ruf nach einem erweiterten Sicherheitsbegriff ist 
nahezu einhellig“ (1991: 35). Mit dem erweiterten Sicherheitsdiskurs ging 
eine Umorientierung der Forschung von Konflikt- zu Bedrohungsanalysen 
einher. Damit sollte ein Ansatzpunkt gewonnen werden für eine Neudefini-
tion internationaler Handlungsprioritäten und für die Ausarbeitung „maß-
geschneiderter Gegenstrategien“ gegen akute Bedrohungen, wie es im Jah-
resbericht 2006 der Schweizerischen Friedensstiftung (swisspeace 2006: 14) 
heißt.

Diejenigen, die auf Seiten der Zivilgesellschaft für einen erweiterten 
Sicherheitsbegriff eintraten, hofften, mit dessen Hilfe ihre Kritik der mili-
tärischen Sicherheitspolitik zu schärfen, indem sie sich auf die Sprache der 
offiziellen Politik einließen. Man stellte dem Sicherheitsbegriff der Hohen 
Politik nicht länger den eigenen Friedensbegriff entgegen, sondern machte 
der Hohen Politik den Sicherheitsbegriff streitig. Durch die Umdefinition 
der eigenen Anliegen in Kategorien von Sicherheit sollte deren politisches 
Gewicht erhöht werden. Auf diesem Wege konnte gehofft werden, zwei Flie-
gen mit einer Klappe zu schlagen: die Rüstungsausgaben unter Verweis auf 
die „wirklichen“ Sicherheitsprobleme wirkungsvoll zu skandalisieren und 
die auf diesem Wege zu erreichenden Einsparungen der Bearbeitung nicht-
militärischer Sicherheitsprobleme zuzuleiten. Dementsprechend verweist 
auch der erweiterte Sicherheitsbegriff auf die existentielle Bedeutung der 
als Sicherheitsprobleme definierten Anliegen und auf die daraus abgeleitete 
Notwendigkeit, ihrer Bearbeitung Priorität gegenüber anderen Problemen 
einzuräumen und besondere Anstrengungen zu ihrer Lösung zu unterneh-
men. In diesem Sinne betreiben die VertreterInnen eines erweiterten Sicher-
heitsbegriffs eine Versicherheitlichung der von ihnen vertretenen öffentlichen 
Anliegen (Buzan/Waever/de Wilde 1998). Ziel ist es dabei in dem hier in-
teressierenden Kontext, die existentielle Bedeutung der Entwicklung des Sü-
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dens für die Wohlfahrt und Identität des Westens herauszustreichen. Soweit 
dies gelänge, könnte das durchaus eine größere Konzessionsbereitschaft des 
Nordens und eine größere Konfliktfähigkeit des Südens begünstigen.

Sicherheitsdiskurse spiegeln nun aber keineswegs extern vorgegebene 
Sachverhalte wider; vielmehr geht es um rivalisierende Bedeutungszuwei-
sungen: Einem Problem wird von bestimmten Akteuren die Qualität eines 
Sicherheitsproblems zugewiesen, andere weisen dies zurück. So können ein-
schlägige zivilgesellschaftliche Gruppierungen den Anspruch des Staates, Si-
cherheitspolitik zu betreiben, mit dem Argument konterkarieren, dass die-
se „Sicherheitspolitik“ keine Sicherheit bringe, sondern eher Unsicherheit 
verbreite. Indem die einschlägigen zivilgesellschaftlichen Gruppen versu-
chen, ihre eigenen Anliegen zu versicherheitlichen, sind sie zugleich darum 
bemüht, die staatliche Sicherheitspolitik nach außen und innen als Selbst-
gefährdung der Ordnung, für die sie steht, zu kritisieren und folglich die 
Einhegung staatlicher „Sicherheitspolitik“ zu einer Überlebensfrage der Ge-
meinschaft zu machen. Das bedeutet gleichzeitig, dass der Staat die Skanda-
lisierung seiner Sicherheitspolitik seinerseits als Gefährdung der Sicherheit 
brandmarken kann, wie das ja auch im räumlichen und zeitlichen Umfeld 
des diesjährigen G8-Treffens in Heiligendamm und bei voraufgegangenen 
Treffen immer wieder der Fall war. Versicherheitlichung und Entsicherheit-
lichung gehen also Hand in Hand (Waever 1995: 56). Das unterstreicht den 
subjektiven und damit politischen Charakter der Sicherheitsdiskurse, ob-
wohl die in ihnen vertretenen Positionen gerade darauf abheben, Ausdruck 
von existentiell wichtigen Sachzwängen zu sein. Sicherheitsdiskursen ist ge-
rade wegen dieses Anspruchs eine Tendenz zur Verbreitung von Unsicher-
heit eingeschrieben. Darauf komme ich abschließend zurück.

Sicherheit betrifft die Interaktion von Akteuren, die mit ihren eigenen 
Sicherheitsvorkehrungen die anderen Akteure verunsichern, diese damit zu 
Gegenmaßnahmen herausfordern, so dass letztlich eine Situation der allge-
meinen Bedrohung vorherrscht. Dieses viel diskutierte Sicherheitsdilemma 
kann nur durch institutionalisierte Kooperation und die damit verbunde-
ne Vertrauensbildung überwunden werden. Das liefe darauf hinaus, dass 
die Selbstbindung der Staaten an gemeinsam geteilte Normen und Regeln 
gegenüber der Selbsthilfe der Staaten als Akteure in einem anarchischen 
System gestärkt würde. Nun sind es aber keineswegs nur Staaten, die Si-
cherheitsprobleme erzeugen, sondern in starkem Maße auch nicht-staatliche 
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oder staatlich-private Akteurinnen und Akteure (normale Sünder wie Ener-
gieverschwender und Gewinnmaximierer auf der einen Seite, Gewaltunter-
nehmer in allen erdenklichen Mischungen von Politik und Kriminalität, 
Öffentlichem und Privatem auf der anderen). Dem muss der institutionelle 
Bezugsrahmen, in dem die Sicherheitsdiskurse geführt werden, angepasst 
werden – und zwar in zwei Richtungen: in Richtung auf eine Ausdifferen-
zierung von rechtlichen Verantwortlichkeiten und damit von Völkerrechts-
subjekten und in Richtung auf eine Ausdifferenzierung von Normen, die 
nicht nur unmittelbar gelten (ius cogens), sondern auch jene Akteure binden, 
die diese Normen nicht ausdrücklich akzeptiert haben (ergo omnes). Die Kri-
tik staatlicher Sicherheitspolitik verweist also zum einen auf die Forderung 
nach einer institutionalisierten zwischenstaatlichen Kooperation, zum an-
dern auf die Notwendigkeit einer Konstitutionalisierung des Völkerrechts 
und die Einbeziehung eines weltgesellschaftlichen Handlungshorizonts in 
die Sicherheitsdiskurse der Gegenwart. 

Ich spitze die bisherigen Beobachtungen und Überlegungen unter dem 
Gesichtspunkt zu, was sie für ein Empowerment des Südens durch Versi-
cherheitlichung der Nord-Südbeziehungen bedeuten: 

(1) Die Versicherheitlichung von öffentlichen Anliegen bietet die Chan-
ce, deren politischen Stellenwert gegenüber rivalisierenden Bemühungen 
um öffentliche Aufmerksamkeit und Ressourcen zu stärken. Die Beteiligung 
zivilgesellschaftlicher Gruppen ganz unterschiedlicher Provenienz (Entwick-
lungsbezogene Gruppen, Friedensbewegung, Frauenbewegung, Umwelt-
bewegung) an den gegenwärtigen Sicherheitsdiskursen erfolgt unter einer 
solchen Perspektive der Versicherheitlichung. Die Erweiterung des Sicher-
heitsbegriffs kann aber auch von den VertreterInnen der traditionellen Si-
cherheitspolitik genutzt werden. Es ist eine offene Frage, welche Seite mehr 
von der Erweiterung der Sicherheitsdiskurse profitiert. 

(2) Mit der Versicherheitlichung der Nord-Süd-Beziehungen wird 
die Konfliktperspektive der herkömmlichen Nord-Süd-Politik tendenziell 
durch einen Bedrohungsansatz ersetzt. Dieser Bedrohungsansatz hat auch 
die jüngste Reformrunde der Vereinten Nationen bestimmt (Annan 2005). 
Der Bedrohungsansatz zielt darauf ab, eine politische Prioritätenverschie-
bung zugunsten der Bearbeitung jener Probleme zu erwirken, die im Rah-
men des Ansatzes als Bedrohung identifiziert werden. Als Sicherheitsdis-
kurs mischen sich im Bedrohungsansatz Status-quo- und „revisionistische“ 
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Interessen. Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, dass auch die revisio-
nistischen Interessen zum Zuge kommen, der Bedrohungsansatz sich also 
zugunsten der Entwicklungsländer auswirkt. Die Versicherheitlichung der 
Nord-Süd-Beziehungen könnte dementsprechend die Konzessionsbereit-
schaft der hegemonialen Staaten sowie die Konfliktfähigkeit der Entwick-
lungsgesellschaften stärken; denn eine erfolgreiche Versicherheitlichung im 
Sinne der von der Zivilgesellschaft vertretenen Anliegen würde bedeuten, 
dass Fehlentwicklungen in der Dritten Welt als Quelle der Unsicherheit für 
die Industrieländer anerkannt werden. Eine Strategie für einen angemes-
senen Umgang mit dieser Art der Sicherheitsproblematik müsste folglich 
dreierlei vorsehen: materielle Ressourcen für die Bearbeitung von Entwick-
lungsproblemen, eine Prioritätenverschiebung von der militärischen zur zi-
vilen Konfliktbearbeitung, da damit das Risiko der Produktion von Un-
sicherheit durch Sicherheitspolitik eingeschränkt werden würde, und die 
Einhegung militärischer Zwangsgewalt des Nordens gegenüber dem Süden 
zugunsten kollektiver Friedenssicherung.

(3) Lokale Gewaltverhältnisse stellen nicht nur aufgrund globaler Inter-
dependenz, sondern auch aufgrund ihrer gezielten internationalen Vernet-
zungen (z.B. über die Gewaltmärkte) globale Sicherheitsprobleme dar. Die 
Anerkennung globaler Sicherheitsprobleme ist für sich nicht schon gleich-
bedeutend mit einer Abkehr vom nationalen Sicherheitsdenken, verweist 
aber auf die Notwendigkeit, den Einzelnen/die Einzelne und seine/ihre un-
mittelbaren Lebensgemeinschaften als Objekt und als zu befähigende Sub-
jekte der Sicherheitsgewährleistung stärker in den Blick zu nehmen (De-
biel/Werthes 2005). Das würde umgekehrt bedeuten, dass die rechtliche 
Verantwortlichkeit von Gewaltakteuren für den Schutz des/der Einzelnen 
festgeschrieben würde. Nationale Sicherheit würde damit in einen weltge-
sellschaftlichen Handlungszusammenhang eingebettet.

Wie sieht unter diesen Gesichtspunkten die Bilanz der Versicherheitli-
chung der Nord-Süd-Beziehungen aus?
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3. Bilanz der Versicherheitlichung der Nord-Süd-Beziehungen

3.1 Fehlentwicklung als Sicherheitsproblem
In den 1980er Jahren gab es eine regelrechte Welle von zivilgesellschaft-

lichen Bemühungen, Sicherheit neu zu definieren. Diese Bemühungen wa-
ren, wie oben dargelegt, darauf gerichtet, die Wertschätzung, die der Sicher-
heitsproblematik von Seiten der Hohen Politik als Existenzfrage für die von 
ihr vertretene politische Gemeinschaft beigemessen wird, für die eigenen 
Zwecke zu nutzen, und das hieß, die Agenda der Sicherheitspolitik neu zu 
bestimmen. Auf den ersten Blick waren die zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen damit sehr erfolgreich; denn die offizielle Sicherheitspolitik nahm 
die Erweiterung des Sicherheitsdiskurses schon früh auf. Insbesondere nach 
dem Ende des Ost-West-Konflikts zeigten sich gerade auch die Militärs an 
einer Erweiterung der Sicherheitsagenda durch die Einbeziehung sogenann-
ter nicht-militärischer Sicherheitsgefährdungen interessiert. Das damit ver-
bundene Kalkül lag auf der Hand: In einer Situation, in der das bestim-
mende Moment der Sicherheitspolitik, der Ost-West-Konflikt, aufgehört 
hatte zu existieren, in der sich die eine Seite der militärischen Konfronta-
tion, der Warschauer Pakt, auflöste und damit auch die Existenzberechti-
gung der anderen Seite, der NATO, in Frage stand; in einer Situation, in der 
die liberal-demokratischen Gesellschaften sich unverhofft im Stadium der 
„Feindlosigkeit“ befanden, wie Ulrich Beck bemerkte (1995), und es plau-
sibel erschien, mehr Anstrengungen auf die Konversion von Rüstung und 
Militär als auf ihren weiteren Ausbau zu richten – in einer solchen Situation 
stellte sich den westlichen Militärs, die nicht eigentlich als „siegreich“ gelten 
konnten, sondern einfach (zumindest zum Teil) überflüssig zu werden droh-
ten, die Existenzfrage. Da kam die Erweiterung der Sicherheitsagenda gera-
de recht – nicht um die Konversion der Sicherheitspolitik voranzutreiben, 
sondern um dem Militär neue Aufgaben zu erschließen. Als Beispiel sei auf 
das in den frühen 1990er Jahren beliebte Szenario verwiesen, westliches Mi-
litär zum Schutz tropischer Regenwälder vor unkontrollierter Brandrodung 
einzusetzen. Überhaupt wurde die „ökologische Sicherheit“ schon Ende der 
1980er Jahre zu einer Münze, die von der Friedensforschung genauso wie 
von internationalen Kommissionen (Brundtland-Kommission) und Denk-
fabriken gehandelt wurde, die der offiziellen Sicherheitspolitik nahestanden 
(Waever 1995: 62), und die ohne Umstände auch von eben dieser Politik in 
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Zahlung genommen wurde, ohne dass allerdings klar war, wofür mit dieser 
Münze gezahlt werden sollte. Darauf komme ich weiter unter zurück.

Aber nicht nur die Umwelt-, sondern auch die Entwicklungspolitik 
kam nach dem Ende des Ost-West-Konflikts rasch auf die neue sicherheits-
politische Agenda. Das geschah in drei Erfahrungskontexten: zum ersten 
als Reaktion auf den Sachverhalt, dass die Entwicklungszusammenarbeit in 
Konfliktregionen selbst zunehmend mit Gewalt konfrontiert und von Ge-
walt betroffen war, zum zweiten als Reaktion auf das Versagen einer offen-
bar wachsenden Zahl von Staaten bei der Gewährleistung innerer Sicher-
heit; schließlich als Reaktion auf die öffentliche Debatte über Armut und 
Fehlentwicklung als Quelle des Terrorismus. 

(1) Was den ersten Erfahrungskontext betrifft, so trug die Konfrontati-
on mit und die Gefährdung der Entwicklungszusammenarbeit (EZA) durch 
Gewalt zu einer grundlegenden Neubestimmung des Verhältnisses von Ent-
wicklung und Frieden bei. Galt in den Anfangsjahren der EZ, dass eine Be-
friedung von Entwicklungsgesellschaften ihrem wirtschaftlichen Fortschritt 
folgen werde, so setzte sich im Laufe der 1990er Jahre die Einschätzung 
durch, dass Friede eine Vorbedingung für Entwicklung sei. Das hat dazu 
geführt, dass einerseits verstärkte Anstrengungen zur Krisenprävention und 
zur Vermittlung in Konflikten unternommen werden, zum andern die Ent-
wicklungszusammenarbeit verstärkt in Programme zur Friedenskonsolidie-
rung einbezogen wird. Die Wichtigkeit einer systematischen Friedenskonso-
lidierung als effektivste Form der Gewaltprävention angesichts einer hohen 
Rückfallquote von „befriedeten“ Gesellschaften ist im Rahmen der jüngsten 
Reform der Vereinten Nationen durch die Einrichtung einer Kommission 
für Friedenskonsolidierung unterstrichen worden. Die Friedenskonsolidie-
rung findet meist in Verbindung mit Friedensmissionen der Vereinten Na-
tionen statt. In diesem Rahmen ist die zivil-militärische Zusammenarbeit 
seit Beginn der 1990er Jahre erheblich ausgebaut worden. Dabei gehen die 
Enttabuisierung des Militärischen und die Versicherheitlichung der Ent-
wicklungszusammenarbeit Hand in Hand. 

(2) Der zweite Erfahrungszusammenhang betrifft die Beobachtung, 
dass die von Jackson und Rosberg schon Anfang der 1980er Jahre diskutier-
te Diskrepanz zwischen empirischer und juristisch anerkannter Staatlich-
keit (Jackson/Rosberg 1982) unter den neuen weltpolitischen Rahmenbe-
dingungen in immer mehr Staaten politisch virulent wurde oder zu werden 
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drohte. Da die politischen Renten ausblieben, mit denen die Eliten fragiler 
Staaten ihre Klientelsysteme während des Ost-West-Konflikts aufrechterhal-
ten hatten, verschärften sich offenbar die innergesellschaftlichen Konflikte 
über den Zugang zur politischen Macht und den damit verbundenen Pfrün-
den. Die daraus resultierenden innerstaatlichen Konflikte wurden vom Si-
cherheitsrat der Vereinten Nationen in verschiedenen Fällen (Irak nach dem 
Krieg von 1991, Somalia 1992, Haiti 1994, Bosnien-Herzegowina 1995) 
als Bedrohung des internationalen Friedens gewertet. Dem entsprach, dass 
der Auf- und Ausbau des Sicherheitssektors in den Entwicklungsländern in 
Verbindung mit der Förderung von Good Governance zu einem zentralen 
Gegenstand der Entwicklungszusammenarbeit wurde. 

(3) Der dritte Erfahrungszusammenhang ist der des Terrorismus. In 
Verbindung hiermit kam es zu einer Rückbesinnung auf die Bedeutung 
von Entwicklungszusammenarbeit als Ansatz zur Aufrechterhaltung von Si-
cherheit bzw. zum Abbau von Bedrohungen. In der notorischen Nationalen 
Sicherheitsstrategie der USA vom September 2002, die die Grundorientie-
rung für die US-amerikanische Sicherheitspolitik nach „9/11“ formulierte, 
wurde der Entwicklungszusammenarbeit ein eigenes Kapitel eingeräumt. 
Dort heißt es: „A world where some live in comfort and plenty, while half 
of the human race lives on less than $ 2 a day, is neither just nor stable. In-
cluding all of the world’s poor in an expanding circle of development – and 
opportunity – is a moral imperative and one of the top priorities of U.S. in-
ternational policy“ (National Security Strategy 2002: 21).

Als Aussage in der nationalen Sicherheitsstrategie der USA bedeutet 
„international policy“ hier „Sicherheitspolitik“. Damit wäre die Versicher-
heitlichung der Entwicklungszusammenarbeit sozusagen ganz oben ange-
kommen – an der Spitze der Sicherheitsagenda der „einzig verbliebenen 
Supermacht“. 

In der Tat kann festgehalten werden, dass die Entwicklungszusammen-
arbeit durch deren Versicherheitlichung an Bedeutung im Kanon der nati-
onalen Regierungsressorts aber auch z.B. im Rahmen der G 8 oder der Ver-
einten Nationen gewonnen hat. In der Bundesrepublik Deutschland ist das 
Entwicklungsressort unter der Leitung der außerordentlich rührigen Ent-
wicklungsministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul inzwischen zum Mitglied 
des Bundessicherheitsrates aufgestiegen. Dem entspricht die erwähnte Auf-
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wertung der EZA im Rahmen der Friedenskonsolidierung, des Auf- und 
Ausbaus der Sicherheitssektoren besonders in fragilen Staaten und als Politik-
ansatz, der dazu beitragen soll, dem transnationalen Terrorismus durch Ar-
mutsbekämpfung das Wasser abzugraben. So geht die Versicherheitlichung 
der EZA mit einer Stabilisierung und einer erneuten Ausweitung der Ent-
wicklungshilfe von Seiten der OECD-Staaten einher, mit einer zumindest 
teilweisen Entschuldung der am höchsten verschuldeten armen Länder und 
mit einer konzertierten Aktion zur Armutsbekämpfung und zur Verbesse-
rung der Grundversorgung der Bevölkerung in Gestalt der Millennium De-
velopment Goals. Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch, dass die zi-
vile Konfliktbearbeitung seit Beginn der 1990er Jahre erheblich ausgebaut 
und professionalisiert worden ist. Das schließt den Aufbau ziviler Friedens-
dienste und damit die Schaffung eines ganz neuen Betätigungsfeldes nicht-
staatlicher Akteure im Problemfeld der Sicherheit ein. So weit, so gut.

Aber diese Entwicklung wird zugleich vom Ausbau des militärischen 
Engagements der liberalen Demokratien und ihrer Planungen im Rahmen 
einer territorial und semantisch erweiterten Verteidigung begleitet (Über-
gang von der Territorialverteidigung zur globalen Konfliktintervention; ex-
tensive Interpretation des Rechts auf Selbstverteidigung nach Art. 51 UN-
Charta als Recht auf vorbeugende Gefahrenabwehr in Verbindung mit 
einer restriktiven Interpretation des Gewaltverbots nach Art. 2/4 UN-Char-
ta) (Brock 2005). Dementsprechend wäre es voreilig, die eben angespro-
chene Entwicklung als Indiz für eine Prioritätenverschiebung von der mi-
litärischen zu einer zivilen Sicherheitspolitik lesen zu wollen. Im Vergleich 
zu den nationalen oder bündnisgestützten militärischen Kapazitäten ist die 
Mittelaufwendung für die EZA und die zivile Konfliktbearbeitung mini-
mal. EZA und zivile Konfliktbearbeitung scheinen auch die Sicherheits-
politik der traditionell mit ihr befassten Ressorts, der Verteidigungs- und 
der Außenministerien, nicht zu einem Perspektivenwechsel zu beflügeln. 
Der deutsche Aktionsplan zur zivilen Krisenprävention und Konfliktbear-
beitung vom Mai 2004 führt in der nationalen Sicherheitspolitik ein Schat-
tendasein, auch wenn das Entwicklungsressort sich noch so eifrig als bessere 
Sicherheitspolitik anpreist (Weller 2007).
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3.2 Die Konfliktfähigkeit der Entwicklungsländer
Wie hat sich die Versicherheitlichung der Nord-Süd-Beziehungen auf 

die Konfliktfähigkeit der Entwicklungsländer gegenüber den Industrielän-
dern ausgewirkt? Als konfliktfähig verstehe ich solche Gruppen, die in 
einem konkreten Handlungszusammenhang „ein kollektives Bewusstsein 
entwickeln und gleichzeitig über spezifische Machtressourcen oder Kon-
fliktpotentiale verfügen, die sie zum Zwecke ihrer Interessenrealisierung 
zielgerichtet einsetzen“ (Schubert/Tetzlaff/Vennewald 1994: 74). Was den 
ersten Punkt betrifft, so ist vorab festzuhalten, dass „der Differenzierungs-
prozess der Dritten Welt“ (Menzel 1992) auch nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts weitergegangen ist, so dass heute mit noch größeren Vorbe-
halten als etwa in den 1970er Jahren (im Zusammenhang mit der Debatte 
über eine Neuordnung der Weltwirtschaft) von einem kollektiven Bewusst-
sein „der“ Entwicklungsländer oder „des“ Südens gegenüber „dem“ Nor-
den gesprochen werden kann. Dennoch kann davon ausgegangen werden, 
dass die Versicherheitlichung der Nord-Süd-Beziehungen von Seiten der li-
beralen Demokratien und ihrer zivilgesellschaftlichen Gruppen ein kollek-
tives Bewusstsein der anderen Staaten in ihrer Eigenschaft als Objekte der 
Versicherheitlichung schafft. Denn da es sich hier um Staatenformationen 
mit einem erheblichen Machtgefälle handelt, stellt sich für die Länder des 
Südens insgesamt die Frage, inwieweit die Versicherheitlichung der Nord-
Süd-Beziehungen nicht lediglich eine Facette der OECD-Hegemonie in 
Weltwirtschaft und -politik darstellt. Der gegenwärtige Schulterschluss zwi-
schen Venezuela, dem Iran und Syrien ist für solche Bedenken zwar nicht 
repräsentativ. Immerhin sind aber in Asien, Afrika und Lateinamerika Vor-
behalte etwa gegenüber der westlichen Anti-Terrorpolitik weit verbreitet – 
ungeachtet der Tatsache, dass es den Westen, wie er vom Süden gesehen 
wird, genauso wenig gibt wie den Süden, der durch den Blick des Nordens 
konstituiert wird.

Was die Machtressourcen oder Konfliktpotentiale des Südens als kon-
fliktfähiger Gruppe betrifft, so dürften diese in gewissem Umfang unmit-
telbar von der Versicherheitlichung der Nord-Süd-Beziehungen profitieren, 
wie es ja der Absicht jener zivilgesellschaftlichen Gruppen entspräche, die 
Versicherheitlichung von Hunger, Armut und unfairem Handel als Beitrag 
zum Empowerment des Südens verstehen. Wenn das Schicksal des Südens 
in den Augen des Westens eine existentielle Bedeutung für dessen Selbst-
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behauptung und zukünftige Prosperität erlangt, steigt die Konfliktfähig-
keit des Südens; denn seine Verhandlungsposition gegenüber dem Westen 
wird gestärkt. Empirisch ist das von Frank Biermann für die Umweltpolitik 
nachgewiesen worden (Biermann 1998, 2007; vgl. Brock 1997). Er zeigt, 
dass aufgrund der von der OECD-Welt so gesehenen Bedrohung durch 
Umweltdegradation auch schwächste Entwicklungsländer auf diesem Ge-
biet über Verhandlungsmacht verfügen, was sich darin niedergeschlagen 
hat, dass die Entwicklungsländer in den Verhandlungen zur Klimarahmen-
konvention von 1992 eine Differenzierung der für die globale Umweltsta-
bilisierung erforderlichen Anwendung von Normen, der Gestaltung von 
Entscheidungsverfahren und der Festlegung materieller Leistungen zu ihren 
Gunsten durchsetzen konnten. Biermann kann darüber hinaus zeigen, wie 
die von den OECD-Ländern wahrgenommenen Sicherheitsinteressen zu 
institutioneller Innovation (auf dem Gebiet der internationalen Zusammen-
arbeit) ganz im Sinne der oben erwähnten staatengesellschaftlichen Hand-
lungslogik führen (Kyoto-Regime). Entlang dieser Beobachtungslinie kann 
man schließlich das vermehrte Engagement der G8 gegenüber Afrika als 
Frucht der Einschätzung bestimmter Teile Afrikas als Sicherheitsrisiko für 
den Westen betrachten.

Biermann stellt aber zugleich klar, dass es sich hier um eine sektor-
spezifische Konfliktfähigkeit der Entwicklungsländer handelt, die aufgrund 
der andersgearteten Interdependenzen nicht verallgemeinerbar ist. Auf dem 
Gebiet der Weltwirtschaftsbeziehungen herrscht trotz Versicherheitlichung 
(„ökonomische Sicherheit“, „Energiesicherheit“) denn auch eher Stagnati-
on als Innovation vor. Das gilt insbesondere für die Handelspolitik und die 
Entwicklung neuer Finanzierungsinstrumente im Rahmen der EZA. Zwar 
zeigt sich hier in stärkerem Maße als bei der Umweltpolitik ein kollektives 
Bewusstsein der Entwicklungsländer, ihre Ressourcen reichen aber (nicht 
zuletzt aufgrund widersprüchlicher Interessen unter den Entwicklungslän-
dern) nur für die Blockade unerwünschter Vorgaben der OECD-Länder 
(bisheriges Scheitern der Dohar-Runde), nicht aber für eine Neugestaltung 
der multilateralen Handelspolitik. 

Empowerment bezieht sich im Voraufgegangenen auf die Handlungsfä-
higkeit der politischen Führungsgruppen in den Entwicklungsländern. Wie 
steht es aber mit dem Empowerment der breiten Bevölkerung? Hier kann 
zunächst einmal auf der positiven Seite verbucht werden, dass die Versicher-
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heitlichung der Nord-Süd-Beziehungen im Kontext „neuer Bedrohungen“ 
auch mit einer Aufwertung von Good Governance, also einer verantwort-
lichen Regierungsführung einhergeht, und mit dem Versuch, die „dritte 
Welle“ der Demokratisierung dafür zu nutzen, um die liberale Demokratie 
als universelles Modell politischer Ordnung durchzusetzen. Die offizielle 
Demokratieförderung durch die liberalen Demokratien wird von zivilge-
sellschaftlichen Gruppen ergänzt (auch in Form von Kampagnen für mehr 
Transparenz in den Transaktionen multinationaler Konzerne, zur Erhöhung 
ihrer Konfliktsensibilität und zur Generierung von Beiträgen der Unterneh-
men zur zivilen Konfliktbearbeitung) (Wolf/Deitelhoff 2007). 

Aber die dritte Welle der Demokratisierung ist verebbt und die Impli-
kationen der wahrgenommenen Bedrohungen für die Demokratisierungs-
politik der Demokratien sind widersprüchlich. Zum einen wird Demokratie 
als Instrument zur Förderung von Stabilität betrachtet, zum andern findet 
das Eintreten der liberalen Staaten für Demokratie und Good Governance 
dort seine Grenzen, wo die mit der Demokratisierung einhergehenden Aus-
einandersetzungen – vor allem im Kontext des Terrorismus – als Sicher-
heitsrisiko betrachtet werden oder die Druckausübung auf Regierungen sich 
für die Ausweitung oder Verteidigung des Zugangs zu strategisch wichtigen 
Rohstoffen negativ auswirken könnte. Dieser Gesichtspunkt gewinnt offen-
bar unter dem Eindruck rivalisierender Rohstoffinteressen Chinas, Indiens 
und anderen aufsteigenden Großverbrauchern an Bedeutung. Das Streben 
nach „ökonomischer“ oder „Energiesicherheit“ begünstigt zwar einerseits 
eine technologische Innovation zur Reduzierung des Verbrauchs, führt aber 
andererseits zu mehr Zurückhaltung bei Menschenrechten und Demokra-
tie, vor allem wenn die Regierungen rohstoffreicher Länder wie in den alten 
Zeiten des Ost-West-Konfliks externe Interessen gegeneinander ausspielen, 
wie dies zur Zeit in Angola bezogen auf westliche und Chinesische Ölin-
teressen beobachtet werden kann. In dieser Hinsicht könnte die Versicher-
heitlichung der Nord-Südbeziehungen im Zeichen „neuer Bedrohungen“ 
zu einer Rekonstruktion der alten Situation führen, in der die Eliten nun-
mehr vor allem im Kontext der Terrorbekämpfung eine „Sicherheitsrente“ 
einstreichen würden und damit die Möglichkeit hätten, zu einem „Busi-
ness as usual“ zurückzukehren. Auch „state failure“ kann in diesem Sinne 
zur Mobilisierung von Sicherheitsrenten genutzt werden, sofern die betrof-
fenen Staaten, wie z.B. Georgien, für den Westen von strategischem Inter-
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esse sind (Christophe 2005). Damit bliebe das Fanon’sche Ziel einer in die 
Tiefe gehenden Emanzipation genauso fern, wie es das zu Zeiten des Ost-
West-Konflikts schon war.

3.3 „Menschliche Sicherheit“
Wenn Empowerment nicht nur die staatlichen Eliten in den Entwick-

lungsgesellschaften meint, sondern die Menschen und ihre Lebensgemein-
schaften, dann muss sich die staatliche Sicherheitspolitik daran messen 
lassen, inwiefern sie nationale Sicherheit und individuellen bzw. gemein-
schaftlichen Schutz miteinander in Deckung bringt (Debiel/Werthes 2005). 
Dies betrifft ein zentrales Problem der Sicherheitspolitik überhaupt, denn 
Sicherheit und Freiheit des Einzelnen stehen in einem unauflösbaren Span-
nungsverhältnis zur Sicherheit des Ganzen. Demokratien zeichnen sich da-
durch aus, dass sie Raum für einen Diskurs über dieses Spannungsverhält-
nis bieten, das Problem selbst ist damit nicht erledigt. Das gilt erst recht 
für die Sicherheitspolitik von Demokratien gegenüber Nicht-Demokratien. 
Einerseits treten Demokratie ihrem Selbstverständnis entsprechend für den 
Schutz des Einzelnen in anderen Staaten ein. Sie haben in diesem Sinne die 
Transformation der Menschenrechte von unverbindlichen Prinzipienerklä-
rungen hin zu unmittelbar und allgemein geltenden Rechtsnormen und da-
mit zur Transformation des Völkerrechts von einem genossenschaftlichen 
Staatenrecht zu einer Art weltgesellschaftlichem Verfassungsrecht vorange-
trieben (Konstitutionalisierung des Völkerrechts). Die Festschreibung der 
„responsibility to protect“ (R2P) durch die UN-Generalversammlung im Sep-
tember 2005 stellt einen Meilenstein in dieser Entwicklung dar.

Die Crux der Sache ist, dass die Konstitutionalisierung des Völkerrechts 
weiterhin ein Instrument unilateraler und damit im Grundsatz willkürlicher 
Staatenpolitik bleibt, solange die Ausdifferenzierung materieller Normen 
nicht von der Vereinbarung verbindlicher Regeln für den kollektiven Um-
gang mit diesen Normen begleitet wird. Genau daran fehlt es und dies nicht 
zuletzt deshalb, weil die liberalen Demokratien, die dafür eintreten, den 
Menschen gegenüber dem „Staat“ als Subjekt nationaler Souveränität aufzu-
werten (also das Interventionsverbot zugunsten des Schutzes der internatio-
nalen Menschenrechte zu relativieren), sich dagegen sträuben, ihre eigenen 
(vom „Staat“ artikulierten) Souveränitätsansprüche zugunsten der kollek-
tiven Friedenssicherung nach Kapitel VII der UN-Charta einzuschränken 
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oder genauer ausgedrückt: umzudeuten. Sie weichen stattdessen auf einen 
erweiterten Begriff der Selbstverteidigung und eine restriktive Interpretati-
on des Gewaltverbots nach Art. 2/4 der UN-Charta aus. Das bedeutet, dass 
der von den liberalen Demokratien in Anspruch genommene Spielraum für 
unilaterales oder bündnisgestütztes Handeln erweitert wird. Die Ausdiffe-
renzierung der Menschenrechte fungiert dabei als Anlass und die extensive 
Interpretation des Rechts auf Verteidigung sowie die restriktive Interpreta-
tion des Gewaltverbots als Rechtsrahmen für unilaterales Handeln. So ist es 
zu erklären, weshalb die Entwicklungsländer erhebliche „Bauchschmerzen“ 
mit der R2P haben. Die USA auf der anderen Seite stehen ihr skeptisch ge-
genüber, weil sie möglicherweise als Pflicht der Staaten zur Intervention ge-
lesen werden könnte. Das würde dann wiederum den einzelstaatlichen Er-
messensspielraum einschränken. Neuerdings ist im Völkerrechtsdiskurs von 
einem Recht auf Demokratie die Rede, was zunächst einmal als rundheraus 
positiv erscheinen mag, aber auch davon, dass es gelte, dieses Recht not-
falls militärisch durchzusetzen (Reisman 2000), was die eben angesprochene 
Problematik verschärft. Dafür bietet nicht zuletzt der Irak-Krieg ein Bei-
spiel, der ja nachträglich als Krieg für die Demokratie gerechtfertigt wurde. 
Wir haben es daher mit einer „halben Konstitutionalisierung“ des Völker-
rechts zu tun, die einerseits die Menschen in den Nicht-Demokratien darin 
unterstützt, ihre fundamentalen Rechte gegenüber Gewaltakteuren geltend 
zu machen, die aber ihrerseits die gewaltsame Intervention von Staaten nach 
eigenem Gutdünken stützen kann.

4. Fazit: Die Versicherheitlichung der Nord-Südbeziehungen
als Quelle neuer Unsicherheit

Sicherheitsdiskurse drehen sich nicht darum, nach bestem Wissen und 
Gewissen die „wahren Sicherheitsinteressen“ einer Bezugseinheit zu identi-
fizieren, sei es einer Ethnie, einer Nation oder der Menschheit insgesamt, 
sondern um die Frage, was jeweils als Sicherheitsproblem von wem rekla-
miert wird und öffentliches Interesse findet. Sicherheitsdiskurse nehmen für 
sich in Anspruch, Überlebensfragen zu thematisieren. Aufgrund der dar-
in enthaltenen Totalisierungstendenzen werden sie aber zwangläufig zu ei-
ner Quelle neuer Unsicherheiten. Insofern geht es heute nicht um die fort-
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schreitende Ausweitung der Sicherheitsagenda, sondern um eine gezielte 
„Entsicherheitlichung“ von Politikbereichen, bei denen die Versicherheitli-
chung neue Unsicherheiten und damit neue Anreize für militärisches Han-
deln schafft.

Sicherheitsdiskurse verweisen auf eine Bedrohung, zu deren Abwehr au-
ßerordentliche Anstrengungen unternommen und Mittel eingesetzt werden 
müssen. Diese Logik, die dem Sicherheitsbegriff eingeschrieben ist, kann im 
Wege der Versicherheitlichung für die politische Aufwertung ziviler Anlie-
gen genutzt werden. So hat die Versicherheitlichung der Nord-Süd-Bezie-
hungen offenbar dazu beigetragen, eine Marginalisierung der Entwicklungs-
politik, die nach dem Ende des Ost-West-Konflikts drohte, aufzufangen 
und sogar in eine erneute Aufwertung zu verkehren.

Sofern dies ein Indiz dafür ist, dass unter dem Eindruck neuer Bedro-
hungen (Terrorismus, Klimawandel, Staatenversagen) sektoral die Konzes-
sionsbereitschaft der hegemonialen Industrieländer und analog die Kon-
fliktfähigkeit der Länder des Südens zunimmt, kann man von einem 
sektorspezifischen Empowerment des Südens durch Versicherheitlichung 
sprechen. Soweit die Versicherheitlichung sich zudem auf den Schutz des/
der Einzelnen und seiner/ihrer Gemeinschaften bezieht (menschliche Si-
cherheit, Schutzverantwortung), ließe sich auch ein Empowerment der 
gesellschaftlichen Basis konstatieren. Dem entspricht der Auf- und Aus-
bau der internationalen Sicherheitsgewährleistung im Rahmen eines Mehr-
ebenensystems (UN, regionale Organisationen, Einzelstaaten, substaatliche 
Einheiten) sowie eine Ausdifferenzierung von Völkerrechtssubjekten unter 
Einbeziehung einer hybriden Akteurskonstellation und Sicherheitspolitik 
(zivil-militärische Kooperation, Friedensmissionen mit ziviler, polizeilicher 
und militärischer Komponente).

Diese Effekte werden aber durch zwei Tendenzen konterkariert: zum 
einen durch den gleichzeitigen Bedeutungszuwachs der militärischen Kom-
ponente in der „Südpolitik“ des Westens, zum andern durch die Tendenz, 
diese militärische Komponente eher im Rahmen einer erweiterten Vertei-
digung als der kollektiven Friedenssicherung (Kapitel VII UN-Charta) zur 
Geltung zu bringen. Das bedeutet, dass an die Stelle des „wir“, das die kol-
lektive Friedenssicherung meint, die Unterscheidung zwischen „uns“ und 
„den anderen“ tritt. Diese Unterscheidung bietet eine neue Quelle der Un-
sicherheit wie die Militäreinsätze im Kosovo, in Afghanistan und im Irak 
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zeigen. Hier kommt die andere Seite der Logik des Sicherheitsdenkens zum 
Ausdruck: Sicherheitsdenken ist entgegen den landläufigen Assoziationen, 
die der Begriff als Schutz und Erwartungssicherheit weckt, ein Denken im 
Ausnahmezustand (Huysmans 2006). Dieses Denken im Ausnahmezustand 
hat zwar den Stellenwert der Nord-Süd-Politik in der westlichen Weltpoli-
tik erhöht und der Entwicklungszusammenarbeit neue Bedeutung verliehen 
(Duffield 2002: 1064); zugleich fungieren die in diesem Zusammenhang 
entstandenen neuen Formen der Sicherheitspolitik („vernetzte Sicherheit“, 
zivil-militärische Kooperation, EZA als Sicherheitspolitik) aber als Instru-
mente einer Global Governance, die bisher den ordnungspolitischen Präfe-
renzen und Interessen des Westens entspricht und den Spielraum für alter-
native Projekte der Entwicklung im Namen der Sicherheit eher einschränkt 
als erweitert. Am Ende steht vorerst also weiterhin Kater Paul und nicht 
Frantz Fanon – auch in den liberalen Demokratien.
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Abstracts

Das Ende der militärischen Konfrontation zwischen Ost und West ging 
paradoxerweise nicht mit einer Einschränkung, sondern mit der Ausweitung 
von Sicherheitsdiskursen in Politik und Gesellschaft einher. Dies geschah 
unter dem Schlagwort der „erweiterten Sicherheit“. Neben der Umwelt- 
ist auch die Entwicklungsproblematik rasch Gegenstand der neuen Sicher-
heitsdiskurse geworden. Deren Wirkung ist ambivalent. Grundsätzlich kön-
nen sie sowohl revisionistische als auch Status-quo-Interessen begünstigen. 
Die Versicherheitlichung der Entwicklungsproblematik spiegelt diese Ambi-
valenz. Sie hat einerseits zu einer politischen Aufwertung materieller Fragen 
der Entwicklungspolitik geführt, liefert andererseits aber auch Begründungen 
für die Ausweitung einseitiger militärischer Eingreifkapazitäten hegemonialer 
Staaten. Insofern schafft die Versicherheitlichung der Entwicklungsproble-
matik im Kontext der Terrorbekämpfung neue Unsicherheiten.

The end of the East-West confrontation paradoxically did not lead to a 
“de-securitisation” of world politics. On the contrary, it was accompanied by 
a broad expansion of the security agenda in the form of the “securitization” 
of non-military threats to the well-being of states and people. In addition 
to environmental questions, development issues soon became the object of 
securitisation. The impact of securitisation is ambivalent, since it can serve 
revisionist as well as status quo-interests. The “merging of development and 
security” (Duffield 2001) mirrors this ambivalence. On the one hand it has 
helped to renew public interest in the concerns of the South (including the 
provision of human needs and good governance). On the other hand it of-
fers justifications for the re-direction of Western military policies from terri-
torial defence to global conflict intervention. Thus, the securitisation of de-
velopment in the context of the war on terror has led to new insecurities.

Lothar Brock
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Leimenrode 29
D-60322 Frankfurt
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CLEMENS SIX

Sicherheit und Entwicklung als Normative der EU-Außen-
politik: Hegemonie durch Konsens und Zwang

1. Einleitung

Im Herbst 2003 erregte eine von der EU-Kommission in Auftrag gege-
bene Umfrage innerhalb der Europäischen Union relativ großes Aufsehen. 
Zum einen lag dies an der Themenstellung, zum anderen aber auch an der 
Methode der Erhebung, die von unterschiedlicher Seite massiv kritisiert 
wurde. Mit mehr als 7.500 Telefoninterviews in allen damals 15 Mitglied-
staaten und teilweise suggestiven Fragen über „den Irak und den Frieden 
in der Welt“ (European Commission 2003) wurden die EU-BürgerInnen 
über ihre Wahrnehmung der militärischen Intervention im Persischen Golf 
und die wichtigsten Bedrohungen des Weltfriedens befragt. Die Ergebnisse 
selbst sind ungeachtet der Kritik an der Methode jedoch signifikant für eine 
spezifisch europäische Annäherung an das Thema Sicherheit und Entwick-
lung, weshalb sie kurz in Erinnerung gerufen werden sollen.

Aus Sicht einer Mehrheit der „alten“ EuropäerInnen (53 Prozent) wer-
den die USA, die sich selbst gerne als Garanten des Weltfriedens wahrneh-
men, als Aggressor in den internationalen Beziehungen gesehen, der eben 
diesen Weltfrieden in annähernd gleichem Maß wie Nordkorea oder der 
Iran bedroht. Die genaue Fragestellung in diesem Fall war allerdings, ob 
die Befragten dieser Wahrnehmung der USA zustimmten oder nicht und 
somit diese Interpretation durch die Fragestellung selbst nahe gelegt wur-
de. Mehr als zwei Drittel der Befragten (68 Prozent) hielten die Militärin-
tervention im Irak für nicht gerechtfertigt (gegenüber 29 Prozent, die dies 
taten), 65 Prozent sahen die Verpflichtung, finanziell für den Wiederauf-
bau des Landes aufzukommen, ausschließlich auf Seiten des Aggressors, al-
so der USA. Ihre eigene Rolle definierten die Europäer in diesem Konflikt 
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vor allem durch gesteigerte humanitäre Hilfe, die von 82 Prozent befürwor-
tet wurde. Ein eigenes militärisches Engagement zum Wiederaufbau lehnte 
eine Mehrheit von 54 Prozent ab, aber 44 Prozent befürworteten ein sol-
ches Vorgehen. Signifikant dabei sind insbesondere die Unterschiede zwi-
schen den einzelnen EU-Staaten: In Deutschland betrug die Ablehnung 71 
Prozent, wohingegen in Dänemark 77 Prozent dafür waren. Relativ hohe 
Zustimmung (62 Prozent insgesamt) erhielt die UNO als wünschenswerter 
Akteur zur Wiederherstellung der inneren Sicherheit im Irak.

Ein zweiter thematischer Schwerpunkt der Umfrage war Terrorismus als 
Bedrohung der Sicherheit in Europa. 55 Prozent der EuropäerInnen sahen 
sich direkt gefährdet, ein Szenario, dass vor allem in Spanien und Großbri-
tannien am meisten Zustimmung fand (jeweils 76 Prozent). Die Ergebnisse 
der Umfrage insgesamt sind insofern erhellend, als sie verdeutlichen, dass es 
in der EU, die damals noch auf Westeuropa beschränkt war, im Anschluss 
an den Irak-Krieg einerseits eine Polarisierung zum Thema der militärischen 
Intervention der EU gab. Die Zustimmung bzw. Ablehnung eines militä-
rischen Engagements ohne entsprechendes Mandat der Vereinten Nationen 
ist sehr vehement und beides bei entsprechend veränderten Rahmenbedin-
gungen durchaus mehrheitsfähig. Andererseits sehen die EuropäerInnen ih-
re eigene Rolle vor allem in der humanitären Hilfe, also in der Funktion als 
soft power, die zu öffentlicher Sicherheit weltweit beitragen soll.

Auf der Ebene der politischen EntscheidungsträgerInnen der Euro-
päischen Union wurde das Thema Sicherheit seit dem Millenniumswech-
sel und insbesondere seit den Terroranschlägen in den USA, aber auch in 
Spanien und Großbritannien, als eine Priorität ausgewiesen, der ein ent-
sprechendes Maß an politischer Aufmerksamkeit, aber auch Finanzmit-
tel zukommen. In den folgenden Ausführungen werden diese Schritte des 
Auf- und Ausbaus der EU zu einem globalen sicherheitspolitischen Akteur 
thematisiert und die Rolle der Entwicklungspolitik dabei analysiert. Dabei 
ist zu beachten, dass „die EU“ in diesen Politikfeldern zweierlei bezeich-
net: zum einen die EU als Summe ihrer Mitgliedstaaten bzw. deren Regie-
rungen, die die europäische Außen- und Sicherheitspolitik nach wie vor be-
stimmen und „vergemeinschaftete Politik“ in diesem Bereich nur marginal 
zulassen; und zum anderen die EU als rechtlich und finanziell eigenständige 
Organisation, die in der Entwicklungspolitik autonom handelt und sich mit 
den Mitgliedstaaten diese „gemischte Kompetenz“ teilt.
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Die Annäherung an die Beziehung von Sicherheitsdiskursen einerseits 
und Entwicklungsbegriff bzw. Entwicklungspolitik andererseits kann in Be-
zug auf die EU und ihre Mitgliedstaaten von beiden Seiten erfolgen: Euro-
päische Sicherheit und ihre Politik integrieren begrifflich und methodisch 
immer stärker entwicklungspolitische Zielsetzungen und instrumentalisie-
ren diese zusehends für sicherheits- und machtpolitische Eigeninteressen; 
und Entwicklung als Ziel von Entwicklungspolitik wird zunehmend als et-
was interpretiert, das nur im Rahmen von Sicherheit in den peripheren Ge-
sellschaften erreicht werden kann. Eine entscheidende Frage in den Wech-
selbeziehungen von Entwicklung und Sicherheit ist also, wessen Sicherheit 
erreicht werden soll. Die EU selbst positioniert sich in diesem Diskurs gegen-
über dem Süden keineswegs als neutraler Protagonist humanitärer Anliegen, 
sondern als ein weltpolitischer Akteur, der zukünftig entschiedener als bis-
her Eigeninteressen und Einflusssphären gegenüber den „tektonischen, also 
in ihren Auswirkungen signifikanten und tiefgreifenden Verschiebungen“ 
im internationalen Kräfteverhältnis durch den Aufstieg neuer Hauptakteure 
verteidigt bzw. ausbaut (Humphrey/Messner 2006: 1). Deshalb beginnt die-
ser Beitrag mit einer Begriffsklärung, um die EU als weltpolitischen Akteur 
insbesondere in Unterscheidung zu den USA genauer zu beschreiben, in-
dem das Konzept des „Empire“ gegenüber dem für die EU besser geeig-
neten Ansatz der „Hegemonie“ abgewogen wird. Diese theoretischen Über-
legungen sind wichtig, weil die Veränderungen in dem relativ beschränkten 
Bereich Entwicklungspolitik nur vor dem Hintergrund der globalen Selbst-
positionierung der EU verständlich sind. Die EU als globaler Akteur ist der 
entscheidende Kontext, in dem sich die zunehmende Verzahnung von Ent-
wicklung und Sicherheit in der Außenpolitik der EU ereignet. Danach folgt 
ein Blick auf die schrittweise Neuorientierung der EU-Entwicklungspolitik 
parallel zur Formulierung einer eigenen europäischen Sicherheitsstrategie. 
Schließlich wird diskutiert, welche Rolle aktive militärische Interventionen 
der EU im Verhältnis von Entwicklung und Sicherheit spielen.



62  
  

CLEMENS SIX

2. Empire-building und die Rolle der EU in den inter-
nationalen Beziehungen

Das Ende des Kalten Krieges brachte auf der internationalen Bühne ei-
ne Veränderung der machtpolitischen Grundkonstellationen, die nicht nur 
die bisherige Selbstverortung der EU und ihrer Mitgliedstaaten betraf, son-
dern das System der kollektiven Sicherheit insgesamt in Frage stellte. Die 
Vereinten Nationen, die quasi die Institutionalisierung dieses Systems dar-
stellen, das auf der Kooperation von souveränen Nationalstaaten aufbaut, 
wurden durch den Wegfall der bipolaren Konfrontation zunächst aus ihrer 
realpolitischen Lähmung losgeeist. Ein neuer Optimismus über die zukünf-
tig höheren Chancen der UNO, ihr sicherheitspolitisches Mandat entspre-
chend ihrer Charta wahrzunehmen und wirksame Mechanismen etwa zur 
geregelten Anwendung von Gewalt in den internationalen Beziehungen zur 
Verfügung zu stellen, war die unmittelbare Folge des Zusammenbruches des 
real existierenden Sozialismus.

Die tatsächlichen Entwicklungen seither gehen jedoch in eine völlig an-
dere Richtung. Die dominante Stellung der USA als einzig verbleibende Su-
permacht wird als Empire-building analysiert, das zwei Methoden im Sinne 
der Durchsetzung und des Erhalts von Vorherrschaft vereint: Zwang, ins-
besondere in militärischer, aber auch wirtschaftlicher Form, und Konsens, 
der sich vor allem auf die Kooperation der Eliten in den dominierten Staa-
ten stützt (Harvey 2003: 37f.). Der Begriff „Empire“ meint dabei neben 
territorialer Kontrolle vor allem die enge Verflechtung aus militärischen 
und wirtschaftlichen Strategien, die in ihrem Wechselverhältnis die Basis 
einer weltweiten Dominanz bilden. Diese Dominanz bedeutet demnach 
nicht nur machtpolitische Unterordnung der anderen Staaten, sondern vor 
allem die weltweite Durchsetzung vorgegebener wirtschaftlicher Spielregeln 
(Mabee 2004: 1363f; Matzner 2000). Diese Verknüpfung ist zwar nicht 
immer leicht und unwidersprochen argumentierbar. Im Fall etwa der mi-
litärischen Intervention im Irak waren bzw. sind die militärischen Aufwen-
dungen enorm, die Anzahl der direkten wirtschaftlichen Gewinner jedoch 
sehr gering (Nederveen Pieterse 2006: 990). Im Allgemeinen aber lässt sich 
die Verbindung von wirtschaftlicher Integration bzw. Globalisierung und 
militärischer Expansion überzeugend argumentieren, insbesondere als sich 
während der letzten Jahre in der US-amerikanischen Elite zweierlei An-
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sichten durchgesetzt haben und seither realpolitisch ergänzen: eine Selbst-
wahrnehmung der USA entsprechend einer globalen Führungsmacht, die 
die Unipolarität der Weltordnung nicht als Ergebnis, sondern als Voraus-
setzung des eigenen politischen Handelns versteht; und die Agenda einer 
„zivilisierenden Mission“ (Export von Rechtsstaatlichkeit, Demokratie etc.) 
einschließlich einer bestimmten Auffassung von wirtschaftlicher Erschlie-
ßung, wie sie bereits im 19. Jahrhundert unter den europäischen Koloni-
almächten, insbesondere Frankreichs und Großbritanniens, existierte und 
die sich in den USA als Leitmotiv der Außenpolitik etablieren konnte. Die 
gegenwärtigen Entwicklungen unter George W. Bush sind in dieser Hin-
sicht lediglich eine qualitative Übersteigerung, in der Sache selbst aber kei-
neswegs neu.

Die aktuelle Außenpolitik der USA als einziges Zentrum der Weltord-
nung unterscheidet sich also von vorhergehenden Politiken in Washington 
nicht etwa durch die Koppelung von expansiver Außenpolitik, militärischen 
Interventionen und weltmarktorientierter Wirtschaftspolitik, sondern 
durch die Art der Handhabung dieser Kombination, die durch die Unipo-
larität überhaupt erst ermöglicht wurde. Das „Empire“ der USA zeichnet 
sich gegenwärtig durch eine aggressive Absage an multilaterale Konzepte 
aus. Einerseits setzen sie nationale Sicherheitspolitik hegemonial auf inter-
nationaler Ebene um, andererseits erklären sie eben diese nationalen Si-
cherheitsbelange zur eigenen absoluten politischen Priorität, die mit militä-
rischen Mitteln realisiert werden kann (Nederveen Pieterse 2006: 999). Für 
diese Art der Sicherheitspolitik im Rahmen eines „Empire“ waren die Ereig-
nisse vom 11. September in den USA eine entscheidende Zäsur, und zwar 
in zweierlei Hinsicht. Außenpolitisch verstärkte sich durch den „War on ter-
ror“ die Kompromisslosigkeit der USA gegenüber anderen Akteuren in den 
internationalen Beziehungen. Die ohnehin bereits existente Dominanz der 
Sicherheitsbelange wurde noch übersteigert und damit der Spielraum für 
außenpolitische Kommunikation bzw. Verständigung weiter eingeschränkt. 
Auch der normative Charakter der US-Außenpolitik, der zwischen einem 
zu beschützenden Innenbereich der eigenen Einflusssphäre und einem quasi 
barbarischen Außenbereich unterscheidet, wurde verstärkt (Coward 2005: 
863). Innenpolitisch hingegen kam es in den USA zur massiven Erhöhung 
der Sicherheitsbudgets für Polizei, Grenzschutz und Militär, Einschränkung 
der BürgerInnenrechte sowie zur Einrichtung einer Reihe von Institutionen, 
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die das nun aktuelle Sicherheitsdispositiv nach innen realisieren (vgl. Petras 
2002: 3505f.). Beide Tendenzen sind als Intensivierung der globalen Vor-
machtstellung der USA unter dem Primat der nationalen Sicherheitspara-
digmen zu interpretieren (vgl. Harvey 2003: 22).

Um die Position der EU in diesem US-amerikanischen „Sicherheits-
paradigma“ in den internationalen Beziehungen näher zu charakterisie-
ren, werden ähnliche Begrifflichkeiten bemüht. Dass die EuropäerInnen 
aus historischen Gründen mit den Vorgängen des Empire-building als öko-
nomische und militärische Unterordnung vertraut sind, muss nicht erklärt 
werden. Ist der Empire-Ansatz aber geeignet, gegenwärtige und zukünftige 
Entwicklungen adäquat zu beschreiben und zu erklären? Die Unipolarität 
der aktuellen Weltordnung geht per definitionem zulasten des europäischen 
Einflusses auf die globalen Vorgänge. Aus heutiger Sicht kann man aber an-
nehmen, dass eben diese Unipolarität ein Übergangsstadium zu einer multi-
polaren Weltordnung sein wird, die sich in ihren Grundzügen – insbesonde-
re im Hinblick auf ihre neuen Pole wie dem süd- und ostasiatischen Raum 
mit China und Indien, in zweiter Linie aber auch Brasilien oder Südafrika 
mit ihren regionalen Einflusssphären – bereits abzeichnet (Messner 2007: 
11). Die Diskussion über die europäische Positionierung und die aktuellen 
außenpolitischen Strategien der EU nehmen auf diesen Umstand Rück-
sicht. Die Beschreibung der EU selbst als „Empire“ in diesem Kontext ist 
aber verfehlt und geht am Kern der Sache vorbei. „Empire“ wurde in diesem 
Zusammenhang als neues Paradigma der im Entstehen begriffenen Außen-
politik der EU vorgeschlagen, das sich vor allem in der unmittelbaren Nach-
barschaft der EU manifestiert. Im Rahmen eines „neo-mittelalterlichen“ 
Modells würde sich die EU als Gegenstück zum westfälischen Staat mit 
diversen, überlappenden Autoritäten und fragmentierten institutionellen 
Arrangements herauskristallisieren, das im Rahmen der Globalisierung die 
Eigenkonzepte von Staat und Entwicklung und damit auch die eigenen Si-
cherheitsinteressen und -konzepte exportiert (Zielonka 2006). In die gleiche 
Kerbe schlägt das Verständnis der EU als „postmodernes Imperium“, das 
die EU als offensiven Akteur versteht, der „jenseits der traditionalen Politik 
der Machtbalance und Souveränitätssicherung territoriale Grenzlinien […] 
aufbricht, durchdringt und rechtsförmig reorganisiert“ (Bieling 2005: 264). 
Die Reichweite dieser Ansätze ist aber wie gesagt auf die unmittelbare geo-
graphische Umgebung der EU beschränkt, da die direkte Einflussnahme in 
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diesen Kategorien nur an den neuen Mitgliedstaaten und den Beitrittskan-
didaten nachgezeichnet werden kann. Damit sind diese für die Erklärung 
globalpolitischer Transformationen nicht geeignet.

Die EU als Akteur in den internationalen Beziehungen muss grund-
sätzlich von ihren Mitgliedstaaten unterschieden werden, die aufgrund der 
nicht vergemeinschafteten Außenpolitik nach wie vor als Souveräne auftre-
ten. Als solcher Akteur ist die EU in ihrem Verhältnis zu peripheren Staaten 
am besten als Hegemon beschrieben, der sich von den USA vor allem durch 
ein anderes Mischverhältnis der beiden zentralen Komponenten von Impe-
rialismus, nämlich Zwang und Konsens, unterscheidet (Harvey 2003: 38f.). 
Hegemonie ist ein Modus der Herrschaftsbeziehung, der in erster Linie auf 
einem Konsensapparat aufgebaut ist, der sich aber quasi als ultima ratio der 
Durchsetzungslogik von Herrschaft den (auch militärischen) Zwang offen-
lässt. Zwar spielen Konsens und Kooperation auch im ökonomisch und mi-
litärisch fundierten „Empire“ der USA eine entscheidende Rolle, sie werden 
aber bei einer entsprechenden Notwendigkeit durch vorhandenen Dissens 
rasch nachgereiht. Die Drohung und tatsächliche Anwendung des Zwanges 
zur Durchsetzung von Herrschaft ist im „Empire“ wesentlich unmittelbarer, 
was eine militärisch-logistische Kapazität voraussetzt, über die im globalen 
Maßstab im Moment nur die USA verfügen. Setzen sich die gegenwärtigen 
Trends in der Entwicklung einer europäischen, d.h. EU-spezifischen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik mit einem parallel laufenden Auf- und Ausbau 
militärisch-interventionistischer Instrumente fort, so ist es realistisch anzu-
nehmen, dass sich die EU zu einem Empire in the making weiterentwickelt, 
wobei die Frage offenbleibt, ob die Durchsetzung unter den zukünftig ver-
änderten globalpolitischen Rahmenbedingungen mit dem Aufstieg neuer 
ökonomischer und militärischer player überhaupt möglich sein wird.

Die Interpretation der EU als Hegemon hat aber noch einen anderen 
erkenntnistheoretischen Vorteil gegenüber dem Empire-Konzept. Da der 
Anteil des Konsenses in der methodischen Durchsetzung der eigenen Herr-
schaftsansprüche größer ist als der Zwang, spielen konsensorientierte und 
konsensproduzierende Politiken eine große Rolle. Für einen Hegemon ist 
es im Vergleich zum Imperator noch wesentlich entscheidender, seine Pa-
radigmen von gesellschaftlicher Entwicklung, Wirtschaft oder der Struktur 
des politischen Systems durch konsensartige Annäherungen durchzusetzen. 
Konsensartig deswegen, weil im Hintergrund – aber eben entsprechend weit 
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entfernt – die Drohung des wirtschaftlichen, politischen oder auch militä-
rischen Zwangs steht, die die Konsensfindung „erleichtert“. Nichtsdesto-
trotz darf die Konsensorientierung in der Hegemonie nicht unterschätzt 
werden, die einen zentralen Baustein der Absicherung der Vorherrschaft 
darstellt und in erster Linie an die Eigeninteressen der Eliten etwa im Sü-
den andockt. Ohne diesen konsensualen Unterbau ist Hegemonie langfris-
tig nicht aufrechtzuerhalten.

An dieser Stelle kommt in der europäischen Außenpolitik die Wechsel-
wirkung von Entwicklungspolitik und Sicherheitsinteressen ins Spiel, um 
die es im Folgenden gehen soll. Im Wechselverhältnis von Entwicklungs-
politik und Sicherheit, das sich in den letzten Jahren durch Veränderungen 
auf beiden Seiten massiv transformiert hat, kristallisiert sich der hegemoni-
ale Anspruch der EU sehr deutlich heraus. Eine grundsätzlich konsensori-
entierte Entwicklungspolitik dient der EU zur Durchsetzung entwicklungs- 
und auch sicherheitspolitischer Paradigmen, wobei Sicherheit in erster Linie 
als eigene, europäische Sicherheit verstanden wird. Auch hier spielt Zwang 
eine entscheidende, noch untergeordnete, aber immer wichtigere Rolle. 
Dieses Mischverhältnis von Zwang und Konsens lässt sich im Verhältnis 
Entwicklungspolitik und Sicherheitsinteressen im Sinne des hegemonialen 
Anspruches der EU anschaulich nachzeichnen.

3. Sicherheit und Entwicklung in der EU-Außenpolitik:
Hegemonie und Konsens

Im Rahmen der Forcierung einer gesamteuropäischen Entwicklungs-
politik seit dem Ende des Kalten Krieges werden eigene europäische Sicher-
heitsinteressen stärker in die Agenda dieser Entwicklungspolitik hineinre-
klamiert (vgl. Robinson 2006: 71). Dies reflektiert einen breiten Trend zur 
allgemeinen Verknüpfung von Sicherheits- und Entwicklungspolitik, die 
von der EU folgendermaßen gerechtfertigt wird: „Sicherheit und Entwick-
lung sind wichtige und einander ergänzende Aspekte der Beziehungen der 
EU zu Drittländern. In ihrem jeweiligen Rahmen tragen sie dazu bei, ein 
sicheres Umfeld zu schaffen und den Teufelskreis von Armut, Krieg, Schä-
digung der Umwelt und versagenden Strukturen in Wirtschaft, Gesellschaft 
und Politik zu durchbrechen“ (Europäisches Parlament/Rat/Kommission 
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2006: Punkt 37). Dieses intrinsische Verhältnis von Entwicklung und Si-
cherheit ist zunächst sehr einleuchtend und versteht sich beinahe von selbst. 
Die Schwierigkeit der konkreten politischen Gestaltung dieser Wechselbe-
ziehung ergibt sich aber aus der Diskrepanz zwischen der Tatsache, dass ei-
nerseits zwar in Armut lebende Menschen deutlich stärker von Unsicherheit 
betroffen sind und in ihrem Lebensvollzug eingeschränkt werden, anderer-
seits aber geberdefinierte Sicherheitsinteressen in die Entwicklungspolitik 
wesentlich stärker hineinspielen und in vielen Fällen sogar dominieren. Die 
Entwicklungspolitik hat hier also einen sehr sensiblen Klärungsbedarf, wes-
sen Sicherheit sie unterstützt, da beide Sicherheitsinteressen, die der EU auf 
der einen Seite und der selbst in Armut Lebenden auf der anderen, keines-
falls identisch sind.

3.1 Aufklärung und Eigeninteresse
Das zentrale Konzept, das die EU seit einigen Jahren zur Gestaltung 

der Wechselbeziehung von Entwicklung und Sicherheit verfolgt, ist das der 
„menschlichen Sicherheit“. Wurde Sicherheit lange Zeit als staatliche Si-
cherheit reduziert, konzentriert sich dieser Begriff umfassend auf globale Ri-
siken, die auch die von der EU zitierten Dimensionen wie Umwelt, soziale 
Absicherung, materielle Mindestversorgung oder Garantie der Menschen-
rechte mit einschließen und aus der Sicht des Individuums interpretiert 
werden. Grundlage dieses Ansatzes ist die Einsicht, dass sich Tendenzen der 
Erosion des staatlichen Gewaltmonopols fortsetzen und es daher in Zukunft 
immer schwieriger sein wird, mit militärisch-interventionistischen Mitteln 
stabile Bündnisse einzugehen bzw. die Natur diverser Konflikte den Einsatz 
solcher Mittel überhaupt kontraproduktiv machen (Mahnkopf 2003: 16). 
Daher erscheint es erstrebenswert, die Interdependenzen zwischen individu-
ellen Existenzbedrohungen und mangelndem Schutz der Menschenrechte 
als erweiterte Sicherheit stärker zu beachten und nicht-staatliche Akteu-
rInnen zur Behebung der diversen Ursachen von Unsicherheit stärker einzu-
binden. Menschliche Sicherheit kann daher als eine „Technologie“ (Michel 
Foucault) der Entwicklungspolitik verstanden werden, die es internationa-
len Institutionen, staatlichen Gebern und Einzelorganisationen ermöglicht, 
umfassend und auch unter Einbeziehung klassischer sicherheitspolitischer 
Instrumente auf die Konstitution südlicher Gesellschaften und Individuen 
Einfluss zu nehmen (Duffield 2005: 3).
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Aus europäischer Sicht sprechen vor allem drei Gründe für eine sol-
che Annäherung an das Verhältnis von Entwicklung und Sicherheit (Study 
Group on Europe’s Security Capabilities 2004: 9f.). Erstens werden triftige 
moralische Gründe angeführt. Der moralische Imperativ menschlicher Si-
cherheit besteht dabei im Recht des Menschen, in Würde und Sicherheit zu 
leben. Interessant ist, dass die EU etwa im Bereich Asyl diesem moralischen 
Imperativ nicht folgt und diesen somit als ausschließlich außenpolitischen 
Imperativ interpretiert (vgl. Marischka 2005). Zweitens kann menschliche 
Sicherheit als Unterkategorie der Menschenrechte interpretiert werden, die 
als solche eine rechtliche Verpflichtung der EU begründet, sich für eine ent-
sprechende Umsetzung in ihrer Außenpolitik einzusetzen. Ein möglicher 
Einwand gegenüber einer solchen Rechtfertigung wäre, dass außenpolitisch 
relevante Politikfelder wie Handels- oder Rüstungspolitik nicht nach ihrer 
Menschenrechtstauglichkeit überprüft werden und auch hier der Verdacht 
naheliegt, dass dieses rechtliche Argument eher Rhetorik als Programm ist. 
Und drittens schließlich gibt es seitens der EU ein „aufgeklärtes Eigenin-
teresse“ (enlightened self-interest), das in der Einsicht besteht, dass Europä-
erInnen selbst nicht länger in Sicherheit leben können, während andere 
Menschen weltweit mit gravierenden Unsicherheiten konfrontiert sind. In 
diesem Punkt kommt die Kompetenz der Entwicklungspolitik im Rahmen 
sicherheitspolitischer Eigeninteressen zum Zug. Sie soll dafür sorgen, dass 
Außenpolitik dem „aufgeklärten Eigeninteresse“ der EuropäerInnen ent-
sprechend dienlich umgesetzt wird (Faust/Messner 2004: 9).

3.2 Akkumulation sicherheitspolitischer Kompetenzen
Der europäische Integrationsprozess in den Bereichen Sicherheit und 

Entwicklung ist kein neuer Ansatz, sondern wird mit unterschiedlicher In-
tensität bereits seit Jahrzehnten verfolgt. In den letzten Jahren haben sich 
jedoch qualitative Veränderungen dieser Integrationsansätze ergeben, die 
insbesondere durch weltpolitisch relevante Ereignisse wie Terroranschläge 
provoziert wurden und damit das „aufgeklärte Eigeninteresse“ der EU stär-
ker in den Vordergrund treten lassen. Grundsätzlich handelt es sich bei Ent-
wicklung und Sicherheit um zwei völlig unterschiedliche Zuständigkeiten 
innerhalb der EU, da die Sicherheitspolitik im intergouvernementalen Be-
reich angesiedelt ist (zweite Säule der EU), wohingegen die Entwicklungs-
politik eine gemischte Kompetenz ist, die auch einen echt vergemeinschaf-
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teten Teil enthält (erste Säule). Die EU tritt in diesem Bereich also einerseits 
als selbständiger Akteur auf, muss aber andererseits auf die souveränen Poli-
tiken der Mitgliedstaaten Rücksicht nehmen, die vor allem bei Sicherheits-
fragen sehr bedeutend sind.

Die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU (GASP) ist eine 
Gründung aus dem Jahr 1987, die nach dem Ende des Kalten Krieges und 
der Zunahmen transatlantischer Divergenzen an Bedeutung gewann (Köh-
ne 2005: 23). Seither ist die EU um eine Vertiefung der Koordination und 
Ausweitung der Gemeinschaftskompetenzen bemüht, was ihr nur zum Teil 
gelingt. Die Verträge von Maastricht (1991), Amsterdam (1997) und Nizza 
(2000) schufen nicht nur eine stabilere rechtliche Grundlage für die GASP, 
sondern auch Institutionen wie den Ausschuss für politische und Sicher-
heitsfragen oder den Hohen Repräsentanten als Grundlage eines weiteren 
Ausbaus der GASP.

Eine erste bedeutsame Station auf dem Weg zu einer globalpolitisch 
relevanten EU-Außen- und Sicherheitspolitik war die Europäische Sicher-
heitsstrategie aus dem Jahr 2003, die auch die wachsende Interdependenz 
von Sicherheitsfragen und Entwicklung reflektiert. Diese Strategie kann mit 
Recht als ein programmatischer Gegenentwurf zur Dominanz der USA in-
terpretiert werden (Robinson 2006: 69), auch wenn ihr Potential als Aus-
gangspunkt einer tatsächlichen politischen Konfrontation nicht überschätzt 
werden sollte. Es finden sich in der Strategie aber einige interessante Spuren, 
die auch die Weiterentwicklung des Verhältnisses von Sicherheit und Ent-
wicklung betreffen. Als Dokument stellt sie den ersten Versuch der EU dar, 
eine Langzeitstrategie zu globalen Sicherheitsfragen zu entwerfen und da-
bei die EU als globalen Akteur zu positionieren, obwohl die EU-rechtliche 
Grundlage dafür nur bedingt vorhanden war und immer noch ist. Dem 
Unilateralismus der USA stellt die EU-Strategie einen konsequenten Mul-
tilateralismus entgegen, der nicht nur die militärstrategische Unterlegenheit 
der EU kompensieren soll (Kagan 2003), sondern aus Sicht der EU das ein-
zig adäquate Mittel zur Sicherung von Wohlstand und Sicherheit in Euro-
pa darstellt (European Security Strategy 2003: 9). Der US-amerikanischen 
Methode des „pre-emption“, also vor allem die militärische Bekämpfung ei-
ner Sicherheitsbedrohung, lange bevor diese akut wird, stellt die EU „prä-
ventives Engagement“ entgegen (ebd.: 11), das aus ihrer Sicht besser geeig-
net ist, die eigenen Sicherheitsinteressen langfristig zu wahren. Präventiv 
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ist dieses Engagement, weil es die strukturellen Ursachen von Unsicherheit 
und Risiken bekämpfen soll und damit zum ersten Mal auf einer grundsätz-
lichen strategischen Ebene einen gemeinsamen Handlungsraum von Sicher-
heits- und Entwicklungspolitik eröffnet.

Die Europäische Sicherheitsstrategie ist im Wesentlichen eine „eurozen-
tristische“ Strategie, die die endogenen Sicherheitsbelange und -interessen 
der Nicht-OECD-Staaten systematisch ausblendet. Konflikte und innenpo-
litische Krisen in der Peripherie, die sich zu Quellen veritabler Unsicherheit 
auswachsen können, sind nur im Hinblick auf die möglichen Auswirkungen 
für Europa relevant, als Problemkreise mit per se entwicklungspolitischer 
Bedeutung werden sie nicht erwähnt. Wären echte entwicklungspolitische 
Zielsetzungen mit einbezogen worden, wären die produktiven Querverbin-
dungen zwischen menschlicher Sicherheit und etwa der Doha-Runde der 
WTO, den asymmetrischen Handelsbeziehungen, Verteilungsproblema-
tiken oder der ökologischen Agenda des Johannisburg-Prozesses hergestellt 
worden (vgl. etwa Faust/Messner 2004: 11; Köhne 2005: 38). So bleibt 
die Auffassung der EU über die Wechselbeziehungen zwischen Sicherheit 
und Entwicklung eindimensional, weil auf den möglichen „Mehrwert“ 
von Entwicklungspolitik für die eigenen Sicherheitsbelange beschränkt. 
 Dies begründet ein grundsätzliches Unbehagen vor allem unter zivilgesell-
schaftlichen Organisationen gegenüber einer Vereinnahmung der Entwick-
lungspolitik durch sicherheitspolitische Prioritäten der Geber.

Wie wichtig das Thema Sicherheit auch in der Formulierung einer ge-
samteuropäischen Entwicklungspolitik ist, demonstriert der „Europäische 
Konsens“ von 2005, aber auch die Ausgestaltung bzw. Revision der Regi-
onalstrategien der EU. Der Konsens, der die strategische Grundlage der 
europäischen EZA einschließlich aller EU-Organe sowie der Mitgliedstaa-
ten für die kommenden Jahre bildet, bestätigt nicht nur den intrinsischen 
Charakter von Sicherheit und Entwicklung, sondern fügt zudem ein ak-
tives Interventionsgebot im Falle „schwerwiegender Verletzungen des hu-
manitären Völkerrechts“ (Europäisches Parlament/Rat/Kommission 2006: 
Punkt 37) bei, wie es auch von Kofi Annan gefordert wurde (Annan 2005, 
Punkt 135). Dies ist eine neue Dimension im Aufbau sicherheitspolitischer 
Kompetenz der EU, denn ein aktives Interventionsgebot rechtfertigt umfas-
sende militärische Aufrüstung, die auf europäischer Ebene die Aufstellung 
einer eigenen Interventionstruppe bedeutet. Die Rapid Reaction Force, eine 
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aus 60.000 Mann bestehende EU-Eingreiftruppe, ist seit 2007 einsatzfähig 
und stellt das organisatorische Pendant zu diesem Interventionsgebot dar. 
Ergänzt wird dieses militärische Instrument von einer zivilen Einrichtung: 
dem Rapid Reaction Mechanism, der von der EU 2001 ins Leben gerufen 
wurde. Die Bedingungen, die gegeben sein müssen, um diesen sicherheits-
politischen Mechanismus polizeilicher, humanitärer, institutioneller oder 
demokratiepolitischer Maßnahmen zu aktivieren, sind rückgebunden an 
entwicklungspolitische Zielsetzungen und daher entsprechend umfassend 
formuliert: „situations of crisis or emerging crisis, situations posing threat to 
law and order, the security and safety of individuals, situations threatening 
to escalate into armed conflict or to destabilise the country and where such 
situations are likely to jeopardise the beneficial effects of assistance and coo-
peration policies and programmes, their effectiveness and/or conditions for 
their proper implementation“ (Council of the EU 2001: Art. 3). Der Ge-
staltungsanspruch der EU ist also durch die zunehmende Verzahnung von 
Entwicklungs- und Sicherheitspolitik insgesamt ein umfassenderer gewor-
den, der die Entwicklung der peripheren Gesellschaften in ihrer Gesamt-
heit im Blick hat und sich zusehends von klassischer Entwicklungspolitik 
zu einem gesamtgesellschaftlichen Regulativ transformiert.

Ein weiteres Beispiel für die Entwicklung gesamtgesellschaftlicher Re-
gulative unter dem Primat sicherheitspolitischer Interessen ist die Koopera-
tion der EU mit Afrika bzw. mit den AKP-Staaten (Afrika-Pazifik-Karibik). 
Die Revision des seit dem Jahr 2000 bestehenden Cotonou-Abkommens im 
Jahr 2005, das die Außenbeziehungen der EU zu den AKP-Staaten regelt, 
brachte einen deutlichen Ausbau der sicherheitspolitisch relevanten Passa-
gen. Die AKP-Staaten werden in den revidierten Passagen zur engen Zu-
sammenarbeit mit dem Internationalen Strafgerichtshof verpflichtet. Die 
Kooperationen in der Bekämpfung des Terrorismus und der Verbreitung 
von Massenvernichtungswaffen werden zu zentralen Bestandteilen des Ver-
tragswerkes. Der „politische Dialog über Menschenrechte, demokratische 
Grundsätze und Rechtsstaatsprinzip“ regelt die Ausrichtung der zivilen, 
rechtsstaatlichen Bereiche „menschlicher Sicherheit“ (vgl. AKP-EG-Ab-
kommen 2005).

Brisanter noch ist die Zusammenarbeit mit den afrikanischen Staaten 
bzw. der Afrikanischen Union. Die EU-Afrika-Strategie von 2005, die das 
erste gesamtafrikanische Konzept der EU darstellt, weist die Bereiche Si-
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cherheit und Frieden an gewohnt prominenter Stelle auf. Das eigentlich 
interessante Detail ist aber der Hinweis, dass neben der Afrikanischen Uni-
on als Staatengemeinschaft besonders die African Peace Facility unterstützt 
werden soll (Council of the EU 2005a: 2). Diese Facility existiert seit 2004 
und dient der finanziellen Unterstützung militärischer Missionen auf dem 
afrikanischen Kontinent durch afrikanische Truppen. Aus Sicht der Ent-
wicklungspolitik ist bemerkenswert, dass die Facility aus Mitteln des Euro-
päischen Entwicklungsfonds (EDF), also bilateralen EZA-Mitteln gespeist 
wird, die in der Verantwortung der EU-Mitgliedstaaten liegen. Die Mit-
telausstattung war mit rund 600 Millionen Euro für den Zeitraum 2004 bis 
2006 relativ groß (ca. 4,5 Prozent des gesamten EDF) – Geld, das vor allem 
für die Intervention in Darfur bereitgestellt wurde (Klingebiel 2007: 51). 
Im Rahmen des zehnten Entwicklungsfonds der EU-Mitgliedstaaten sind 
für den Zeitraum 2008 bis 2010 rund 300 Millionen Euro vorgesehen.

Auch die europäischen Programme zur Terrorbekämpfung spiegeln die 
enge Verwobenheit von Entwicklung und Sicherheit wider. Die EU-Stra-
tegie in diesem Bereich besteht aus vier Komponenten, die von der Ver-
hinderung der Anhängerrekrutierung bis zur koordinierten Reaktion auf 
Anschläge reicht (Council of the EU 2005b). Die Prinzipien der guten 
Regierungsführung, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit etc., wie sie im poli-
tischen Dialog des Cotonou-Abkommens festgehalten sind, und die Besei-
tigung „struktureller Faktoren“ wie mangelnde ökonomische Absicherung 
oder Bildungsdefizite sollen auch in der Terrorprävention entsprechende 
Dienste leisten. Darüber hinaus finanziert die EU in Algier ein Anti-Ter-
ror-Zentrum (African Centre for the Study and Research on Terrorism), indem 
die EU-Kommission der Afrikanischen Union technische Expertise zur Be-
kämpfung von Terrorismus zur Verfügung stellt und afrikanische Staaten 
mit internationalen Programmen vernetzt.

4. Militärischer Interventionismus: Hegemonie und Zwang

Den normativen Vorgaben der europäischen Außen-, Sicherheits- und 
Entwicklungspolitik, die auch ein militärisches Interventionsgebot einschlie-
ßen, entsprechen institutionelle und wirtschaftliche Veränderungen im Be-
reich der militärischen Organisation und Rüstung innerhalb der EU. Seit 
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etwa Mitte der 1990er Jahre hat in Europa ein „Konsolidierungsprozess der 
Rüstungsindustrie“ (Bieling 2005: 259) stattgefunden, der weitreichende 
Auswirkungen auf die Gestaltung der Außenbeziehungen hat. Diese Kon-
solidierung umfasst einerseits den Rüstungssektor selbst, der seit dem Ende 
der 1990er Jahre eine weitgehende Konzentration erfahren hat und damit 
an politischem Gewicht zulegte. In Zuge dieser Fusionen entstanden unter 
anderem die Konzerne European Aeronautic Defence and Space Company 
(EADS), Thales und British Aerospace (BAE Systems) (Hantke 2006: 2). 
Insgesamt sind heute 42 der 100 weltweit größten waffenproduzierenden 
Firmen in Europa ansässig, die einen Gesamtanteil von 30,5 Prozent aller 
Waffenverkäufe dieser 100 Firmen tätigen. Obwohl der Durchschnitt der 
Militärausgaben Westeuropas im internationalen Vergleich mit rund 1,7 
Prozent des BIP relativ moderat ist und in den letzten Jahren eher konstant 
bzw. leicht rückläufig war, ist die Konzentration der Rüstungsausgaben auf 
wenige Staaten beachtlich. Westeuropa hat einen Anteil von 86 Prozent an 
den Militärausgaben Gesamteuropas, ein Anteil, der sich im Wesentlichen 
auf sechs Länder beschränkt: Großbritannien, Frankreich, Deutschland, Ita-
lien, Schweden und Spanien (SIPRI 2006: 297). Die in diesen sechs Staa-
ten angesiedelten Rüstungskonzerne produzieren 90 Prozent aller in den 25 
„alten“ Mitgliedstaaten hergestellten Rüstungsgüter (Hayes 2006: 6). Diese 
Konzentration der Rüstungsindustrie seit etwa zwei Jahrzehnten erhöht den 
politischen Einfluss dieses Wirtschaftszweiges erheblich. Die seit längerem 
bestehenden Lobbying-Gruppen dieser Konzerne schlossen sich 2004 zu 
einem großen Dachverband (ASD – AeroSpace and Defence Industries Asso-
ciation of Europe) zusammen, der seitens der EU aktiv in die Gestaltung der 
neuen europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik einbezogen wur-
de (vgl. Slijper 2005).

Andererseits unternimmt die EU selbst Schritte, diesen Konsolidie-
rungsprozess zu unterstützen. Im Juli 2004 wurde eine „Europäische Vertei-
digungsagentur“ gegründet, die die nationalen Beschaffungsprogramme ko-
ordinieren soll, um schrittweise einen gesamteuropäischen Rüstungsmarkt 
entstehen zu lassen, der das Rückgrat einer EU als internationaler militä-
rischer Faktor sein wird. Weitere institutionelle Veränderungen leisten dieser 
Entwicklung Vorschub. Die Rapid Reaction Force als militärische Interventi-
onstruppe wurde bereits erwähnt. Im Graubereich zwischen militärischem 
und zivilem Engagement wurde 2005 beschlossen, Civilian Response Teams 
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aufzustellen, die kurzfristig verlegbare Polizeieinheiten darstellen. Die Eu-
ropean Gendarmerie Force, gebildet von Italien, Frankreich, Spanien, Por-
tugal und Griechenland, ist ein weiteres Instrument, das außenpolitischen 
Zwang zur Durchsetzung interventionistischer Agenden erzeugen kann 
(Pflügler/Hantke 2006: 2).

Realpolitisch konnte die EU ihre wachsenden militärischen Kapazitäten 
bereits einige Male unter Beweis stellen. Ein erster bedeutender Einsatz war 
„Artemis“ 2003, als die EU unter Autorisierung der Vereinten Nationen in 
der Provinz Ituri im Osten der Demokratischen Republik Kongo militärisch 
intervenierte, um Massaker an der Zivilbevölkerung durch örtliche Milizen 
zu verhindern. Im Jahr 2006 war die EU wiederum im Kongo, diesmal zur 
Durchführung der Wahlen. Gerade dieses zivil-militärische Engagement ist 
signifikant für die mittelfristige Strategie der EU. Die humanitäre Dimensi-
on dieser Einsätze war zweifelsohne ein entscheidender Beweggrund. Es gibt 
aber noch zusätzliche Aspekte, die berücksichtigt werden sollten. Die trei-
bende Kraft hinter dem militärischen Engagement der EU war Frankreich, 
das in West- und Zentralafrika traditionell nationale strategische und wirt-
schaftliche Interessen verfolgt. Da in dieser Region französische Militärba-
sen aufgelassen werden (Grimm 2005: 18), versucht Frankreich zusehends 
im Rahmen einer ausgebauten europäischen Präsenz seine Einflussbereiche 
insbesondere gegenüber anderen Akteuren wie den USA, die an Bedeutung 
gewinnen, abzusichern. „Artemis“ war eine willkommene Gelegenheit, die-
se Präsenz in der Region in neuem, europäischem Gewand fortzusetzen und 
auf diese Weise auch wirtschaftliche Interessen zu wahren (vgl. Marisch-
ka 2003). Die „Vergemeinschaftung“ der Sicherheitsinteressen in Europa 
ist damit eine Möglichkeit, nationale Einflusssphären ehemaliger Kolonial-
mächte in der Peripherie auf eine gesamteuropäische Ebene zu heben und 
damit in das neue Zeitalter globaler Neupositionierung zu übersetzen. Zwei-
tens dienten diese Missionen den relativ neuen militärischen EU-Institutio-
nen wie dem Political and Security Committee (PSC), dem European Military 
Committee (EUMC) oder dem Committee for Civilian Aspects of Crisis Ma-
nagement (CIVCOM) zur Demonstration der eigenen Legitimität im Kon-
zert der EU-Organe (Bagoyoko/Gibert 2007: 21). Drittens gelang der EU 
damit als militärischer Akteur zum ersten Mal eine sichtbare Emanzipation 
gegenüber der NATO, die bislang eine einheitliche Außenpolitik der EU er-
schwert hatte. Auch in den Einsätzen am Balkan spielte die Abgrenzung zur 
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NATO eine wesentliche Rolle. Die EU verfolgt mit diesen Einsätzen daher 
eine Langzeitstrategie, im Rahmen derer Afrika zum „Versuchsfeld“ der zi-
vil-militärischen Strategien wurde, die die regionale Hegemonie einzelner 
Mitgliedstaaten wie etwa Frankreich, Großbritannien oder Portugal euro-
päisierten und damit absichern.

5. Zusammenfassung

Die EU ist entgegen der Selbstwahrnehmung einer Mehrheit der EU-
BürgerInnen kein interessenloser Akteur, der sich dem Ideal des „ewigen 
Friedens“ (Immanuel Kant) verschrieben hat und damit das weltpolitische 
Gegengewicht zur offensiven und klar interessengeleiteten Außenpolitik der 
USA bildet. Die EU ist ein globaler Hegemon, der mit den Methoden des 
Konsenses und des Zwanges zunehmend an realpolitischer Bedeutung ge-
winnt und damit sein bereits vorhandenes ökonomisches Gewicht zusehends 
in normative und politisch-militärische Macht übersetzt. Der Rahmen, in 
dem diese Übersetzung stattfindet, ist die schrittweise Verschränkung von 
Sicherheits- und Entwicklungspolitik, die der methodischen Kombination 
aus Konsens und Zwang entspricht. Der Blick auf die zentralen Dokumente 
der EU und die Gestaltung des „Interventionsgebotes“ in Afrika haben ge-
zeigt, dass das Resultat dieser Verschränkung zum einen die primäre Verfol-
gung der europäischen Sicherheitsinteressen ist, zum anderen jedoch unter 
dem Titel der humanitären Intervention auch militärisch-strategische und 
wirtschaftliche Interessen durchgesetzt werden.

Gegenüber den USA verhält sich die EU ambivalent. Einerseits fehlen 
der EU die politischen, rechtlichen und militärischen Voraussetzungen, um 
als Empire in the making eine echte Herausforderung der globalen Domi-
nanz der USA darzustellen. Deshalb wählt die EU andere Strategien und 
Methoden, um sich ihre Einflusssphären zu sichern. Andererseits sucht die 
EU durch eine schrittweise Vorgangsweise langsam die Emanzipation hin 
zu einer geschlosseneren Außenpolitik, die auch das Mittel des militärischen 
Zwanges mit einschließt. Auf dieser Ebene ergeben sich offene Interessenwi-
dersprüche zu den USA. Wie sich die EU gegenüber den neuen global play-
ers wie etwa China verhalten wird, bleibt abzuwarten. Die Kontroverse um 
die Methoden und Inhalte der Entwicklungspolitik, die China unter völlig 
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anderen Voraussetzungen betreibt als die EU, lassen aber vermuten, dass in 
dieser Interessenkonfrontation der Entwicklungsdiskurs ebenfalls eine zen-
trale Rolle spielen wird, um die hegemonialen Eigeninteressen in der Peri-
pherie durchzusetzen.
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Abstracts

Dieser Artikel beschäftigt sich mit den wachsenden Überschneidungen 
zwischen Entwicklungspolitik und Sicherheitsinteressen der Europäischen 
Union. Den größeren Kontext dieser Entwicklung bildet die Rolle der EU in 
den internationalen Beziehungen und ihren Versuchen, insbesondere in den 
Beziehungen zu den Entwicklungsländern eine globale Hegemonie durch 
Zwang und Konsens herzustellen, um auf diese Weise ihr wirtschaftliches 
Gewicht in politische Kontrolle zu übersetzen. Die jüngsten Schritte der 
EU, eine gesamteuropäische Entwicklungspolitik sowie eine Europäische 
Sicherheitspolitik zu formulieren, spiegeln diese wachsende Interdependenz 
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wider. Abschließend eröffnet ein genauerer Blick auf den militärischen In-
terventionismus der EU, dass humanitäre Anliegen eng mit militärischen, 
strategischen und wirtschaftlichen Interessen verknüpft sind.

This article focuses on the increasing combination of development po-
licy and security concerns by the European Union. The broader context is 
the role of the EU in international relations and its attempt to establish a 
global hegemony over the developing countries through coercion as well as 
consent and, thereby, to translate its current economic power into global po-
litical control. The recent steps of the EU to formulate a Europe-wide deve-
lopment policy on the one hand and a common European Security Policy 
on the other both reflect this growing interdependence. Finally, a closer look 
at the EU’s military interventionism shows that humanitarian concerns are 
closely connected with military, strategic and economic interests.

Clemens Six
Österreichische Forschungsstiftung für Internationale Entwicklung  
(ÖFSE)
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From “Aid Conditionality” to “Engaging Differently”:
How  Development Policy Tries to Cope with Fragile States

As the 21st century gets underway, development policy finds itself faced 
with a number of new challenges. On the one hand, it has, in the Millenni-
um Development Goals (MDGs), set itself a number of ambitious targets ge-
ared to improving the living condition of broad segments of the world popu-
lation. On the other hand, the progress of a significant number of countries is 
blocked by the chronic failure – or even complete breakdown – of the state.

Which states can be labeled as “fragile”? The Economist has adopted a cau-
tious approach, publishing a list of 20 “candidates for failure” in March 2005 
based on World Bank data. It highlights the close correlation between state 
failure and conflict: 15 of these 20 countries have experienced armed conflict 
at some point since 1990. The UK‘s Department for International Develop-
ment (DFID 2005) has produced a list of 46 “fragile” countries which scored 
poorly against key performance and development indicators and appeared in 
the World Bank Country Policy and Institutional Assessment (CPIA) ratings 
at least once between 1999 and 2003 (World Bank 2003a, 2003b).

A comparison of the socio-economic conditions in these fragile states 
with those of other poor countries reveals alarming disparities. Per capita in-
come in fragile states amounts to just half that of those of the comparison 
group. Child mortality is twice as high and maternal mortality is actually 
three times greater than in other poor countries. Around one-third of the 
population is malnourished and a high proportion of the population suf-
fers from malaria (DFID 2005: 9). De facto, the Millennium Development 
Goals (MDGs) are beyond the reach of these countries, yet these 46 coun-
tries are home to 870 million people, who make up 14% of the world‘s po-
pulation (see Figure 1).
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Figure 1: Likelihood of Meeting MDGs (Source: U.K. Prime Minister’s Unit 2005)

Fragile statehood has, especially since the 9/11 terrorist attacks in the 
US, also come to be perceived as a threat to global peace and security. Vari-
ous Western countries and international organisations have declared failed 
states to be serious threats to their security, well being, and strategic inte-
rests, even though the empirical evidence to support this argument is rather 
weak (Patrick 2006). However, from a local and regional perspective, state 
failure does represent a major security threat, both for the citizens of the fai-
ling state and for neighbouring countries.

In any case, the securitisation of state failure (Lambach 2006) has 
prompted a flurry of international activity to stabilise and consolidate fra-
gile states. Development discourse had been energised by the agreement on 
the MDGs, and rocked by a debate about aid effectiveness. These various 
factors combined to channel development thinking into a new direction, 
forcing a re-evaluation of policies that had been largely ineffective in fragile 
states. This led to the realisation that the key to both socioeconomic suc-
cess and the stabilisation of fragile states must be sought in efficient, trans-
parent, participatory, and accountable governance structures. According to 
this view, the promotion of good governance not only means providing 
support for state institutions, but also involves support for nonstate institu-
tions at the local, regional, national, and – increasingly – transnational le-
vel. Accordingly, this approach does not strive for “governance beyond the 
state” – as a rule, the sine qua non for viable development and transforma-
tion is state institutions that show at least signs of rudimentary or partial 
consolidation.
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The present study analyses, from a conceptual perspective, develop-
ment-related approaches to dealing with fragile states.. The first part of the 
paper starts out by defining what is meant by the term ‘fragile states’ and 
specifying where the central problems must be sought. In the second part it 
goes on to ask how, despite all adversity, external actors may still become (or 
remain) engaged. The third part analyses state-building as a revitalised de-
velopment paradigm and sketches out an understanding of the state which 
differs from both conventional notions of the strong security state and the 
neoliberal concept of the minimal state. The fourth and final part presents 
the most important conclusions.

1. Fragile States – A Central Challenge for Development
Policy

The state can, in the words of Baker and Ausink, be defined as “a po-
litical entity that has legal jurisdiction and physical control over a defined 
territory, the authority to make collective decisions for a permanent popu-
lation, a monopoly on the legitimate use of force, and a government that 
interacts or has the capacity to interact in formal relations with other such 
entities” (1996: 4).

A properly functioning state will, in essence, fulfill six core functions 
(Debiel 2005): it will guarantee (1) collective and individual security (secu-
rity governance); (2) legitimate political decision-making processes subject 
to horizontal and vertical checks and balances (political governance); (3) 
institutionalized conflict mediation and enforcement of the law (judicial 
governance); (4) law-bound implementation of legislative decisions and ef-
fective taxation (administrative governance); (5) distributive justice and the 
provision of basic social services (social governance), and (6) the basic in-
frastructural and legal conditions needed for the development of economic 
activities (economic governance).

Fragile states are countries that lack the capacity to produce sufficient 
amounts of these political goods, resulting in a dearth of security and basic 
social services for the population. Two types of countries should be differen-
tiated depending on the performance of the state: 
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1. Countries that lack, to some degree, rule of law, protection from 
violence, and social infrastructure will be referred to as unstable states (al-
so called weak states in the literature). While such countries have in large 
measure maintained a monopoly on the legitimate use of force, their po-
litical and administrative systems are hampered by structural deficits that 
render them ineffective and weak. Their judicial systems do not function 
properly, and large segments of the population lack sufficient access to them. 
While these states maintain some basic social services, provision is susceptib-
le to disruption, and the economy is unable to develop due to an underdi-
versified structure of production and faulty or inadequate incentive systems. 
In most such countries, corruption is endemic and physical infrastructure 
remains underdeveloped. Examples of such unstable states would include 
Egypt, Guatemala, and Cambodia.

2. In cases where states have not established, or have lost their sovereign-
ty over large parts of their territory, or in cases where countries are caught 
up in the vortex of state breakdown, we speak of failing states. Here the state 
is unable to adequately fulfill its basic functions in the areas of security, po-
litics, administration, justice, social services, and the economy. Such condi-
tions often encourage the development of cases of “parastatehood” or “pa-
rasovereignty”; that is, cases in which nonstate institutions or traditional, 
local leaders have assumed sovereign powers and/or the responsibility for 
providing core state services. The formal economy will – with the excepti-
on of states with abundant natural resources – be dwarfed by the informal 
or criminal economy. Examples of such countries in the grip of state failure 
would include the DR Congo, Zimbabwe, or Myanmar. Similar conditions 
are also encountered in post-conflict situations, where the main concern is to 
reconstruct state structures (although these cases will not be systematically 
considered in this paper – see Debiel/Terlinden 2005). 

The term “fragile states” does not cover failed states whose public insti-
tutions have come close to total collapse and which are virtually unable to 
provide services. There, development policy usually takes a back seat to hu-
manitarian aid. However, a country recovering from armed conflict or near-
collapse will again fall under the category of “fragile states.”
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2. “Stay Engaged, but Differently”, or: Changing Approaches
to Dealing with “Difficult Partners”

In the 1990s donors were reluctant to engage politically and financially 
with unstable and failing states. There were good reasons for this: the chan-
ces for success of external engagement are, as numerous empirical studies 
have shown, low as long as recipient countries violate the principles of good 
governance or lack the capacities needed for a properly organised state. This 
is why, after the Cold War, development co-operation focused primarily on 
“good performers” that were moving in the direction of market-oriented 
democracy. Accordingly, fragile states used to receive less development aid 
than other LICs (UK Prime Minister’s Strategy Unit 2005: 27), effectively 
making them “forgotten states” (Levin/Dollar 2005).

Recently, however, aid flows to fragile states seem to have increased. A 
study by the World Bank Independent Evaluation Group (2006) reported 
that bank lending to Low Income Countries Under Stress (LICUS) increa-
sed between 2003 and 2005, although certain post-conflict LICUS received 
a disproportionate share. Nevertheless, this confirms the observation that 
state-building and peace-building objectives have received a higher priori-
ty in development policy, displacing considerations about aid effectiveness. 
However, the report notes, these goals are still inadequately defined.  So 
what can be done to stabilise fragile countries and counter the dangers that 
they represent? Experience gained in recent years has brought us closer to 
an answer. The key message is, “Stay engaged, but differently.” As both the 
World Bank and the OECD Development Assistance Committee (DAC) 
have noted, ‘ignoring’ crisis countries is a policy fraught with risk (World 
Bank 2002, OECD/DAC 2001).

2.1 Co-operation with, versus Circumvention of, Partner
Governments
Merely increasing aid is not the way to go, since development assistance 

can easily be used to support predatory regimes. Unfortunately, attaching 
conditionalities to aid payments – a more ‘traditional’ approach – has pro-
ven itself to be ineffective: “Extensive studies of IMF/World Bank policy 
and financial conditionality in structural adjustment programmes in the 
1980s and 90s show that even extremely large economic incentives (up 
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to 50% of governmental budgets) were not able to change policies if the 
country’s elite – or at least reforming elements within it – were not already 
aligned. The fact that conditionality was seen as overly coercive reduced the 
incentives’ political legitimacy and produced a culture of ‘gaming the agree-
ments’ which undermined their effectiveness.” (UK Prime Minister’s Strat-
egy Unit 2005: 112-113)

When dealing with fragile states, development policy cannot any lon-
ger afford to cling to standardised models of intergovernmental co-opera-
tion. Structural adjustment, liberalisation, or privatisation programmes are 
bound to fail if a country’s political-administrative system does not have a 
sufficient level of effectiveness. These measures only have a prospect of suc-
cess when there is domestic demand for them and there are institutions in 
place that are in a position to define and implement bodies of rules.

This has led donors to develop guidelines for co-ordinating their deve-
lopment policy with partner governments. This approach, christened “align-
ment” by the OECD/DAC (2004), aims to match donor strategies, policies, 
and budget planning to the standards and procedures used by recipient go-
vernments. The intention is to promote “local ownership” and to support 
the effective implementation of measures provided. This can be undertaken 
on a structural level (systems alignment) or on the substantative level of the 
measures pursued (policy alignment).

At the same time, however, a lack of development-oriented strategies, 
widespread corruption, or repressive rule among recipient governments may 
make development co-operation with such governments a highly problema-
tic proposition. Therefore, in addition to capacity (see 1.), we need to intro-
duce political will as a further prerequisite of recipient countries (Moreno 
Torres/Anderson 2004: 18-19). Here we can distinguish countries whose 
governments are willing to pursue development-oriented policies from those 
where such a strategy is largely absent. Combining these two traits, we come 
up with four ideal-type cases (see Table 1).
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Table 1: Donor Behaviour in Fragile States

Political Will to Implement 
Development Strategies

No Political Will

Partly functioning 
institutions 
(unstable states)

(1) Systems and policy align-
ment; budget support a rea-
sonable option (e.g. Georgia, 
Mongolia, Tanzania)

(2) Political conditionality 
of development assistance, 
systems alignment, sector 
programs only under strict 
conditions; concentration on 
change agents (e.g. Algeria, 
Azerbaijan, Cuba)

Breakdown of
institutions 
(failing states)
or: post-conflict re-
construction of ins-
titutions

(3) Priority on institution-
building, “zero-generation 
reforms”; policy alignment 
sometimes preferable to sys-
tems alignment; avoidance 
of contentious reforms (e.g. 
Afghanistan, East Timor, Si-
erra Leone)

(4) Partnership-oriented 
development co-operation 
questionable, and so possibly 
better to bypass the state sec-
tor; project work; “shadow 
systems alignment” a feasible 
option
(e.g. Haiti, Myanmar, Zim-
babwe)

Sources: Compiled by the authors, in part borrowing from OECD/DAC 2004:
paras. 9-12 and DFID 2005: 8 (which apply similar criteria).

(1) If a state’s institutions are still functioning reasonably well (unstable 
states), and if its government exhibits the political will to implement deve-
lopment strategies, donors should focus largely on existing structures and 
closely co-ordinate their policy priorities with the recipient government 
(systems and policy alignment). Budget support may make good sense in 
this framework; project work should largely be integrated within sector pro-
grammes, so that the results do not simply ‘fall flat’, but gain an effect over 
a large area. The countries in this group have the best prospects of moving 
from fragile to partially consolidated statehood in the near future.

(2) If governments in unstable states are unwilling to undergo further 
development, the priorities of donors and recipients will likely differ. In 
such cases,  systems alignment alone is to be recommended. Budget sup-
port should be avoided, since the dangers of misuse are too high; sector pro-
grammes are possible under strict conditions and monitoring mechanisms. 
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Additionally, emphasis on the promotion of “change agents” (see 2.2) seems 
to be worthwhile. 

(3) This group is made up of countries whose institutions have largely 
disintegrated while their governments have nevertheless embarked on a re-
form programme. In these countries, donors should provide proactive sup-
port for efforts to (re-)build state institutions, closely co-ordinating their 
policies with partner governments. Policy alignment sometimes has better 
prospects of success than systems alignment in that the task at hand will 
be to reconstruct or reform institutional structures. The donor-side poli-
cy agenda should be reduced as far as possible to a limited number of core 
measures that are actually feasible and verifiable and can present visible suc-
cesses to the population (“quick impact”). For this approach the World 
Bank has coined the term “zero-generation reforms” (World Bank 2002). 
Reform should start out by skirting contentious issues so as not to provoke 
the resistance of “veto players” or “spoilers” (Stedman 1997) at the very start 
of a process of reconstruction or transformation.

(4) The most problematic cases are those countries which suffer from 
institutional breakdown and whose governments do not follow develop-
ment strategies. In some cases – e.g. Myanmar or Zimbabwe – development 
co-operation may be questionable. One possibility for action consists of hal-
ting financial co-operation, concentrating instead on technical co-operati-
on, which is designed to improve the skills and capacities of individuals and 
organisations and which can be misused less easily. If, however, donors, ha-
ving conducted a detailed cost-benefit calculation, decide to stay engaged to 
some extent or other, co-operation with structures beyond the state may of-
ten prove necessary. Project-oriented measures are the vehicle of choice here; 
humanitarian aid will also be often needed. What is referred to as “shadow” 
systems alignment can be a promising way of avoiding the institutionalisa-
tion of parallel structures of service delivery. This is, in effect, an attempt 
to bring development co-operation measures, at least over the medium- to 
long-term, which are closer to alignment with a given country’s institutional 
system – e.g. by designing support measures in such a way as to gear them 
to existing budget classifications, planning cycles, reporting and accoun-
ting procedures, or to established administrative units (OECD/DAC 2004). 
This approach may prove effective at a later stage when qualified non-state 
or sub-state personnel transfer to the government sector.
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2.2 Strengthening “Change Agents”
It is precisely in situations where a given government lacks both the will 

to reform and sufficient political legitimacy that it is important to decide 
whether and in what form it may make sense to support “change agents.” 
The World Bank and the OECD/DAC have been arguing, with increasing 
frankness, for a policy of directly addressing representatives of civil society 
and reform-minded forces in government (e.g. technocrats who are open 
to change). An important role may also be played by scientists and scholars 
with a certain measure of independence (OECD/DAC 2001: nos. 21, 22). 
Frequently, external actors will speak up clearly for freedom of informati-
on and other civil rights, supporting parliamentarians, independent judges, 
journalists, union representatives, and professional associations in their ef-
forts to limit abuses of state power. The work of political foundations and 
academic exchange programmes can also contribute to supporting such re-
form-oriented forces.

However, support of “change agents” is ambivalent, since it may not 
serve to overcome cleavages, but, rather, to deepen them. For instance, in 
predominately Islamic societies, religious-fundamentalist forces are often ar-
rayed against secular forces. If external actors press for rapid modernisation 
and concentrate on a narrow urban elite, they might exacerbate intra-socie-
tal conflict, destroy valuable “social capital” (Putnam 1993) and alienate ru-
ral segments of the population. In supporting democratic and civil society 
forces, donors are thus challenged to ensure that these actors are capable of 
bridging ideological and social divides (OECD/DAC 2003: 14).

2.3 Flanking Support in “Turnaround Situations”
Research on political transformation highlights the importance of win-

dows of opportunity, i.e. time slots during which external actors can have 
a particular impact. During so-called “turnaround situations” a change of 
political power may offer new elites a once-off opportunity to set profound 
reform processes in motion (Haggard/Kaufmann 1995). In such a context, 
“the interests associated with the old regime [may be] discredited and dis-
organized, thus providing an opportunity for reform that would not other-
wise be there. In the longer run, however, the opportunity structure closes, 
as reformers must appeal to a broader spectrum of potential beneficiaries” 
(Hyden et. al. 2003: 12).
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Under such conditions, external efforts can encompass policies like lif-
ting trade barriers, debt relief, aid commitment, supporting constitutio-
nal reform, as well as selected co-operative projects (anti-corruption efforts, 
freedom of the media, the judiciary, parliament). However, times of subs-
tantive change are fraught with risk. In critical situations – e.g. situations 
involving calls for release of opposition leaders or for fair and free elections 
– nothing less than a country’s future may be at stake. Problems are quite 
likely to emerge when a power struggle is resolved in a confrontational man-
ner and when competition among elites is asymmetrical (Merkel et al. 2003: 
229, Table 21). In these situations, external actors may exert constructive in-
fluence by providing mediation forums, promoting conflict-resolution me-
chanisms in the country concerned, and working actively for a reconciliati-
on of interests. Furthermore, advisory services can be offered to support the 
elaboration of new political rules anchored in a new or revised constitution. 
In this connection donors should throw their weight behind efforts concei-
ved to ensure that political competition is structured as symmetrically as 
possible, i.e. to prevent one side from playing the dominant role. In other 
words, external actors should support the process of reconciliation, not par-
ticular actors, lest they be perceived as partial.

3. State-building as a Revitalised Development Paradigm

Step by step, the “engaging differently” paradigm has supplanted the 
“political conditionality” approach and its underlying assumptions of ex-
porting good governance standards to crisis regions. This entailed a partial 
re-orientation of the goals of development aid, which led to a revitalisation 
and an updating of the concept of state-building.

For a long time, state-building was understood as an historic process 
of state formation in specific forms of political organisation exemplified by 
the European ‘model’ that started in late medieval times and replaced em-
pires and kingdoms (Tilly 1975). With the decolonisation of the 1950s and 
1960s, modernisation theory (e.g. Deutsch 1966) assumed that post-colo-
nial countries would undergo a similar process of state- and nation-building 
(Smith 1986). This analogy, however, soon proved wrong – the majority of 
states simply didn’t catch up with the industrialised world.
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The state-building approach has been revitalised in recent years in light 
of experiences with state failure and wars in Somalia, Rwanda, Cambodia, 
Bosnia, Afghanistan and many other cases – in particular in post-conflict 
countries. The major contrast with former concepts is the role that exter-
nal actors are supposed to play. Among development-oriented discussion of 
state-building, we can differentiate three major approaches: the dominant, 
technocratic equation of state-building with building governmental insti-
tutions, the broad concept of nation-building, and, in between the two, a 
concept of “embedded state-building” that focuses on institution-building, 
but explicitly takes into account how state institutions are embedded in so-
cial contexts (see Figure 2). 

Figure 2: Three Concepts of State- and Nation-building (Source: © Tobias Debiel / 
Daniel Lambach)

3.1 Different Approaches to State- and Nation-building
State-building as social engineering: Fukuyama understands state-buil-

ding as creating new, and strengthening existing, governmental institutions 
(2004: 7). This activist understanding (in contrast to the historical process 
outlined above) tries to speed up state-building through deliberate instituti-
onal design: “The model chosen by the international community is a short-
cut to the Weberian state, an attempt to develop such an entity quickly and 
without the long, conflictual and often brutal evolution that historically un-
derlies the formation of states” (Ottaway 2002: 1004).
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Due to its roots in modernisation theory, this approach is very optimistic 
about the changes development policy is able to effect in developing coun-
tries. As a result, it promises quick results, and discounts the importance of 
informal institutions and of cultural and ideational factors. It also considers 
its prescriptions basically apolitical, i.e. it advocates technocratic reforms 
and does not foresee conflict regarding their implementation.

Nation-building: Tied to the concept of state-building, the notion of 
nation-building is more sensitive to these shortcomings, yet it presents an 
even more ambitious policy agenda, since its goal is not just to construct a 
functioning state apparatus, but a well-ordered nation-state. As a result, in 
addition to institutional reform, it calls for the national integration of so-
ciety and the creation of a shared identity (Hippler 2005). Proponents of 
nation-building accept that the latter two goals are very hard to achieve for 
external actors and instead advocate that such actors identify and nurture 
internal processes of nation-building.

State-building and nation-building are frequently used interchangeably 
(Rondinelli/Montgomery 2005), particulary in the US debate, where nati-
on-building represents a catch-all concept for post-conflict reconstruction 
(Fukuyama 2004: 140-141, Talentino 2002). It is important, however, to 
separate the two analytically.

Embedded state-building: We advocate an extended understanding of 
state-building that is situated between the technocratic agenda of state-buil-
ding and the overly ambitious project of nation-building. Our notion of sta-
te-building focuses on the role of political institutions and the way they are 
embedded in society. 

In his case studies on democracy in the Philippines or on the politics of 
HIV/AIDS in Uganda, Putzel (1999, 2004) implicitly develops a model of 
internal state-building that is embedded in and informed by societal dyna-
mics. Putzel puts forward the argument that an incongruence between de-
mocratic, formal and informal institutions is a major impediment to pro-
cesses of democratisation. Societal groups, Putzel argues with reference to 
Putnam (1993), have different effects on democracy: while some organi-
zational forms (such as patronage, clan and language groups) weaken de-
mocratisation, voluntary organizations have a positive effect.
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This approach still focuses on building up the institutional capacity 
of the state. However, it also emphasises that reforms to that effect have 
to be aligned with local structures and resonate with local interests. Ex-
ternal actors can still provide financial aid and technical assistance in ma-
ny areas of state-building, but we do not adopt the expansive catalogue of 
measures from the good governance agenda, which covers all the bases from 
the protection of human rights, norms of accountability, and gender equi-
ty to consensus-based democracy, poverty reduction and pro-poor growth 
(Klemp/Poeschke 2005). Instead, this concept is informed by the view that 
sustainable state-building can only take place when external and domestic 
interests are aligned – it is simply impossible to ‘impose’ Western state struc-
tures on a resisting society. 

This also means that while this approach acknowledges the important 
role of identity in conflict resolution and political integration, it is less cer-
tain that processes of identity-formation (nation-building) can be construc-
tively aided by external actors. Instead of nation-building, we focus on fos-
tering social cohesion and (re-)building social capital. Development policy 
tends to underestimate the importance of this issue, focussing on goals that 
can more easily be defined and achieved, e.g. the reconstruction of the in-
frastructure (Fukuyama 2004). While the importance of visible ‘quick re-
sults’ should not be discounted, social cohesion does not get the attention 
that it deserves. (Re-)Building social capital is arguably one of the most im-
portant goals in fragile states, and one of the most difficult to achieve (Col-
letta/Cullen 2000).

3.2 Embedded and Effective Statehood – Orientations beyond 
the Minimal State and the Leviathan
This does not answer the eternal question ‘how much’ state is necessa-

ry for development and peace. In the 1980s, ‘the State’ was much vilified 
as bureaucratically bloated and as an impediment to development. Accor-
dingly, structural adjustment programs sought to shrink the state apparatus, 
liberalise the economy and privatise state-owned enterprises. This approach 
indeed led to a shrinking of inefficient bureaucracies, but it also failed to re-
cognise the state’s essential operational and regulatory functions. This ide-
ological bias triggered structural adjustment to indiscriminately target the 
state apparatus. Instead of selectively pruning bureaucratic excesses and ta-
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king steps to strengthen core action capacities, the final outcome was often 
the reduction of core state functions, a process that ran counter to develop-
ment interests (see Fukuyama 2004).

As a result, development policy gradually rediscovered the importance 
of the state (World Bank 1997). Today, conventional wisdom can be ex-
pressed in the following axioms: (a) state institutions must be effective, but 
without overplaying their hand by assuming functions beyond their reach, 
and (b) the integrity, effectiveness, and legitimacy of state institutions must 
be anchored locally and should never simply be imposed by means of top-
down approaches.

In bringing about effective statehood the concern is neither to trim pub-
licly perceived functions with a view to creating a ‘minimal state’ or to create 
an all too powerful state that bullies its citizens and chokes off the gover-
nance capacities of economy and society. The concern must instead be to 
find the right balance between an effective state sector and a society capable 
of controlling the state and articulating its own interests. This in turn means 
that the state needs a certain measure of autonomy to realise, in given cases, 
coherent strategies against the resistance of particularist interests in society. 
At the same time, civil society needs a level of self-organisation sufficient to 
enable it to monitor and exert pressure on politics and administration. 

In considering which state functions should be supported and which 
reduced, the terms “scope” and “strength” provide a useful differentiation 
(Fukuyama 2004: 6-14). The term ‘strength’ designates, in this connection, 
the state’s ability to plan and implement policies and legislation in a transpa-
rent fashion. ‘Scope’, on the other hand, denotes the reach of state activities, 
the functions and goals for which a government sees itself responsible. The 
latter can be hierarchised in a certain form. If, e.g., state structures are disin-
tegrated, or state institutions are in no more than a rudimentary state, initial 
efforts will focus on minimum functions, i.e. provision of public goods like 
security and order or guarantees for property rights, but also protection of 
vulnerable population groups. If a state is able to fulfill its basic functions in 
a halfway reliable manner (unstable statehood), the government will be able 
to concentrate on regulatory functions (e.g. environmental and competition 
policy) and the development of social infrastructure (education, health) and 
human security (freedom from pervasive and imminent threats to the physi-
cal and psychological integrity of the person). It is only at a third stage, when 
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state structures have been stabilised and consolidated, that the state will be 
able to play a meaningful, proactive role, e.g. in the sense of industrial policy 
or welfare-oriented redistribution policy (see Table 1).

Table 1: The Scope of State Functions

Minimal
functions

Providing pure public goods:
- defence, AM law and order
- property rights
- macroeconomic management
- public health 
Improving equity:
- protecting the poor

In particular relevant for:
“failing states”/“recovering 
states”

Intermedi-
ate
functions

Addressing externalities:
- education
- environment
Regulating monopoly
Overcoming imperfect education
Insurance, financial regulation
Social insurance

In particular relevant for 
“unstable states”

Activist 
functions

Industrial policy 
Wealth redistribution

In particular relevant for:
‘take-off ’ and consolidated 
states*

* Not covered by the present study.
Source: Fukuyama (2004: 9, Figure 2); based in part on World Bank 1997; column 3 
added by the authors.

4. Conclusion

In the 1990s donors were reluctant to engage politically and financial-
ly under the difficult conditions of state breakdown and failure. The chan-
ces for success of external engagement were, as numerous empirical studies 
had shown, low as long as recipient countries violated the principles of good 
governance or lacked the capacities needed for a properly organised state. 
This is why, after the Cold War, development co-operation focused prima-
rily on ‘good performers’ that were moving in the direction of market-ori-
ented democracy. However, international donors in recent years have more 
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and more realised that it is neither feasible nor desirable to disengage fully 
from crisis countries. Taking into account the great heterogeneity of deve-
lopment paths, development co-operation no longer has the option of clin-
ging to standardised models of intergovernmental co-operation. Empirical 
evidence shows that approaches that push for, or indeed force, reforms by 
imposing political or economic conditionalities have largely failed. Struc-
tural adjustment, liberalisation, or privatisation programmes did not work 
in countries whose political-administrative systems had not already reached 
a certain level of effectiveness. Political conditionality brought about posi-
tive results only when strong social groups in a recipient country called for 
such measures. 

To “engage differently”, international donors are re-orienting their po-
licies towards two available and relevant reference points: the effectiveness 
of state institutions and the political will of the government. Particular at-
tention is given to the the extent to which the support of “change agents” 
is an effective tool. The World Bank and the OECD/DAC, among others, 
have been arguing for a policy of directly addressing representatives of civil 
society, reform-minded forces in government (e.g. technocrats who are open 
to change) and even the diaspora. Support for such groups can indeed trig-
ger a process of transformation, in particular in post-conflict situations. At 
the same time, however, it is also a risky undertaking and can easily further 
exacerbate the alienation between Western-oriented population segments 
and the rest of the population and may undermine a genuine process of 
 nation-building.

The traps and challenges that state fragility poses to development poli-
cies have led to the re-emergence of the state-building paradigm. Although 
it is too early to say ‘goodbye to good governance’, a shift in focus is beco-
ming evident. This new development is not without problems. First of all, 
there are competing understandings of a ‚functioning state‘ and associa-
ted priorities in the process of state-building within the donor community 
which might send mixed signals to local actors and place an unmanageable 
burden on their shoulders. Secondly, state-building approaches may imply 
substantial interference or even intervention by outside actors into the 
societal and political affairs of ‘partner countries’. Donors might be temp-
ted to impose their models – and undermine the ‚ownership rhetoric‘ that 
shapes most of the relevant documents. State-building will thus only suc-
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ceed if it is based on a sound understanding of societal dynamics of state 
formation and a reflective assessment of the limits of external contributions 
in this regard. Neither technocratic models of state-building nor broad ‘all-
inclusive’ approaches – that equate state-building with an OECD model of 
good governance – will be able to capture the complex realities at work in 
crisis regions. Instead, a new paradigm is required that follows the model of 
an embedded and effective state and sees the role of external actors not so 
much in ‘stage-managing’ processes of state-building, but rather in facilita-
ting and supporting indigenous processes as long as they meet certain nor-
mative minimum criteria.
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Abstracts

The article outlines recent changes in the development policy approach 
towards fragile states. Central to this new approach is a greater sensitivity 
towards the conditions in the partner country and a greater focus on chan-
ge agents and turnaround situations. This approach has revitalised the con-
cept of state-building. The article claims that the current understanding of 
the term is too narrow and offers an outline of the concept of ‘embedded 
state-building’ which recognises the societal context of political reform. 
This approach offers the greatest possibility of success in ‘difficult environ-
ments’. 

Der Artikel befasst sich mit Veränderungen in der Entwicklungszu-
sammenarbeit mit fragilen Staaten. Charakteristisch für die neue Herange-
hensweise ist eine bessere Berücksichtigung lokaler Bedingungen sowie ei-
ner besseren Einbeziehung von Reformkräften. Diese Neuausrichtung hat 
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zu einer Wiederbelebung des Staatsbildungskonzepts geführt. Die bisherige 
Interpretation dieser Strategie ist jedoch zu eng, so dass sich der Artikel für 
eine Strategie des „embedded state-building“, also für eine gesellschaftliche 
Einbettung politischer Reformen, ausspricht. Dieses Vorgehen verspricht 
größere Erfolgschancen für die Zusammenarbeit mit instabilen Partnerlän-
dern.
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Joachim Becker, Johannes 
Jäger, Karen Imhof, Corne-
lia Staritz (Hg): Kapitalisti-
sche Entwicklung in Nord 
und Süd: Handel, Geld, Ar-
beit, Staat. Wien: Mandel-
baum 2007 (= Gesellschaft, 
Entwicklung, Politik; 9), 300 
Seiten, 14,00 Euro.

Im Sammelband Kapitalisti-
sche Entwicklung in Nord und Süd 
versammeln die HerausgeberInnen 
Beiträge aus verschiedenen Berei-
chen der Entwicklungsökonomie. 
Ausgehend von der Prämisse „Kapi-
talistische Entwicklung in Nord und 
Süd ist ungleiche Entwicklung“ (S. 
7) gehen die AutorInnen den Fra-
gen nach der „historischen Entste-
hung und Faktoren der Ungleich-
heit“ (eda.) unter den Bedingungen 
kapitalistischer Vergesellschaftung 
nach. Diese grenzt sich durch „den 
Zwang zur Akkumulation von Ka-
pital, den zentralen Stellenwert der 
Lohnarbeit, die zentrale monetäre 
Vermittlung wirtschaftlicher Pro-
zesse, den verwertungsorientierten 
Umgang mit der Natur und die re-
lative Autonomie von wirtschaft-
licher und politischer Sphäre“ (eda.) 
von nicht-kapitalistischen Wirt-
schaftsformen ab. Diese struktu-
rellen Spezifika gliedern das Buch. 
Die anhand dieser Kriterien vor-

genommene Auswahl von Beiträ-
gen behandelt dann schwerpunkt-
mäßig die im Untertitel benannten 
Themenfelder Handel, Geld, Arbeit 
und Staat. Als Querschnittsthemen 
kommen noch die Dimensionen 
von Raum und Zeit hinzu, die in 
unterschiedlicher Ausprägung für 
die Beiträge relevant sind.

Der einleitende Beitrag, den die 
HerausgeberInnen gemeinsam mit 
der Ökonomin Karin Fischer ver-
fassten, geht meiner Ansicht nach 
weit über die Einführung in die im 
Buch behandelten Themen hinaus. 
Aufbauend auf der Regulationsthe-
orie skizzieren die AutorInnen die 
Entwicklung der globalen Ökono-
mie während der letzten hundert 
Jahre anhand von konkreten Bei-
spielen aus Zentrum und Periphe-
rie. Dabei zeigen sie, dass kurze 
Phasen relativ stabiler Entwicklung 
(Fordismus in unterschiedlichen 
Ausprägungen) durch Krisen un-
terbrochen und dann von ausge-
dehnten instabilen Phasen abgelöst 
wurden, was vor allem für Länder 
der (Semi-)Peripherie gilt. Räum-
liche Veränderungen hatten diesbe-
züglich großen Einfluss, und zwar 
in Form des dialektischen Wech-
selspiels zwischen Verflechtungs-
raum – der sich in Flüssen von Wa-
ren, Kapital und Arbeitskräften wie 
auch in diplomatischen Interakti-
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onen und militärischen Interven-
tionen ausdrückt und über keine 
klaren Grenzen verfügt – und dem 
klar eingegrenzten Territorium, wo 
durch einheitliche Normen – z.B. 
Rechts- und Geldnorm – Homo-
genität produziert wird. So wird ge-
zeigt, dass bis in die 1930er Jahre 
der Verflechtungsraum und damit 
die Internationalisierung der Öko-
nomie dominant war, während da-
nach bis in die 1970er Jahre Territo-
rialität größere Bedeutung zukam, 
was den (semi-)peripheren Staaten 
größere ökonomische Handlungs-
spielräume einbrachte. Die darauf 
folgende „Neu-Entdeckung“ des 
Verflechtungsraums ging einher mit 
verstärkter Abhängigkeit der peri-
pheren Staaten und Krisenerschei-
nungen. Daran anschließend (S. 33 
ff.) wird schließlich noch die für pe-
riphere Ökonomien relevante Ty-
pologisierung der Regulationstheo-
rie (v.a. anhand von Becker 2002) 
kurz und prägnant dargestellt. Da-
bei gelingt es, neben einer Einfüh-
rung in den Sammelband auch ei-
ne sehr gelungene Einführung in 
die Verwendungsmöglichkeiten der 
Regulationstheorie in der Entwick-
lungsökonomie zu liefern.

Obwohl die Auswahl der üb-
rigen Beiträge durch die Einleitung 
strukturiert werden, beziehen sie sich 
auf unterschiedliche ökonomische 

und polit-ökonomische Konzepte. 
Oliver Schwank setzt sich in sei-
nem Beitrag zum globalen Handel 
vor allem mit der politischen Öko-
nomie Friedrich Lists auseinander 
und beschreibt die Potenziale von 
Importsubstitution und Exportori-
entierung für Entwicklungsländer 
unter Rückgriff auf aktuelle öko-
nomische Theorien. Auch Christi-
an Zeller behandelt die Thematik 
des globalen Handels. Rekurrierend 
auf kritische Geographie und po-
lit-ökonomische Konzepte zeigt er, 
dass über Direktinvestitionen glo-
bale Ungleichheiten verschärft wer-
den, da sie nur in Industrieländern 
und in wenigen prosperierenden 
peripheren Regionen positive Aus-
wirkungen zeigen. Die Beiträge 
von Johannes Jäger und Karen Im-
hof sowie von Karin Küblböck und 
Cornelia Staritz behandeln die Fra-
ge des Geldes. Während erstere po-
lit-ökonomisch unter Rückgriff auf 
die Regulationstheorie die Bedeu-
tung von Geldordnungen und Leit-
währungen für die Entwicklungs-
ökonomie zeigen, setzt sich der 
zweite Beitrag ökonomisch mit der 
Problematik der Verschuldung aus-
einander. Özlem Onaran zeigt im 
Rahmen post-keynesianischer The-
orie die negativen Auswirkungen 
von Neoliberalismus und Finanz-
krisen auf die Lohnquote in semi-
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peripheren Staaten auf, während 
Andrea Komlosy das Thema der Ar-
beit im Rahmen einer auf der Welt-
systemtheorie fußenden kritischen 
historischen Analyse des Zusam-
menspiels von Formalisierung und 
Informalisierung aufgreift.

Luis Bertola behandelt Latein-
amerika in Zeiten der Globalisie-
rung. Dabei zeigt er – v.a. auf ins-
titutionelle ökonomische Theorien 
Bezug nehmend – historisch den 
Wandel von Globalisierung, Gegen-
tendenzen und einer zweiten Phase 
von Globalisierung und die Auswir-
kungen auf von ihm definierte Re-
gionen des Kontinents. Der Arti-
kel von Dieter Boris zu Staaten in 
der Peripherie bezieht sich ebenfalls 
auf Lateinamerika, wobei er histo-
risch die politische Ökonomie der 
Staatenwerdung und die verschie-
denen Phasen von Staatlichkeit be-
schreibt. Er schließt mit der offenen 
Phase von post-liberalen Entwick-
lungen, die durch den „Linksruck“ 
in Lateinamerika eingeleitet wur-
den. Mit der Frage von Staat und 
Staatlichkeit beschäftigen sich wei-
ter die Beiträge von Ulrich Brand, 
der, zurückgreifend auf Konzepte 
von Nicos Poulantzas, die Internati-
onalisierung des Staates beschreibt, 
sowie von Andreas Novy, der mit 
seiner vor allem das brasilianische 
Beispiel bearbeitenden Darstellung 

der Regionalökonomie die Bedeu-
tung von Raumproduktion hervor-
hebt. Damit zeigt er, dass auch jen-
seits des Nationalstaats Staatlichkeit 
im Sinn von produziertem Terri-
torium bedeutsam ist. Der Beitrag 
der Historikerin Karin Fischer und 
des Geographen Christof Parnrei-
ter beschreibt mit globalen Güter-
ketten und Produktionsnetzwerken 
einen nicht staatszentrierten Ansatz 
für die Entwicklungsökonomie. Im 
abschließenden Beitrag behandelt 
Joachim Becker schließlich schwer-
punktmäßig die mittel- und osteu-
ropäischen Variationen real-sozialis-
tischer Staatlichkeit. Dabei zeigt er, 
dass das Scheitern der Sowjetunion 
und der umliegenden Staaten stär-
ker politisch als ökonomisch be-
dingt war, und thematisiert zudem 
alternative Konzepte, die soziale Be-
wegungen z.B. im „Prager Frühling“ 
aufbrachten, die auch aktuell weiter 
interessant wären.

Die AutorInnen beziehen sich 
auf unterschiedliche Konzepte – 
manche argumentieren rein ökono-
misch, während beim Gros der Au-
torInnen ein polit-ökonomischer 
Zugang vorherrscht. Die dadurch 
teilweise eingeschränkte Kohärenz 
wird jedoch durch die große Band-
breite der vertretenen Theorien 
und Themengebiete wettgemacht. 
Durch diese Mischung ist das Buch 
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insgesamt am besten als eine sehr 
gelungene pluralistische und kri-
tische Einführung in die Thematik 
der Entwicklungsökonomie zu be-
schreiben. 
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Dicke Bücher sind zunächst 
einmal vor allem eines: respektein-
flößend. Dies umso mehr, wenn ihr 
Autor ein ausgewiesener Kenner der 
Materie ist und überdies institutio-
nelle Weihen erfahren hat, zunächst 
an der Universität Innsbruck, mitt-
lerweile als Professor für Geschichte 
in Hildesheim.

Auf insgesamt 1292 Seiten hat 
es Michael Gehler gebracht, und an-
gesichts dieser Dimensionen bedeu-
tet es eine beträchtliche Erleichte-
rung, die zwei Bände für das Journal 
für Entwicklungspolitik rezensieren 
zu dürfen – befinde ich mich doch 
somit in der angenehmen Lage, das 
Werk ohne allzu große Skrupel se-
lektiv lesen zu können. Nicht, dass 
die detaillierten Ausführungen zur 
Südtirolfrage oder zum EU-Beitritt 
ohne Reiz wären. Aber aus Sicht ei-
ner entwicklungspolitischen Zeit-
schrift interessiert wohl primär, auf 
welche Weise und in welchem Aus-
maß das politische Verhältnis Ös-
terreichs zu den globalen Periphe-
rien im Buch thematisiert wird. 
In einem Buch, das nicht weniger 
für sich in Anspruch nimmt, als ei-
ne umfassende Darstellung der ös-
terreichischen Außenpolitik von 
1945 bis zur Gegenwart zu bieten 
(S. 13).

Der historischen Erzählung vor-
angestellt sind ganze vier Seiten, auf 
denen Gehler die Grundprämissen 
des Buchs erläutert – eine angesichts 
des Gesamtumfangs erstaunliche 
Wortkargheit. „Drei elementare Di-
mensionen“ (S. 15) von Außenpo-
litik benennt er: die Tätigkeit der 
Institution Außenministerium, die 
Aktivitäten von Regierung und Au-
ßenministerIn und schließlich die 
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„Außenpolitik im weiteren Sinne“, 
nämlich „Prozesse und Strukturen 
wie den Außenhandel“ (ebd.). Dass 
er dieser letzten Dimension nur ei-
ne untergeordnete Rolle in seiner 
Darstellung einräumt (ebd.), ist ei-
ne ebenso mutige wie fragwürdige 
Entscheidung – und hätte daher 
durchaus eine nähere Erläuterung 
vertragen. Zumal damit jene histo-
riographische Weichenstellung er-
folgt, die das gesamte Buch prägt: 
die ausführliche Würdigung „bio-
graphisch-akteursspezifischer As-
pekte“ (S. 14), getragen von der 
Auffassung, dass „in der Außenpoli-
tik [...] sehr viel durch einzelne her-
ausragende Diplomaten bewirkt“ 
(S. 15) worden sei. Dieser persona-
listische Zugang ist eingebettet in 
eine Perspektive, die stark von der 
österreichischen Innen- und Partei-
politik bestimmt ist. Dementspre-
chend folgt die Periodisierung nicht 
welt-, sondern innenpolitischen Zä-
suren, insbesondere dem Wechsel 
von Regierungen. Zu all dem – zu 
Fragen der Periodisierung, zum Stel-
lenwert ökonomischer Faktoren, zur 
Rolle von Persönlichkeiten in der 
Geschichte, zum Spannungsfeld 
National- versus Globalgeschichte 
– hätte man von einem Spezialisten 
wie Gehler gerne Substantielles ge-
lesen. Dieser aber lässt es bei der Of-
fenlegung seiner Prämissen bewen-

den und macht in weiterer Folge 
einen großen Bogen um das heikle 
Terrain der Geschichtstheorie.

Stattdessen widmet er sich oh-
ne Umschweife der narrativen Auf-
bereitung einer beeindruckenden 
Informationsfülle. Ein Blick auf das 
Inhaltsverzeichnis zeigt einen kon-
ventionell chronologischen Aufbau, 
gruppiert um markante Schwer-
punkte der staatlichen Außenbezie-
hungen. Der Weg zu Staatsvertrag 
und Neutralität, das wechselhafte 
Verhältnis zur europäischen Integra-
tion, die Position Österreichs inner-
halb des Ost-West-Konflikts und die 
Südtirol-Problematik dominieren 
das Buch. Wir haben es allerdings 
mit einem Autor zu tun, der durch-
aus über europäische Grenzen hin-
auszudenken vermag. Der Horizont 
weitet sich dabei nicht nur an den 
vorhersehbaren Stellen, insbesonde-
re der Nahost- und Nord-Süd-Po-
litik Bruno Kreiskys, sondern auch 
an weniger naheliegenden Punkten, 
etwa dem „Fall Öcalan“ 1998/99.

Dennoch wirken diese Abste-
cher wenig systematisch und schei-
nen sich eher an der dem Autor 
zugänglichen Sekundärliteratur 
zu orientieren als am realen Ge-
schichtsverlauf. Die österreichische 
Entwicklungspolitik, um das kras-
seste Beispiel zu nennen, lässt Geh-
ler im Jahr 1970 beginnen. Wenn er 
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dies damit begründet, dass „erst in 
den 1970er Jahren [...] Ansätze und 
Strukturen einer österreichischen 
Entwicklungspolitik erkennbar wer-
den“ (S. 429), so ist dies schlicht-
weg unrichtig und blendet mehr als 
ein Jahrzehnt entsprechender poli-
tischer Debatten und Aktivitäten 
aus (vgl. – in aller Bescheidenheit 
– Hödl 2003). Da sich Gehler of-
fenbar hauptsächlich auf die Arbei-
ten von Benedek (1983) und Höll 
(1986) stützt, endet seine Darstel-
lung entwicklungspolitischen Han-
delns weitgehend mit dem Nord-
Süd-Gipfel von Cancún 1981. 
Die wenigen, hochgradig erratisch 
anmutenden Daten zur österrei-
chischen Entwicklungszusammen-
arbeit, die offenbar die Kluft bis zur 
Gegenwart überbrücken sollten (S. 
445 ff.), verraten wenig über den 
Gegenstand, aber viel über die Dis-
tanz des Autors zu diesem Thema. 
So erfahren wir weder, wie sich der 
EU-Beitritt auf Umfang und Orga-
nisation der EZA auswirkte, noch 
scheint Gehler seine Nähe zu den 
ministeriellen ProtagonistInnen da-
zu genutzt zu haben, um in seinen 
zahlreichen Interviews (S. 1253 f.) 
Innenansichten der Entwicklungs-
politik zu erkunden.

Besser bestellt ist es um die kon-
ventionell außenpolitischen, also 
nicht entwicklungspolitischen, Be-

ziehungen zur „Dritten Welt“. Hier 
widmet sich Gehlers Darstellung 
nicht nur der Nahostpolitik Kreis-
kys, sondern auch unter anderem 
der Ermordung kurdisch-iranischer 
Exilpolitiker in Wien 1989 und 
dem anschließenden Einknicken 
der österreichischen Regierung vor 
iranischen Erpressungsversuchen (S. 
656 ff.). Diese Blicke über Europas 
Grenzen hinaus tragen allerdings 
eher den Charakter von Moment-
aufnahmen, sind an spektakuläre 
Ereignisse geknüpft und lassen län-
gerfristige Analysen vermissen. Dies 
führt gelegentlich zu gravierenden 
Fehleinschätzungen, etwa wenn 
Gehler die ausweichende Haltung 
Österreichs in der Causa Öcalan als 
„Kontinuität der interesselosen und 
folglich passiven österreichischen 
Kurdenpolitik“ (S. 843) bezeichnet 
– offenbar in Unkenntnis des 1992 
spektakulär gescheiterten Versuchs 
von Alois Mock, sich im Rahmen 
der KSZE für Minderheitenrechte 
der türkischen KurdInnen einzu-
setzen. Während es sich bei derar-
tigen Details um historiographische 
Betriebsunfälle handelt, wie sie bei 
großangelegten Überblicksdarstel-
lungen kaum zu vermeiden sind, 
gibt es in Gehlers Geschichtserzäh-
lung Auslassungen, die schwerer 
wiegen: Hatte Österreich keine Po-
sition zum Vietnamkrieg? Waren 
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die heftigen Auseinandersetzungen 
zwischen ÖVP und SPÖ, die sich 
an der Haltung gegenüber dem 
sandinistischen Nicaragua entzün-
deten, nicht einmal einen kurzen 
Abschnitt wert? Ist die Beteiligung 
Österreichs an der UN-Kongo-In-
tervention der frühen 1960er Jah-
re tatsächlich als reines Anhängsel 
der Südtirol-Politik einzustufen (S. 
273)? Und wieso sucht man vergeb-
lich nach einem Kapitel zur österrei-
chischen Chinapolitik?

Am mangelnden Platz kann es 
nicht gelegen haben, denn Geh-
ler geht verschwenderisch damit 
um, und das Buch ist – abgesehen 
vom konzise geschriebenen Resü-
mee – reich an Exkursen und Red-
undanzen. Auch verstaubte Öster-
reichhuberei dürfte nicht im Spiel 
gewesen sein, denn der Autor zeich-
net sich mehrfach durch eine erfri-
schend nüchterne und unkonventi-
onelle Sicht der Dinge aus – etwa 
mit seiner Kritik an der Haltung 
Österreichs beim Zerfall Jugosla-
wiens oder in seiner differenzierten 
Einschätzung des EU-Beitritts.

Und dennoch: Sein Blick bleibt 
über weite Strecken ein enger. Die 
österreichische Außenpolitik scheint 
sich bei Gehler innerhalb ihres eige-
nen, klar umgrenzten Subsystems 
zu bewegen, dessen Zentrum am 
Ballhausplatz lag und das sich nur 

punktuell mit den großen weltpo-
litischen Ereignissen und Prozessen 
berührte. Außenpolitik wird von 
Österreich aus gedacht, nicht als Re-
sultante (und zugleich Teil) globaler 
Zusammenhänge. So mutig und 
wichtig Gehlers Versuch einer groß-
en Synthese ist – sie greift zu kurz, 
und das nicht nur geographisch.
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